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�9�R�U�Z�R�U�W��

Die 29. Zweijahrestagung der Deutschen Gesellschaft für Völkerrecht führte uns 
in die Kulturhauptstadt 2003 und steirische Landeshauptstadt, nach Graz. Vom 
16. bis 19. März 2005 versammelten wir uns an der Karl-Franzens-Universität 
Graz. 
Die Tagung widmete sich diesmal den Themen „Rechtskontrolle von Organen der 
Staatengemeinschaft" und „Vielfalt der Gerichte - Einheit des Prozessrechts?". 
Zum Thema „Die Rechtskontrolle von Organen der Staatengemeinschaft" refe-
rierten Rainer Hofmann (Frankfurt) und Thomas Pfeiffer (Heidelberg). Referate 
zu dem Thema „Vielfalt der Gerichte - Einheit des Prozessrechts?" hielten Stefan 
Oeter (Hamburg) und Astrid Stadler (Konstanz). An die Referate schlossen sich 
jeweils eine Diskussion an und aus wissenschaftlicher Hinsicht wurde die Tagung 
durch ein Podiumsgespräch zum Thema „Einstweiliger Rechtsschutz" abgerun-
det. Das Podiumsgespräch stellte eine Neuerung im Programm dar. 
Das reichhaltige Rahmenprogramm bot die Möglichkeit, die schöne Stadt Graz 
kennen zu lernen. Neben einem Vortrag über Graz und einer Stadt-, Dom- und 
Basilikaführung, einer Besichtigung des Kunsthauses und eines Juweliers wurde 
das Tagungspublikum von dem Bürgermeister der Stadt Graz, Herrn Mag. 
Siegfried Nagl und dem Botschafter der Bundesrepublik Deutschland, Hans-
Henning Horstmann, empfangen. Des Weiteren standen ein Abendessen mit Frau 
Landeshauptmann der Steiermark, Waltraud Klasnic und der Frau Bundesmini-
sterin für Auswärtige Angelegenheiten, Dr. Ursula Plassnik, auf dem Programm. 
Besonders beeindruckend war der Besuch des berühmten Lipizzanergestüts in 
Piber. Abgeschlossen wurde dieses reichhaltige Programm durch einen Besuch 
der Oper Toska im Opernhaus Graz. 
Die Organisation der Tagung oblag dem sich unter der Leitung von Frau Kirsten 
Schmalenbach befindlichen Institut für Völkerrecht und internationale Beziehun-
gen in Graz. Mein besonderer Dank gilt Frau Schmalenbach, Herrn Benedek und 
deren Mitarbeitern für die erfolgreiche Durchführung der Tagung. 
Danken möchte ich auch meinen Mitarbeitern am Max-Planck-Institut für aus-
ländisches öffentliches Recht und Völkerrecht in Heidelberg für die Betreuung 
dieses Tagungsbandes. 

Heidelberg, im Oktober 2006 �5�•�G�L�J�H�U���:�R�O�I�U�X�P��
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Die Rechtskontrolle von Organen der Staatengemeinschaft 

�9�R�Q���3�U�R�I���'�U�����'�U�����5�D�L�Q�H�U���+�R�I�P�D�Q�Q�����)�U�D�Q�N�I�X�U�W���D�P���0�D�L�Q��

A. Einführung 
B. Bestimmung des Gegenstands des Vortrags 
C. Das die Organe der Staatengemeinschaft bindende Recht 

I. Bindung an vertragliche Regelungen 
1. Dem Völkerrecht unterliegende vertragliche Verpflichtungen 
2. Sonstige vertragliche Verpflichtungen 
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Summary 

�$�����(�L�Q�I�•�K�U�X�Q�J��

Die Aktualität des Gegenstands der Beratungen des heutigen Tages zeigt sich unter ande-
rem darin, dass er sich in mancher Hinsicht mit dem Thema deckt, mit dem sich seit 
nunmehr fast drei Jahren unser italienischer Kollege, �*�L�R�U�J�L�R���*�D�M�D����als �6�S�H�F�L�D�O���5�D�S�S�R�U��
�W�H�X�U��der �,�Q�W�H�U�Q�D�W�L�R�Q�D�O���/�D�Z���&�R�P�P�L�V�V�L�R�Q��(ILC) unter dem Titel �5�H�V�S�R�Q�V�L�E�L�O�L�W�\���R�I���,�Q�W�H�U�Q�D��
�W�L�R�Q�D�O���2�U�J�D�Q�L�]�D�W�L�R�Q�V��beschäftigt; bekanntlich hat �*�D�M�D��zu den Sitzungen der ILC in den 
Jahren 2003 1 und 20042 seinen ersten und zweiten Bericht vorgelegt. Noch vor der ILC 
hatte sich aber, was vielleicht weniger bekannt ist, bereits ein Komitee der �,�Q�W�H�U�Q�D�W�L�R�Q�D�O��
�/�D�Z���$�V�V�R�F�L�D�W�L�R�Q��(ILA) der Problematik - allerdings unter dem umfassenderen Ansatz 
der �$�F�F�R�X�Q�W�D�E�L�O�L�W�\���R�I���,�Q�W�H�U�Q�D�W�L�R�Q�D�O���2�U�J�D�Q�L�]�D�W�L�R�Q�V��- angenommen. Nachdem es für die 

1 UN Doc. A/CN.4/532. 
2 UN Doc. A/CN.4/541. 



Tagungen in Taipei,3 London4 und New Delhi5 jeweils umfangreiche Berichte erarbeitet 
hatte, wurde sein umfassender Abschlussbericht auf der ILA-Tagung in Berlin im Jahre 
2004 verabschiedet.6 Bereits zuvor, nämlich im Jahre 1995, hatte das �,�Q�V�W�L�W�X�W���G�H���'�U�R�L�W���,�Q��
�W�H�U�Q�D�W�L�R�Q�D�O��seine Arbeiten zu einem Teilaspekt unseres Gegenstands beendet, nämlich 
den Rechtsfolgen, die sich für die Mitgliedsstaaten einer Internationalen Organisation 
ergeben, wenn diese ihre Verpflichtungen gegenüber Drittstaaten nicht erfüllt.7 Neben 
diesen Gremien hat sich natürlich auch eine Vielzahl von Wissenschaftlern mit den mit 
der Rechtskontrolle von Organen der Staatengemeinschaft verbundenen Problemen be-
schäftigt; stellvertretend für alle sei auf unsere Mit-Gastgeberin, �.�L�U�V�W�H�Q���6�F�K�P�D�O�H�Q�E�D�F�K����
die ihre Habilitationsschrift dieser Thematik gewidmet hat, 8 und meinen Korreferenten, 
�$�X�J�X�V�W���5�H�L�Q�L�V�F�K��aus Wien verwiesen, der sich seit Beginn der Arbeit an seiner Habilita-
tionsschrift immer wieder mit diesem Themenkomplex - und nicht nur als maßgebliches 
Mitglied des erwähnten !LA-Komitees - beschäftigt hat. 9 

Die Rechtskontrolle von Organen der Staatengemeinschaft wirft aber auch unter theore-
tischen Gesichtspunkten interessante und in praktischer Hinsicht höchst bedeutsame 
Fragestellungen auf. Zum einen geht es vor allem um die Frage, ob und in welchem Um-
fang Organe der Staatengemeinschaft, die ja in der Regel entweder Organe von Internati-
onalen Organisationen und damit von Völkerrechtssubjekten oder, was wohl die Ausnah-
me sein dürfte, selbst Völkerrechtssubjekte sind, bei ihren völkerrechtlich beachtlichen 
Handlungen nicht nur an das Recht der von ihnen geschlossenen Verträge, sondern auch 
an das Völkergewohnheitsrecht gebunden sind. Diese Frage mag überraschend scheinen, 
hat doch der Internationale Gerichtshof bekanntlich in seinem Gutachten aus dem Jahre 
1980 zur �,�Q�W�H�U�S�U�H�W�D�W�L�R�Q���R�I���W�K�H���$�J�U�H�H�P�H�Q�W���R�I���������0�D�U�F�K������������ �%�H�W�Z�H�H�Q���W�K�H���:�+�2�� �D�Q�G��
�(�J�\�S�W��erklärt, dass Internationale Organisationen als Völkerrechtssubjekte „are bound by 
any obligations incumbent upon them under general rules of international law". 10 Dies 
aber bedeutet, dass die oben gestellte Frage nach meiner Auffassung deswegen nicht so 
ohne weiteres zu bejahen ist, weil sich das aktuelle Völkergewohnheitsrecht immer noch 
zu einem ganz großen Teil als das Ergebnis der einschlägigen Übung ( �F�R�Q�V�X�H�W�X�G�R����und 
der mit ihr korrespondierenden Rechtsüberzeugung ���R�S�L�Q�L�R���L�X�U�L�V����der Staaten ergibt: Im-
mer noch sind sie, die Staaten, die mit großem Abstand wichtigsten Schöpfer von Völ-
kerrecht. Dieser Befund gilt sowohl für das eigentliche, vertragsunabhängige Völker-
gewohnheitsrecht wie auch für dasjenige, meines Erachtens immer wichtiger werdende 
Völkergewohnheitsrecht, das sich aus dem Bestehen globalen und, sofern man regiona-
les Völkergewohnheitsrecht - wie dies aus meiner Sicht vorzugswürdig erscheint - über-

3 International Law Association, Report ofthe Sixty-Eighth Conference Taipei (1998), S. 584-608. 
4 International Law Association, Report of the Sixty-Ninth Conference London (2000), S. 875-893. 
5 International Law Association, Report ofthe Seventieth Conference New Delhi (2002), S. 772-806. 
6 International Law Association, Report ofthe Seventy-First Conference Berlin (2004), S. 164-234. 
7 Annuaire de l'Institut de Droit International, Vol. 66-II. 
8 �.�����6�F�K�P�D�O�H�Q�E�D�F�K����Die Haftung Internationaler Organisationen (2004). 
9 Vgl. z.B. �$�����5�H�L�Q�L�V�F�K����International Organizations before National Courts (2000); �L�G������Developing Human 

Rights and Humanitarian Law Accountability of the Security Council for the Irnposition of Economic 
Sanctions, American Journal of International Law 95 (2001), S. 851-872; und �L�G������Governance Without 
Accountability?, German Yearbook of International Law 44 (2001), S. 270-306. 

10 Interpretation of the Agreement of 25 March 1951 Between the WHO and Egypt, Advisory Opinion, 
I.C.J. Reports 1980, S. 73 ff. (90); vgl. hierzu �.�����2�H�O�O�H�U�V���)�U�D�K�P����Interpretation of Agreement of 25 March 
1951 between WHO and Egypt (Advisory Opinion), in: R. Bernhardt (ed.), Encyclopedia of Public Inter-
national Law, Vol. II (1995), S. 1426-1429. 
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haupt akzeptiert, regionalen Völkervertragsrechts ergibt. Um dies an den für meine Ar-
beitsgebiete wichtigsten Bereichen zu verdeutlichen: Sowohl der Schutz der Menschen-
rechte im weitesten Sinne wie das humanitäre Völkerrecht beruhen heute zum größten 
Teil auf völkervertraglichen Normen, denen zu einem ganz erheblichen Umfang die 
Eigenschaft von Völkergewohnheitsrecht zugemessen wird. Die entsprechenden Verträge 
wurden aber ganz überwiegend von den Vertretern der Staaten ausgehandelt, von den 
Staaten ratifiziert und durch deren nachfolgende Praxis inhaltlich näher bestimmt und 
gegebenenfalls auch weiter entwickelt. Es stellt sich also die völkerrechtstheoretische -
und auch in praktischer Hinsicht bedeutsame - Frage, ob und inwieweit nun Organe 
internationaler Organisationen, die ja in den letzten Jahren immer mehr Aufgaben über-
nommen haben, die früher Organen von Staaten vorbehalten waren, an solche Normen 
des von Staaten geschaffenen Völkergewohnheitsrechts gebunden sind. 11 Von welch ho-
her praktischer Bedeutung diese Frage ist, kann an dieser Stelle erst einmal mit dem pau-
schalen Hinweis auf das Schlagwort von der �L�Q�W�H�U�Q�D�W�L�R�Q�D�O�H�Q���9�H�U�Z�D�O�W�X�Q�J��ganzer Territo-
rien - wie insbesondere des Kosovo - gezeigt werden. 

Dieses Problem des Umfangs der rechtlichen Bindung des Handelns von Organen der 
Staatengemeinschaft und der entsprechenden rechtlichen Kontrolle zeigt sich auch und 
vor allem- wenn man so sagen möchte: in zugespitzter Form - an einem eigentlich nicht 
neuen Komplex, nämlich der Stellung des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen. Nicht 
erst seit dem �/�R�F�N�H�U�E�L�H���)�D�O�O��haben sich Völkerrechtswissenschaftler und Diplomaten 
immer wieder mit der Frage beschäftigt, ob und in welchem Umfang völkerrechtlich re-
levante Handlungen des Sicherheitsrates gerichtlicher Kontrolle, insbesondere des Inter-
nationalen Gerichtshofes, unterliegen. 12 Insofern ist wohl festzustellen, dass den meisten 
von uns die traditionellen Begrifflichkeiten unbefriedigend erscheinen oder jedenfalls er-
scheinen sollten, dass nämlich der Sicherheitsrat in politischer Hinsicht Hauptorgan der 
Vereinten Nationen sei, während der Internationale Gerichtshof ihr Hauptrechtspre-
chungsorgan darstelle. Daraus folgt dann der - in der Praxis nicht immer hilfreiche -
Schluss, dass der Sicherheitsrat, wenn überhaupt, nur hinsichtlich der rechtlich relevan-
ten Aspekte einer entsprechenden Kontrolle durch den Internationalen Gerichtshof unter-
liegt bzw. unterliegen könne, was natürlich zu der Frage führt: Welches Organ besitzt die 
Kompetenz zu entscheiden, ob es sich um eine politische oder eine rechtliche Handlung 
handelt? Wie auch in vielen anderen Bereichen des Handelns der internationalen Staa-
tengemeinschaft haben auch hier die Ereignisse und Folgen der Anschläge des 11. Sep-
tember 2001 einen tief greifenden Wandel gebracht: Bekanntlich hat der Sicherheitsrat 
mit seiner den finanziellen Aspekten der Bekämpfung des Terrorismus gewidmeten Re-
solution 13 73 (2001) erstmals seine - ihm von der Charta durchaus zugewiesene - Rolle 
eines internationalen Gesetzgebers ausgeübt und scheint, wie das Beispiel der Resolution 
1540 (2004) zur Nichtverbreitung von Massenvernichtungswaffen zeigt, auch durchaus 
Gefallen an einem solchen Vorgehen gefunden zu haben. 13 Im Rahmen dieser Einführung 

11 Vgl. hierzu die umfassende Studie von �*���&�D�K�L�Q����La coutume internationale et les organisations internati-
onales (2001 ). 

12 Aus der kaum überschaubaren Fülle an Literatur sei stellvertretend für alle hingewiesen auf �-���'�H�O�E�U�•�F�N����
Article 24, in: B. Simma (ed.), The Charter of the United Nations. A Commentary (2nd ed. 2002), Rn 9; 
und �(�����.�O�H�L�Q����Die Internationalen und die Supranationalen Organisationen, in: W. Graf Vitzthum (Hrsg.), 
Völkerrecht (3. Aufl. 2004), S. 245-355 (Rn 152), beide mit weiteren Nachweisen. 

13 Vgl. hierzu etwa S. �7�D�O�P�R�Q����The Security Council as World Legislature, American Journal of International 
Law 99 (2005), S. 175-193; �(�����G�H���:�H�W����The Security Council as a Law Maker, in: R. Wolfrum/ V. Röben 
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soll es mit der Bemerkung sein Bewenden haben, dass - wie allgemein bekannt ist - ge-
rade die in der erstgenannten Resolution enthaltenen Vorschriften über das Einfrieren des 
Privatvermögens von Personen, die auf eine Liste mit des Terrorismus oder seiner Unter-
stützung Verdächtigen geraten sind, wegen ihres Mangels an effektiven Rechtsschutz-
möglichkeiten ganz erhebliche menschenrechtliche Probleme begründen und auch ent-
sprechende Kritik hervorgerufen haben. 14 Abgesehen von den mit diesen Regelungen 
unmittelbar verbundenen Problemen werfen sie aber die - wenn man so will: alte und bis 
dahin eher hypothetisch diskutierte - Problematik auf, die sich vielleicht so formulieren 
lässt: Kann eine auf dem Primat des Rechts beruhende internationale Ordnung es hin-
nehmen, dass sich Art. 103 der Charta der Vereinten Nationen so verstehen lässt, oder 
gar so zu verstehen ist, dass wohl zwar nicht alle Organe der Vereinten Nationen, aber 
doch jedenfalls der Sicherheitsrat, zumindest wenn er in Ausübung seiner Befugnisse aus 
dem VII. Kapitel handelt, jeglicher Bindung an das Recht enthoben sei? Immerhin würde 
dies bedeuten, dass ihm eine Stellung - �D�E�V�R�O�X�W�X�V���O�H�J�L�E�X�V��- zukäme, deren Überwindung 
- im Bereich des nationalen Rechts - zu den wichtigsten Errungenschaften des moder-
nen Verfassungsrechts gezählt oder gar als die �F�R�Q�G�L�W�L�R���V�L�Q�H���T�X�D���Q�R�Q��des kontinentaleu-
ropäischen Rechtsstaatsbegriffs, aber auch der angelsächsischen �U�X�I�H���R�I���O�D�Z��begriffen 
wird. 

Während diese zunächst noch kursorischen Überlegungen das Problem ansprachen, an 
welches Recht Organe der Staatengemeinschaft bei ihrem Handeln gebunden sind, stellt 
sich, hiermit unmittelbar verbunden, eine weitere Frage: Welche Rechtsfolgen ergeben 
sich, wenn solche Organe das von ihnen zu beachtende Recht verletzen; es handelt sich 
also um die Frage der Verantwortlichkeit oder Haftung. Auch wenn es sich dabei zu ei-
nem großen Teil um Probleme handelt, die - aufbauend auf dem seit langem wesentlich 
stärker entwickelten Recht der Staatenverantwortlichkeit - seit einiger Zeit vertieft erör-
tert werden, 15 gibt es doch einige spezifische und durchaus umstrittene Aspekte: Hierzu 
gehört zum einen die Frage, unter welchen Voraussetzungen Handlungen der von diesen 

(eds.), Developments oflnternational Law in Treaty Making (2005), S. 183-226; �X�Q�G�$�����=�L�P�P�H�U�P�D�Q�Q�����%����
�(�O�E�H�U�O�L�Q�J����Grenzen der Legislativbefugnisse des Sicherheitsrates, Vereinte Nationen 2004, S. 71-77; s. 
auch �5�����:�R�O�I�U�X�P����Der Kampf gegen die Verbreitung von Massenvernichtungswaffen: Eine neue Rolle für 
den Sicherheitsrat, in: K. Dicke/ S. Hobel K.U. Meyn/ A. Peters/ E. Riedel/ H.J. Schütz/ C. Tietje (Hrsg.), 
Weltinnenrecht. Liber amicorum Jost Delbrück (2005), S. 865-875. 

14 Bekanntlich haben sowohl der damalige UN High Commissioner for Human Rights, �6�H�U�J�L�R���9�L�H�L�U�D���G�H��
�0�H�O�O�R����wie seine Vorgängerin, �0�D�U�\���5�R�E�L�Q�V�R�Q����das unter der Resolution 1373 (2001) eingesetzte Counter-
Terrorism Committee nachdrücklich zur Beachtung der Menschenrechte bei seiner Tätigkeit aufgefordert; 
zur Arbeit dieses Komitees vgl. etwa �(���� �5�R�V�D�Q�G����Security Council Resolution 1373, The Counter-
Terrorism Committee, and the FightAgainst Terrorism, American Journal oflnternational Law 97 (2003), 
S. 333-341; und �L�G������The Security Council's Efforts to Monitor The Implementation of Al Qaeda/Taliban 
Sanctions, American Journal oflnternational Law 98 (2004), S. 745-763. 

15 Vgl. etwa �7���*�L�H�J�H�U�L�F�K����Verantwortlichkeit und Haftung für Akte internationaler und supranationaler Or-
ganisationen, Zeitschrift für vergleichende Rechtswissenschaft 104 (2005), S. 163-191; �.�����*�L�Q�W�K�H�U����Inter-
national Organizations, Responsibility, in: R. Bernhardt (ed.), Encyclopedia of Public International law, 
Vol. III (1997), S. 1336-1340; �*���+�D�I�Q�H�U����The Rule of Law and International Organizations, in: K. Dicke/ 
S. Hobel K.U. Meyn/ A. Peters/ E. Riedel/ H.J. Schütz/ C. Tietje (Hrsg.) (op. cit. Anm. 13), S. 307-314; �-����
�.�O�D�E�E�H�U�V����An Introduction to International Institutional Law (2002), S. 300 ff.; �3���.�O�H�L�Q����La responsabilite 
des organisations internationales dans les ordres juridiques internes et en droit des gens (1998); �:�� �0�H�Q�J����
Internationale Organisationen im völkerrechtlichen Deliktsrecht, Zeitschrift für ausländisches öffentliches 
Recht und Völkerrecht 45 (1985), S. 324-357; �0���3�H�U�H�]���*�R�Q�]�D�O�H�]����Les organisations internationales et le 
droit de la responsabilite, Revue Generale de Droit International Public 92 (1988), S. 63-102; und �.����
�6�F�K�P�D�O�H�Q�E�D�F�K����(op. cit. Anm. 8). 
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Organen bzw. Organisationen beauftragten natürlichen - oder gegebenenfalls auch juris-
tischen - Personen diesen Organen bzw. Organisationen zuzurechnen sind. Zum anderen 
handelt es sich um die Frage, ob und gegebenenfalls unter welchen Umständen sich aus 
solchen, den erwähnten Organen bzw. Organisationen grundsätzlich zurechenbaren 
Rechtsverletzungen eine Haftung auch der Mitgliedsstaaten solcher Organisationen bzw. 
derjenigen Staaten, die solche Organe geschaffen bzw. beauftragt haben, ergibt. Mit an-
deren Worten: Gibt es in solchen Fällen eine konkurrierende - oder gegebenenfalls gar 
ausschließliche - Haftung der Staaten und, falls nein, kann auf sie unter bestimmten Vor-
aussetzungen subsidiär zugegriffen werden? 

Für den Bereich des - wenn man die deutsche Terminologie benutzen möchte - fiskali-
schen oder - in Analogie an das Recht der Staatenimmunität - als nicht-hoheitlich ���D�F�W�D��
�L�X�U�H���J�H�V�W�L�R�Q�L�V����zu bezeichnenden Handelns gilt, dass dieses Problem seit dem berühmten 
Fall der Zahlungsunfähigkeit des �,�Q�W�H�U�Q�D�W�L�R�Q�D�O���7�L�Q���&�R�X�Q�F�L�O��jedenfalls im Schrifttum im-
mer wieder ausführlich behandelt wurde, 16 ohne dass sich - jedenfalls soweit ersichtlich 
- mangels ausreichender einschlägiger Staatenpraxis eine einhellige Auffassung heraus-
gebildet hat. Für die Zwecke dieses Vortrages von größerer Bedeutung scheint hingegen 
der Bereich des nicht-fiskalischen oder hoheitlichen ���D�F�W�D���L�X�U�H���L�P�S�H�U�L�L����Handelns zu 
sein, der seit dem berühmten Gutachten des Internationalen Gerichtshofs im �5�H�S�D�U�D�W�L�R�Q�V��
�I�R�U���,�Q�M�X�U�L�H�V���)�D�O�O��aus dem Jahre 1949,17 in dem die Möglichkeit einer grundsätzlich ei-
genständigen Haftung Internationaler Organisationen als Folge ihrer Völkerrechtssubjek-
tivität erstmals bejaht wurde, immer wieder angesprochen wurde. Dieses Problem hat in 
jüngster Zeit, namentlich als Folge der Zunahme von �S�H�D�F�H���N�H�H�S�L�Q�J��und �S�H�D�F�H��
�H�Q�I�R�U�F�H�P�H�Q�W��Aktionen der Vereinten Nationen oder von ihnen hierzu autorisierter Staaten 
einerseits sowie im Zusammenhang mit dem militärischen Einsatz der NATO gegen das 
ehemalige Jugoslawien und den sich hieraus ergebenden Verfahren vor dem Internatio-
nalen Gerichtshof18 und dem Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte19 anderer-
seits, ganz erheblich an praktischer Bedeutung gewonnen. 

Mit diesen einführenden Bemerkungen ist hoffentlich das ganz erhebliche Potential an 
wichtigen Fragestellungen vor Augen geführt worden, das der Gegenstand unserer heuti-
gen Beratungen eröffnet. Zum Abschluss dieser Einführung sei noch ganz kurz der auf 
diesen einführenden Bemerkungen beruhende Gang der nachfolgenden Darlegungen 
aufgezeigt: Begonnen wird mit einer knappen Eingrenzung dieses Beratungsgegen-
stands, d.h. einer Definition, wie - für die Zwecke dieses Vortrags - die Begriffe „Orga-

16 Vgl. etwa �0�� �+�D�U�W�Z�L�J����Die Haftung der Mitgliedsstaaten für Internationale Organisationen (1993); �0��
�+�H�U�G�H�J�H�Q����Bemerkungen zur Zwangsliquidation und zum Haftungsdurchgriff bei internationalen Organi-
sationen, Zeitschrift für ausländisches öffentliches Recht und Völkerrecht 47 (1987), S. 537-557; �3��
�6�D�Q�G�V����The Tin Council Litigation in the English Courts, Netherlands International Law Review 34 
(1987), S. 367-391; und �,�����6�H�L�G�O���+�R�K�H�Q�Y�H�O�G�H�U�Q����Piercing the Corporate Veil of International Organiza-
tions: The International Tin Council Case in the English Court of Appeals, German Yearbook of Interna-
tional Law 32 (1989), S. 43-54. 

17 Reparation for Injuries Suffered in the Service of the United Nations, Advisory Opinion, I.C.J. Reports 
1949, S. 174 ff.; vgl. hierzu �(�����.�O�H�L�Q����Reparation for Injuries Suffered in Service of UN (Advisory Opin-
ion), in: R. Bernhardt (ed.), Encyclopedia of Public International Law Vol. IV (2000), S. 174-176. 

18 Bekanntlich hat der Internationale Gerichtshof mit Urteilen vom 15.12.2004 die Klagen von Serbien und 
Montenegro gegen Belgien, Deutschland, Frankreich, Italien, Kanada, Niederlande, Portugal und das Ver-
einigte Königreich ���/�H�J�D�O�L�W�\���R�I���W�K�H���8�V�H���R�I���)�R�U�F�H����wegen seiner fehlenden Zuständigkeit zurückgewiesen; 
abgedruckt u.a. in International Legal Materials 44 (2005), S. 299 ff. 

19 EGMR, �%�D�Q�N�R�Y�L�F���H�W���D�O�����Y���%�H�O�J�L�X�P���H�W���D�O������12.12.2001 , RJD 2001-XII. 
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ne der Staatengemeinschaft" und „Rechtskontrolle" verstanden werden. Insofern wird 
gezeigt werden, dass es sich dabei um Organe internationaler Regierungsorganisationen, 
also Internationaler Organisationen im klassischen völkerrechtlichen Sinne, handelt; dies 
bedeutet, dass die Rechtskontrolle der Handlungen internationaler Nicht-Regierungs-
organisationen (NGOs) und anderer �Q�R�Q���V�W�D�W�H���D�F�W�R�U�V��nicht erfasst ist.20 Zum Zweiten 
wird erklärt werden, dass der Begriff der „Rechtskontrolle" - in Anlehnung an den von 
der ILC verwendeten Terminus der �U�H�V�S�R�Q�V�L�E�L�O�L�W�\��(Verantwortlichkeit) - als beschränkt 
auf die Kontrolle anhand rechtlicher Kategorien verstanden wird, also deutlich enger als 
der - etwa von dem eingangs erwähnten Komitee der ILA verwendete - Begriff der �D�F��
�F�R�X�Q�W�D�E�L�O�L�W�\��(Zurechenbarkeit), der ja auch eher politische Kriterien einschließt.21 Nach 
dieser Eingrenzung des Gegenstandes des nachfolgenden Vortrages wird in einem ersten 
Schritt - und dies eher beispielhaft - untersucht werden, an welche Rechtsnormen Orga-
ne der Staatengemeinschaft gebunden sind; in einem zweiten Schritt ist dann zu prüfen, 
welche materiellen Folgen sich aus möglichen Verstößen gegen solche bindenden 
Rechtsnormen ergeben. In der Terminologie des Rechts der Staatenverantwortlichkeit 
heißt das, dass zunächst die Primärnormen bestimmt werden, bevor die einschlägigen 
Sekundärnormen erörtert werden. 

Im Anschluss hieran wird dann Herr Kollege �5�H�L�Q�L�V�F�K��entsprechend den zwischen uns 
und mit dem Vorstand getroffenen Vereinbarungen über die eher prozeduralen Fragen 
vortragen, bevor sich dann - nach der Kaffeepause - Herr Kollege �3�I�H�L�I�I�H�U��der Proble-
matik aus der Sicht des Internationalen Privatrechts zuwenden wird. 

�%�����%�H�V�W�L�P�P�X�Q�J���G�H�V���*�H�J�H�Q�V�W�D�Q�G�V���G�H�V���9�R�U�W�U�D�J�V��

Wegen der eingangs dargestellten aktuellen Entwicklungen ist jedem Völkerrechtler die 
Frage nach der �U�H�V�S�R�Q�V�L�E�L�O�L�W�\��oder auch �D�F�F�R�X�Q�W�D�E�L�O�L�W�\��von Internationalen Organisatio-
nen vertraut. Daher muss es auf den ersten Blick erstaunlich erscheinen, dass uns der 
Vorstand der Gesellschaft beauftragt hat, zur Frage der „Rechtskontrolle von Organen 
der Staatengemeinschaft" vorzutragen. Nach meinem Verständnis verbirgt sich hinter 
dieser Wortwahl zum einen eine gewisse Erweiterung, zum anderen aber auch eine Ver-
engung des Erörterungsgegenstandes. Diese Aussage muss erklärt werden: Für die ge-
genwärtigen Arbeiten der ILC, aber auch die abgeschlossenen Untersuchungen des er-
wähnten Komitees der ILA, steht bzw. stand die Frage im Vordergrund, welchem Völ-
kerrechtssubjekt Handlungen von Organen Internationaler Organisationen oder diesen 
von ihren Mitgliedsstaaten überlassenen Akteuren zuzurechnen sind bzw. wer für Hand-
lungen verantwortlich ist, die von diesen Mitgliedsstaaten aufgrund eines Auftrags oder 
einer Autorisierung seitens einer solchen Internationalen Organisation begangen werden. 
Insofern stellte und stellt sich nicht die Frage einer von der Verantwortlichkeit oder Haf-
tung der Internationalen Organisation möglicherweise getrennten Verantwortlichkeit o-
der Haftung eines solchen Organs. Der Gegenstand unserer Beratungen ist aber in einem 
erheblichen Aspekt weiter: Es geht nicht allein um die Verantwortlichkeit von Akteuren 

20 Vgl. hierzu statt aller �$�����5�H�L�Q�L�V�F�K����Governance Without Accountability?, German Yearbook of Interna-
tional Law 44 (2001 ), S. 270-306 (287 ff.). 

21 �-�E�L�G������S. 273 ff. 

6 



- oder, wenn man so will: Organen - der Staatengemeinschaft, sondern um die gewis-
sermaßen vorgelagerte Möglichkeit, ihre Handlungen einer Kontrolle am geltenden 
Recht zu unterwerfen. Dies bedeutet, dass hier nicht nur die Frage zu behandeln ist, ob 
und in welchem Umfang Internationale Organisationen als solche einer solchen Rechts-
kontrolle unterliegen, sondern zum einen, ob und wie sichergestellt werden kann, dass 
die Organe selbst einer solchen Rechtskontrolle unterliegen - die Bedeutung dieses An-
satzes zeigt sich insbesondere am Beispiel des Sicherheitsrates, der jedenfalls im Zu-
sammenhang mit seinen auf seine Befugnisse aus dem VII. Kapitel gestützten Aktivitä-
ten mit Fug und Recht als Organ der Staatengemeinschaft und nicht mehr - nur - der 
Vereinten Nationen bezeichnet werden kann. Zum anderen lassen sich · mit dieser Be-
zeichnung aber auch ganz allgemein diejenigen Institutionen erfassen, die von den Mit-
gliedsstaaten einer Internationalen Organisation oder eines multilateralen Vertrages auf 
der Grundlage eines Vertrages zur Verfolgung bestimmter Ziele errichtet werden. Jeden-
falls sofern solchen - häufig als �W�U�H�D�W�\���R�U�J�D�Q�V��bezeichneten - Organen die Befugnis zur 
verbindlichen Rechtsetzung oder jedenfalls Rechtsdurchsetzung, insbesondere im Zu-
sammenhang mit der Überwachung vertraglicher Verpflichtungen, eingeräumt wird, 
stellt sich auch für sie die alte Frage: �4�X�L�V���F�X�V�W�R�G�L�H�W���L�S�V�R�V���F�X�V�W�R�G�H�V�"������

Was nun die Verengung - oder Eingrenzung - des Beratungsgegenstandes angeht, so er-
gibt sie sich, jedenfalls nach dem hier zugrunde gelegten Verständnis, aus der Wahl des 
Begriffs „Rechtskontrolle". Ausgeschlossen sind danach nämlich alle eher politisch be-
stimmten Kontrollmechanismen, bei denen Staaten, aber auch andere Völkerrechtssub-
jekte - oder internationale Akteure - wie namentlich NGOs, internationale �)�R�U�D��nutzen, 
um ein von ihnen gewünschtes Verhalten Internationaler Organisationen bzw. von Orga-
nen der Staatengemeinschaft zu erreichen bzw. nicht gewolltes Handeln zu sanktionie-
ren. Zu diesen Mechanismen zählen etwa rein politisch motivierte Abstimmungen in den 
Gremien internationaler Organisationen einschließlich Schritte zur Festlegung des Bud-
gets oder internationale Kampagnen, namentlich seitens NGOs, die mit dem Ziel unter-
nommen werden, über die Beeinflussung der internationalen öffentlichen Meinung ein 
bestimmtes Verhalten Internationaler Organisationen bzw. von Organen der Staatenge-
meinschaft im hier zugrunde gelegten Sinne zu erreichen. Letztlich bedeutet dies, dass -
wiederum jedenfalls nach dem hier zugrunde gelegten Verständnis - alle diejenigen Kri-
terien, die zwar vom Begriff der �D�F�F�R�X�Q�W�D�E�L�O�L�W�\����nicht aber der �U�H�V�S�R�Q�V�L�E�L�O�L�W�\��Internatio-
naler Organisationen erfasst werden wie insbesondere Verhaltensmaßstäbe, die wie z.B. 
das Prinzip der �J�R�R�G���J�R�Y�H�U�Q�D�Q�F�H��- noch nicht - als rechtlich ausgestaltete Kriterien zu 
qualifizieren sind, hier nicht einbezogen werden. 

Keine größeren Probleme bereitet hingegen - aus meiner Sicht - die Bestimmung des 
Begriffs der �,�Q�W�H�U�Q�D�W�L�R�Q�D�O�H�Q���2�U�J�D�Q�L�V�D�W�L�R�Q����Im Einklang mit dem Ansatz des �6�S�H�F�L�D�O��
�5�D�S�S�R�U�W�H�X�U��der ILC23 und, wie dieser, gestützt auf Art. 2 Abs. 1 lit. i) WYK werden hier-
unter zwischenstaatliche Organisationen im traditionellen Sinne verstanden. Zwar ist zu-
zugeben, dass diese Definition - wie auch in anderen Verträgen - jeweils nur für die 
Zwecke des jeweiligen Vertrages gegeben wird, doch scheint es zutreffend, dieser Defi-
nition gewohnheitsrechtlichen Charakter zuzuweisen. Dies bedeutet insbesondere, dass 
Mitglieder einer solchen Internationalen Organisation Staaten sind, und dass ihr Grün-

22 �'�H�F�L�P�X�V���-�X�Q�L�X�V���-�X�Y�H�Q�D�O����Satires VI, 347. 
23 G �*�D�M�D����First report on responsibility of international organizations, UN Doc. A/CN.4/532, paras. 12 ff 
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dungsinstrument ein völkerrechtlicher Vertrag ist. Folglich ist eine internationale Organi-
sation, die keine Staaten als Mitglieder hat, eine NGO, die üblicherweise auch nicht auf 
einem völkerrechtlichen Vertrag, sondern auf Instrumenten beruht, die nicht den Regeln 
des Völkerrechts unterliegen. Selbstverständlich muss man sich bewusst sein, dass diese 
eher „simple" Kategorisierung der „Vielfalt des wirklichen Lebens" nicht entspricht: So 
sind bekanntlich die Europäischen Gemeinschaften Mitglied einiger Internationaler Or-
ganisationen, namentlich etwa der WTO und der OSZE, die inzwischen wohl unbestrit-
ten als Internationale Organisation im Rechtssinne anzusehen ist, wenn es ihr auch im-
mer noch an einem Gründungsvertrag fehlt. Für die Zwecke dieses Vortrags scheint aber 
entscheidend, dass auch diesen Internationalen Orga isationen, also WTO und OSZE, 
unbestritten Völkerrechtssubjektivität zukommt, was für die NGOs - ungeachtet jünge-
rer Entwicklungen und mit der wohl immer noch einzigen unbestrittenen Ausnahme des 
IKRK- nicht, jedenfalls nicht in gleichem Maße, gilt. 

Folglich sind Gegenstand des nachfolgenden Vortrags - �U�D�W�L�R�Q�H���S�H�U�V�R�Q�D�H��- alle mit Völ-
kerrechtssubjektivität versehenen zwischenstaatlichen Organisationen und deren mit ei-
genen Befugnissen ausgestatteten Organe sowie die im Rahmen multilateraler Verträge 
zur Überwachung und verbindlichen Durchsetzung· vertraglicher Verpflichtungen ge-
schaffenen „Vertragsorgane". �5�D�W�L�R�Q�H���P�D�W�H�U�L�D�H��beschränkt sich der nachfolgende Vortrag 
auf die Untersuchung und Feststellung der rechtlichen Verpflichtungen, an welche diese 
,,Organe der Staatengemeinschaft" gebunden sind, und eine Erörterung der Rechtsfolgen, 
welche Verletzungen solcher rechtlichen Verpflichtungen bewirken. 

Bevor diese Fragen behandelt werden, sei noch kurz auf den Sonderfall der Europäi-
schen Gemeinschaften bzw. künftig der Europäischen Union eingegangen. Bekanntlich 
ist seit längerem heftig umstritten, ob es tatsächlich geboten und/oder sinnvoll ist, diese 
Völkerrechtssubjekte, die sich nicht nur wegen ihres supranationalen Charakters offen-
kundig ganz grundlegend von den traditionellen Internationalen Organisationen unter-
scheiden, den für diese zwischenstaatlichen Organisationen geltenden bzw. noch zu ent-
wickelnden Regeln zu unterwerfen. 24 Auch wenn schon jetzt einzugestehen ist, dass es 
allein aus Zeitgründen nicht möglich sein wird, die mit EG bzw. EU verbundenen Prob-
leme so angemessen zu behandeln wie dies sicherlich notwendig und wünschenswert ist, . 
soll doch am Ende des nachfolgenden Vortrags - allerdings eher knapp - auf sie einge-
gangen werden. 

�&�����'�D�V���G�L�H���2�U�J�D�Q�H���G�H�U���6�W�D�D�W�H�Q�J�H�P�H�L�Q�V�F�K�D�I�W���E�L�Q�G�H�Q�G�H���5�H�F�K�W��

Staaten als die ursprünglichen Völkerrechtssubjekte sind bekanntlich zum einen an die 
Bestimmungen der von ihnen geschlossenen Verträge, also Völkervertragsrecht, und zum 
anderen an diejenigen Regeln gebunden, denen die Qualität von Völkergewohnheitsrecht 
zukommt, jedenfalls soweit sich ein Staat nicht zulässigerweise dieser Bindungswirkung 

24 Für einen Überblick s. etwa C. �7�R�P�X�V�F�K�D�W����Die Europäische Union als ein Akteur in den internationalen 
Beziehungen, in: Walter-Hallstein-Institut für Europäisches Verfassungsrecht (Hrsg.), Die Europäische 
Verfassung im globalen Kontext (2004), S. 113-129. 
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als �S�H�U�V�L�V�W�H�Q�W���R�E�M�H�F�W�R�U��entzogen hat; dies ist bekanntlich nicht möglich in Bezug auf die-
jenigen Normen, die als zwingendes Völkerrecht, als �L�X�V���F�R�J�H�Q�V����anzusehen sind.25 

Als Völkerrechtssubjekte unterliegen Internationale Organisationen und ihre Organe so-
wie die hier als „Vertragsorgane" bezeichneten Institutionen dem allgemeinen Rechts-
grundsatz �S�D�F�W�D���V�X�Q�W���V�H�U�Y�D�Q�G�D��und sind somit grundsätzlich - wie auch der Internationa-
le Gerichtshof in seinem Gutachten aus dem Jahre 1980 zur �,�Q�W�H�U�S�U�H�W�D�W�L�R�Q���R�I���W�K�H���$�J�U�H�H��
�P�H�Q�W���R�I���������0�D�U�F�K�������������%�H�W�Z�H�H�Q���W�K�H���:�+�2�� �D�Q�G���(�J�\�S�W��bestätigte26 

- an die Bestimmun-
gen der von ihnen zulässigerweise geschlossenen Verträge mit anderen Völkerrechtssub-
jekten gebunden.27 Eine �Y�H�U�J�O�H�L�F�K�O�W���W�U�H��Bindungswirkung ergibt sich. für diese Organe der 
Staatengemeinschaft auch bezüglich derjenigen Abreden wie Kauf- oder Mietverträge, 
die sie im Rahmen ihres „fiskalischen" Handelns mit natürlichen und juristischen Perso-
nen abschließen. Eine dritte Gruppe schließlich stellen diejenigen Regeln dar, die Inter-
nationale Organisationen aufgrund einer ausdrücklichen oder im Wege der Lehre von 
den �L�P�S�O�L�H�G���S�R�Z�H�U�V��begründeten ungeschriebenen Kompetenz erlassen haben, um die 
vertraglichen Beziehungen zu ihren Beamten zu bestimmen, und die auf der Grundlage 
solcher Regeln geschlossenen Dienstverträge - hier verstanden im untechnischen Sinne. 

Wie eingangs erwähnt, erweist sich die Frage nach der Bindung Internationaler Organi-
sationen und damit auch ihrer Organe sowie der „Vertragsorgane" an die Regeln des 
Völkergewohnheitsrechts als sehr viel schwieriger zu beantworten, da sie an deren Ent-
stehung häufig nicht oder nur in ganz eingeschränktem Maße beteiligt waren und sind. 
Daher wird im Folgenden nur knapp auf die mit dem ersten Komplex der „vertraglichen 
Bindungen" verbundenen Probleme eingegangen; im Vordergrund wird vielmehr die Be-
handlung der Frage stehen, ob und in welchem Umfang die Organe der Staatengemein-
schaft an das Völkergewohnheitsrecht gebunden sind. 

�,�����%�L�Q�G�X�Q�J���D�Q���Y�H�U�W�U�D�J�O�L�F�K�H���5�H�J�H�O�X�Q�J�H�Q��

Wie eben angesprochen wird·im Folgenden unterschieden zwischen der Bindung der In-
ternationalen Organisationen an von ihnen geschlossene Verträge, die dem Völkerrecht 
unterliegen, und sonstigen vertraglichen Verpflichtungen. 

· -�������'�H�P���9�|�O�N�H�U�U�H�F�K�W���X�Q�W�H�U�O�L�H�J�H�Q�G�H���Y�H�U�W�U�D�J�O�L�F�K�H���9�H�U�S�I�O�L�F�K�W�X�Q�J�H�Q��

Zunächst ist festzustellen, dass Internationale Organisationen in aller Regel die Kompe-
tenz zum Abschluss völkerrechtlicher Verträge besitzen. Auch wenn der Gründungsver-
trag einer Internationalen Organisation eine solche Vertragsschlusskompetenz nicht aus-
drücklich vorsieht, wird man vom Bestehen einer völkergewohnheitsrechtlichen Regel 
ausgehen können, dass die Gründungsstaaten diese Befugnis in dem Umfang und bezüg-
lich derjenigen Regelungsgehalte konkludent oder stillschweigend übertragen haben, 
damit die der fraglichen Internationalen Organisation von ihren Mitgliedsstaaten zuge-
wiesenen Aufgaben von dieser ordnungsgemäß erfüllt werden können. 28 Dies bedeutet 

25 Vgl. statt aller �:�� �*�U�D�I���9�L�W�]�W�K�X�P����Begriff, Geschichte und Quellen des Völkerrechts, in: W. GrafVitzthum 
(Hrsg.), Völkerrecht (3. Aufl. 2004), S. 5-77 (Rn 126). 

26 I.C.J. Reports 1980, S.73 ff. (90). 
27 Vgl. statt aller �+�*���6�F�K�H�U�P�H�U�V�O���1�����%�O�R�N�N�H�U����International Institutional Law (4th ed. 2003), § 1583. 
28 Vgl. nur �*���� �'�D�K�P�����-�����'�H�O�E�U�•�F�N�����5�����:�R�O�I�U�X�P����Völkerrecht (2. Aufl. 2002), Bd. I/3, S. 529; �.�O�H�L�Q��

(Anm. 12), Rn 98; und �.�����=�H�P�D�Q�H�N����International Organizations, Treaty-Making Power, in: R. Bernhardt 
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zunächst einmal, dass eine Internationale Organisation rechtmäßigerweise nur solche 
Verträge schließen kann, die innerhalb dieser Vertragsschlusskompetenz liegen; andern-
falls sind sie als �X�O�W�U�D���Y�L�U�H�V���$�N�W�H��anzusehen und bewirken jedenfalls dann keine Rechts-
bindung, wenn dieser Umstand offenkundig war.29 Wie, d.h. in welchem Verfahren, und 
durch wen, d.h. wer entscheidet bei einem Streit zwischen den Vertragsparteien oder 
auch den Mitgliedsstaaten der Vertragspartei „Internationale Organisation", diese Fest-
stellung getroffen werden kann, fällt nach meinem Verständnis nicht in die hier zu be-
handelnden Aspekte unseres Beratungsgegenstandes. 

Gleichermaßen einfach - oder jedenfalls verhältnismäßig einfach - stellt sich das zweite 
Element der formellen Voraussetzungen für die Rechtswirksamkeit eines solchen Vertra-
ges dar: Die Einhaltung verfahrensrechtlicher Vorschriften. 30 Hierzu zählen die im Grün-
dungsvertrag der jeweiligen Internationalen Organisation oder in besonderen Rechtsak-
ten niedergelegten Vorschriften über das Organ, das namens der Internationalen Organi-
sation zu Führung und Abschluss von Vertragsverhandlungen befugt ist, über das Verfah-
ren, das insoweit eingehalten werden muss, und über Schritte, die zu unternehmen sind, 
damit ein ausgehandelter Vertrag für die Internationale Organisation in Kraft tritt. Fehlt 
es an solchen ausdrücklichen Regelungen, wäre zu prüfen, ob und inwieweit die ein-
schlägigen Vorschriften des Wiener Übereinkommens über das Recht der Verträge zwi-
schen Staaten und Internationalen Organisationen oder zwischen Internationalen Organi-
sationen aus dem Jahre 1986 unmittelbar oder gegebenenfalls kraft ihrer Geltung als 
Völkergewohnheitsrecht Anwendung finden. 31 Wie und von wem, falls notwendig, ent-
sprechende Streitigkeiten zu entscheiden wären, fällt nach meinem Verständnis wieder-
um nicht in die hier zu behandelnden Aspekte unseres Beratungsgegenstandes. 

Ähnliches gilt für das dritte Element der Kontrolle der Völkerrechtsgemäßheit eines von 
einer Internationalen Organisation abgeschlossenen völkerrechtlichen Vertrages, nämlich 
seiner materiellen Vereinbarkeit mit dem Völkerrecht. Bekanntlich wird aus der Reihen-
folge der Völkerrechtsquellen in Art. 38 Abs. 1 IGH-Statut der Grundsatz des Vorrangs 
des Völkervertragsrechts vor den beiden anderen Rechtsquellen abgeleitet; da das Völ-
kergewohnheitsrecht - abgesehen vom �L�X�V���F�R�J�H�Q�V��- dispositives Recht darstellt, steht es 
den Vertragsparteien in der Tat frei, seine Normen im Wege einer Vereinbarung in ihrem 
Verhältnis untereinander abzuändern, zu ersetzen oder auszuschließen.32 Die somit letzt-
lich allein interessante Frage, wie und von wem zu entscheiden ist, ob eine Norm des 

(ed.), Encyclopedia of Public International Law Vol. II (1995), S. 1343-1346 (S. 1346) unter Hinweis auf 
Art. 6 des Wiener Übereinkommens über das Recht der Verträge zwischen Staaten und Internationalen 
Organisationen oder zwischen Internationalen Organisationen vom 21.3.1986 (WVKIO). 

29 Vgl. nur �*�����'�D�K�P�����-�����'�H�O�E�U�•�F�N�����5�����:�R�O�I�U�X�P�����L�E�L�G������S. 529 und �.�O�H�L�Q�����L�E�L�G������Rn 192, jeweils unter Hinweis 
auf Art. 46 Abs. 2 WVKIO, der insofern von der bis dahin herrschenden Auffassung, dass solche �X�O�W�U�D���Y�L��
res-Handlungen grundsätzlich keine Rechtsbindungen bewirken, abweicht. 

30 Vgl. nur �:�� �+�H�L�Q�W�V�F�K�H�O���Y�R�Q���+�H�L�Q�H�J�J����in: K. Ipsen (Hrsg.), Völkerrecht (5. Aufl. 2004), S. 126 unter Hin-
weis auf Art. 8 WVKIO. 

31 Zur WVKIO vgl. etwa �0�� �%�R�W�K�H����Die Wiener Konvention über das Recht der Verträge zwischen Staaten 
und Internationalen Organisationen und zwischen Internationalen Organisationen, Neue Juristische Wo-
chenschrift 44 (1991), S. 2169-2174; �*�(�����G�R���1�D�V�F�L�P�H�Q�W�R���H���6�L�O�Y�D����The 1986 Vienna Convention and the 
Treaty-making Power of International Organizations, German Yearbook of International Law 29 (1986), 
S. 68-85; und �,�����3�H�U�Q�L�F�H����Völkerrechtliche Verträge internationaler Organisationen, Zeitschrift für auslän-
disches öffentliches Recht und Völkerrecht 48 (1988), S. 229-250. 

32 Vgl. nur �*���'�D�K�P�����-���'�H�O�E�U�•�F�N�����5�����:�R�O�I�U�X�P��(op. cit. Anm. 28); S. 710 ff.; �:�� �+�H�L�Q�W�V�F�K�H�O���Y�R�Q���+�H�L�Q�H�J�J��
(Anm. 30), S. 188 f.; und �:�� �*�U�D�I�9�L�W�]�W�K�X�P��(Anm. 25), Rn 126. 
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Völkergewohnheitsrechts wegen ihrer Qualität als �L�X�V���F�R�J�H�Q�V��der Völkerrechtsgemäßheit 
einer völkervertraglichen Bestimmung und damit ihrer Rechtsbindung entgegensteht, 
fällt nach meinem Verständnis wiederum nicht in die hier zu behandelnden Aspekte un-
seres Beratungsgegenstandes. 

�������6�R�Q�V�W�L�J�H���Y�H�U�W�U�D�J�O�L�F�K�H���9�H�U�S�I�O�L�F�K�W�X�Q�J�H�Q��

a) Privatrechtliche Verträge 

Die Frage, ob und in welchem Umfang eine Internationale Organisation nicht dem Völ-
kerrecht unterliegende Verträge, namentlich im Bereich „fiskalischen" Handelns, schlie-
ßen kann, richtet sich bekanntlich danach, ob ihr für den Bereich der jeweils betroffenen 
nationalen Rechtsordnung Rechtspersönlichkeit zukommt. 33 Entsprechende Regelungen 
finden sich entweder in den Gründungsverträgen - wie z.B. in Art. 104 SVN oder Art. 
282 EGV oder Art. VIII WTO - oder im jeweiligen Sitzstaatübereinkommen. Aber auch 
wenn eine solche ausdrückliche Regelung fehlt, wird man die innerstaatliche Rechtsper-
sönlichkeit in den Mitgliedsstaaten zu den �L�P�S�O�L�H�G���S�R�Z�H�U�V��einer Internationalen Organi-
sation zählen, da sie ohne die Fähigkeit zur Beteiligung am Privatrechtsverkehr die ihr 
zugewiesenen Aufgaben nicht wird wahrnehmen können. Folglich unterliegen die von 
einer Internationalen Organisation geschlossenen „privatrechtlichen" Verträge grundsätz-
lich dem nationalen Recht des jeweiligen Mitgliedsstaats, nach dessen Rechtsordnung 
sich auch bestimmt, wie und von wem gegebenenfalls Streitigkeiten zwischen der Inter-
nationalen Organisation und ihren Vertragspartnern entschieden werden können. Das 
sich dabei naturgemäß stellende Problem des Umfangs der Immunität der Internationalen 
Organisation wird in den beiden folgenden Vorträgen behandelt. 

b) Beamtenrechtliche Verträge 

Eine zweite Gruppe sonstiger vertraglicher Verpflichtungen Internationaler Organisatio-
nen stellen die Verträge dar, die diese mit ihren Beamten schließen. In der Regel werden 
diese den von der jeweiligen Internationalen Organisation gemäß ihrer internen Organi- · 
sationsgewalt in Statuten oder �V�W�D�I�I���U�X�O�H�V��niedergelegten Vorgaben entsprechen. Hier 
stellt sich nun die interessante und in den Kernbereich unseres Beratungsgegenstands 
führende Frage, ob die Internationalen Organisationen bei der inhaltlichen Ausgestaltung 
dieser Statute oder �V�W�D�I�I���U�X�O�H�V��frei sind oder rechtlichen Bindungen unterliegen.34 Be-
kanntlich ist dies durch die Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs (EuGH) je-
denfalls für die Bediensteten der Europäischen Gemeinschaften dadurch geklärt, dass der 
EuGH entschieden hat, dass die Gemeinschaftsorgane auch bei Handlungen gegenüber 
ihren Bediensteten der Bindung an die Gemeinschaftsgrundrechte unterliegen. 35 Nach 
dem Inkrafttreten der Charta der Grundrechte der Europäischen Union wird diese als 
Maßstab für die einschlägige Rechtsprechung dienen. 

33 Vgl. nur �9�����(�S�S�L�Q�J����in: K. Ipsen (Hrsg.), Völkerrecht (5. Aufl. 2004), S. 463 f.; und �(�����.�O�H�L�Q��(Anm. 12), 
Rn 112. 

34 Vgl. hierzu etwa �&���)�����$�P�H�U�D�V�L�Q�J�K�H����Principles of the Institutional Law of International Organizations 
(2nd ed. 2005), S. 277 f.; und �7���0�H�U�D�Q����Civil Service, International, in: R. Bernhardt (ed.), Encyclopedia 
of Public International Law Vol. II (1995), S. 592-596 (S. 596). 

35 EuGH, Rs. C 274-99 P, �&�R�Q�Q�R�O�O�\���.�R�P�P�L�V�V�L�R�Q����Slg. 2001, 1-1611; vgl. auch �7���2�S�S�H�U�P�D�Q�Q����Europarecht 
(3. Aufl. 2005), S. 248. 
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· Grundsätzlich anders stellt sich die Rechtslage für alle anderen Internationalen Organisa-
tionen dar, da es an entsprechenden Vorschriften in den Gründungsverträgen fehlt, und 
diese Internationalen Organisationen auch nicht Mitglied der einschlägigen menschen-, 
arbeits- und sozialrechtlichen Verträge sind - bekanntlich auch nicht derer, die unter ih-
rer Ägide erarbeitet wurden und deren Umsetzung sie durch besondere Organe überwa-
chen. So stellt sich insofern in der Tat die Frage, ob sie in ihren Beamtenstatuten oder 
�V�W�D�I�I���U�X�O�H�V��Regeln vorsehen dürfen, die - um ein zugespitztes Beispiel zu geben - Dis-
kriminierungen etwa aufgrund des Geschlechts, der Rasse oder der Religion vorsehen. 
Insofern ist zum einen festzustellen, dass - wie im Zusammenhang mit den nachfolgen-
den Ausführungen zur Frage der grundsätzlichen Bindung Internationaler Organisationen 
an völkergewohnheitsrechtliche Menschenrechte dargelegt werden wird - alle Internati-
onalen Organisationen, also auch die Vereinten Nationen und alle ihre Organe, also auch 
der Sicherheitsrat im Rahmen seiner Befugnisse nach dem VII. Kapitel, schon jetzt je-
denfalls an diejenigen völkergewohnheitsrechtlichen Normen gebunden sind, die �L�X�V���F�R��
�J�H�Q�V��darstellen; gute Argumente sprechen aber auch dafür, dass dies auch für diejenigen 
Rechte gilt, die nur „einfaches" Völkergewohnheitsrecht bilden. Zum anderen aber 
scheint es vertretbar, das Bestehen eines gesonderten, von den Internationalen Organisa-
tionen in ihrer Praxis, namentlich durch die von ihnen zur gerichtlichen Beilegung von 
beamtenrechtlichen Streitigkeiten eingerichteten Spruchkörper, herausgebildeten, beson-
deren Gewohnheitsrechts für Internationale Organisationen anzunehmen;36 dieses be-
wirkt insbesondere die Bindung der Internationalen Organisationen an die genannten 
menschen-, arbeits- und sozialrechtlichen Mindeststandards, wobei man dazu tendieren 
könnte, auch insofern vom Bestehen eines regionalen, vor allem europäischen, Sonder-
gewohnheitsrechts auszugehen, das weiter reicht als das auf universeller Ebene geltende 
Gewohnheitsrecht. 

Hiermit naturgemäß eng verbunden ist die Frage, ob dieses Sondergewohnheitsrecht die 
Internationalen Organisationen verpflichtet, für solche beamtenrechtlichen Streitigkeiten 
den Zugang zu Gerichten oder quasi-gerichtlichen Spruchkörpern vorzusehen. 37 Be-
kanntlich haben sowohl das Bundesverfassungsgericht in seiner �(�8�5�2�&�2�1�7�5�2�/��
Entscheidung38 wie auch der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR) in 
seiner Entscheidung im Fall �:�D�L�W�H���	�� �.�H�Q�Q�H�G�\���J�H�J�H�Q���'�H�X�W�V�F�K�O�D�Q�G������ entschieden, dass 
das Grundgesetz wie die EMRK verlangen, dass Staaten bei der Übertragung von Ho-
heitsrechten an Internationale Organisationen bzw. der Einräumung von Immunität si-
cherstellen müssen, dass den Bediensteten solcher Internationaler Organisationen von 
diesen ausreichender Rechtsschutz gewährt wird. In der Tat deutet der Umstand, dass die 
meisten Internationalen Organisationen solche gerichtlichen oder gerichtsähnlichen 
Spruchkörper - erwähnt seien, neben der gerade geschaffenen Spezialkammer des 
EuGH, etwa die Beschwerdekommission des Europarates sowie die Verwaltungsgerichte 
der Vereinten Nationen, der ILO und der Weltbank - eingerichtet haben, auf das Beste-
hen einer entsprechenden Verpflichtung auf der Grundlage des erwähnten Sonderge-

36 Vgl. hierzu �$�P�H�U�D�V�L�Q�J�K�H��(Anm. 34), S. 290 ff. 
37 Vgl. hierzu �$�P�H�U�D�V�L�Q�J�K�H�����L�E�L�G������S. 299 ff.; und �6�F�K�H�U�P�H�U�V�O���%�O�R�N�N�H�U��(Anm. 27), § 544A. 
38 BVerfGE 58, 1. 
39 EGMR, �:�D�L�W�H���D�Q�G���.�H�Q�Q�H�G�\���Y���*�H�U�P�D�Q�\����18.2.1999, RJD 1999-I. 
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wohnheitsrechts - aber das lässt sich sicherlich bestreiten.4° Ferner gibt es auch solche 
sondergewohnheitsrechtlichen Vorgaben für die Ausgestaltung der Verfahrensordnungen 
dieser Spruchkörper; insbesondere müssen sie den grundsätzlichen Anforderungen an ein 
faires Verfahren entsprechen.41 Auch hier stellt sich letztlich aber natürlich das Problem, 
was getan werden kann, wenn diese Spruchkörper in ihrer Praxis die entsprechenden 
gewohnheitsrechtlichen Regeln nicht beachten. 

�,�,�����%�L�Q�G�X�Q�J���D�Q���Y�|�O�N�H�U�J�H�Z�R�K�Q�K�H�L�W�V�U�H�F�K�W�O�L�F�K�H���5�H�J�H�O�X�Q�J�H�Q��

Ausgangspunkt dieser Überlegungen ist der Befund, dass Internationale Organisationen 
und ihre Organe in jüngster Zeit in immer größerem Umfang Aufgaben übernommen ha-
ben, die bis dahin im Wesentlichen Staaten vorbehalten waren; als wichtigstes Beispiel 
sei genannt: die auf der Grundlage entsprechender Mandatierungen durch den Sicher-
heitsrat eigenverantwortlich erfolgende Durchführung militärischer Operationen im 
Rahmen von Maßnahmen des �S�H�D�F�H���H�Q�I�R�U�F�H�P�H�Q�W��und die Verwaltung von Teilen des Ter-
ritoriums eines Staates - oder gar des ganzen Staatsgebiets. 

Wenn solche militärischen Operationen von Staaten, einzeln oder gemeinsam, durchge-
führt werden, steht außer Frage, dass sie dabei die dem humanitären Völkerrecht zugehö-
renden Verträge einhalten müssen, die für sie in Kraft sind. Ferner sind die Staaten dabei 
auch an diejenigen Regeln des einschlägigen Völkervertragsrechts gebunden, das für sie 
zwar mangels Mitgliedschaft im jeweiligen Vertrag nicht als Vertragsrecht gilt, aber als 
Völkergewohnheitsrecht anzusehen ist und auf diese Weise Bindungswirkung entfaltet. 

Umstrittener scheint hingegen die Frage, ob Staaten bzw. deren Organe, die außerhalb 
des staatlichen Hoheitsgebiets aufgrund einer entsprechenden Mandatierung durch die 
internationale Gemeinschaft, d.h. in der Regel den Sicherheitsrat, faktisch Hoheitsgewalt 
ausüben, an ihre vertraglichen Verpflichtungen aus den für sie in Kraft befindlichen 
Menschenrechtsverträgen gebunden sind.42 Hier scheint die jüngere Praxis zumindest der 
Mitgliedsstaaten der EMRK dahin verstanden werden zu können, dass - falls, wie etwa 
in Afghanistan, tatsächlich effektive Hoheitsgewalt ausgeübt wird - die betroffenen zivi-
len, also polizeilichen, und militärischen Einsatzgruppen an die Verpflichtungen aus der 
EMRK gebunden sind. 43 Dies lässt sich in der Tat im Gegenschluss aus der Entscheidung 
des EGMR im �%�D�Q�N�R�Y�L�F���)�D�O�O��zur Reichweite der Verpflichtung aus Art. 1 EMRK ablei-
ten. 

40 Vgl. hierzu �+�)���.�|�F�N�����3���)�L�V�F�K�H�U����Das Recht der Internationalen Organisationen (3. Aufl. 1997), S. 550; 
s. auch �-���.�O�D�E�E�H�U�V����The �%�X�V�W�D�Q�L���&�D�V�H��before the ILOAT. Constitutionalism in Disguise, International and 
Comparative Law Quarterly 53 (2004), S. 445-463. 

41 Vgl. hierzu �6�F�K�H�U�P�H�U�V�����%�O�R�N�N�H�U��(op. cit. Anm. 27), § 544; s. auch �'���� �5�X�]�L�H����Reflexions sur la pratique du 
droit de recours des fonctionnaires internationaux, in: J. Bröhrner/ R. Bieber/ C. Calliess/ C. Langenfeld/ 
S. Weber/ J. Wolf (Hrsg.), Internationale Gemeinschaft und Menschenrechte. Festschrift für Georg Ress 
(2005), s. 223-234. 

42 Vgl. hierzu statt aller �0�� �'�H�Q�Q�L�V����Application of Human Rights Treaties Extraterritorially in Times of 
Armed Conflict and Military Occupation, American Journal of International Law 99 (2005), S. 119-141; 
s. auch �0���%�R�W�K�H����Die Anwendung der Europäischen Menschenrechtskonvention in bewaffneten Konflik-
ten - Eine Überforderung?, Zeitschrift für ausländisches öffentliches Recht und Völkerrecht 65 (2005), 
s. 615-623. 

43 So zu Recht der High Court of Justice QB in seinem Urteil vom 14.12.2004 im Fall �$�O���6�N�H�L�Q�L���Y���7�K�H���6�H�F�U�H��
�W�D�U�\���R�I���6�W�D�W�H���I�R�U���'�H�I�H�Q�F�H�����������������(�:�+�&��������������zugänglich unter http://www.bailli.org/ew/cases/EWHC/ 
Admin/2004/2911.html/, betreffend die entsprechende Bindung britischer Besatzungstruppen im Irak. 
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Wenn man aber nun annimmt, dass die entscheidende Überlegung ist, dass staatliche Or-
gane immer dann, wenn sie effektive Hoheitsgewalt ausüben, an die vom jeweiligen 
Staat eingegangenen völkervertraglichen Verpflichtungen im Bereich der Menschenrech-
te innerhalb wie außerhalb des jeweiligen eigenen Staatsgebiets gebunden sind, lässt sich 
auch der Schluss ziehen, dass diese - gewissermaßen extra-territoriale - Erstreckung der 
Bindungswirkung völkerrechtlicher Verpflichtungen nicht auf das jeweils anwendbare 
menschenrechtliche Völkervertragsrecht beschränkt ist, sondern auch das menschen-
rechtliche Völkergewohnheitsrecht umfasst. 

Im Ergebnis bedeutet dies, dass staatliche Organe, die außerhalb des jeweiligen Hoheits-
gebiets handeln, nicht nur - was letztlich selbstverständlich ist - an das völkervertraglich 
und völkergewohnheitsrechtlich bestimmte humanitäre Völkerrecht gebunden sind, son-
dern - falls effektive Hoheitsgewalt ausgeübt wird - auch an die völkervertraglich wie 
völkergewohnheitsrechtlich bestimmten Menschenrechte, die für Handlungen dieser Or-
gane im eigenen Staatsgebiet gelten. 

Da die Internationalen Organisationen, die solche aus Sicht des humanitären Völker-
rechts und des völkerrechtlichen Schutzes der Menschenrechte relevante Handlungen 
vornehmen, bislang nicht Mitglieder der entsprechenden völkerrechtlichen Verträge sind 
und sie somit keinen völkervertraglichen Verpflichtungen unterliegen, stellt sich die 
grundsätzliche Frage, ob sie bei Aktionen, die diese Bereiche des Völkerrechts tangieren, 
jedenfalls an diejenigen Regeln gebunden sind, die insofern für Handlungen von Staaten 
kraft Völkergewohnheitsrecht anwendbar sind. Dieser Frage ist nun zunächst nachzuge-
hen und, falls sie zu bejahen ist, abschließend noch auf den Sonderfall des Sicherheits-
rats einzugehen, d.h. das eingangs schon angesprochene Problem aufzugreifen, ob der 
Sicherheitsrat jedenfalls bei Maßnahmen, die im Rahmen seiner Befugnisse aus dem 
VII. Kapitel getroffen werden, von solchen völkergewohnheitsrechtlichen Bindungen -
im Unterschied zu allen anderen Internationalen Organisationen und ihren Organen -
möglicherweise freigestellt ist. 

Abgeschlossen wird dieser Teil mit einem kurzen Eingehen auf das Umweltvölkerrecht. 
Auch hier stellt sich angesichts der Entwicklung, dass Internationale Organisationen 
vermehrt umweltrechtlich relevante Tätigkeiten ausüben, die ursprünglich Staaten vor-
behalten waren, die Frage, ob und in welchem Umfang sie - wie die Staaten - an die 
entsprechenden völkergewohnheitsrechtlichen Regeln gebunden sind. 

�������+�X�P�D�Q�L�W�l�U�H�V���9�|�O�N�H�U�U�H�F�K�W��

Bezüglich der gewohnheitsrechtlich geltenden Regeln des humanitären Völkerrechts 
scheint die Rechtslage recht eindeutig und letztlich wenig umstritten zu sein: Die aus 
dem gemeinsamen Art. 1 der vier Genfer Rotkreuz-Konventionen für alle Vertragsstaaten 
folgende Verpflichtung, die Bestimmungen der Abkommen unter allen Umständen ein-
zuhalten und seine Einhaltung durchzusetzen,44 gilt auch, wenn Staaten militärische Ein-
heiten für Maßnahmen des �S�H�D�F�H���N�H�H�S�L�Q�J��oder �S�H�D�F�H���H�Q�I�R�U�F�H�P�H�Q�W��zur Verfügung stellen; 
dies ergibt sich eindeutig aus dem Begriff „unter allen Umständen". 

44 Vgl. hierzu �/�����&�R�Q�G�R�U�H�O�O�L�����/�����%�R�L�V�V�R�Q���G�H���&�K�D�]�R�X�U�Q�H�V����Common Article 1 of the Geneva Conventions Re-
visited, Revue Internationale de la Croix Rouge 82 (2000), S. 67-87; �-�0���+�H�Q�F�N�D�H�U�W�V�����/�����'�R�V�Z�D�O�G���%�H�F�N����
Customary International Humanitarian Law, Volume I: Rules (2005), S. 509 ff.; und �%�����.�H�V�V�O�H�U����Die 
Durchsetzung der Genfer Abkommen von 1949 auf Grundlage ihres gemeinsamen Art.1 (2001 ). 
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Dies ist offenkundig, wenn die fraglichen Truppeneinheiten unter staatlicher Befehlsge-
walt verbleiben; dann trifft die Internationale Organisation, die eine solche Maßnahme 
autorisiert hat, nach offenbar ganz einhelliger und zutreffender Auffassung45 allerdings 
die - letztlich nur völkergewohnheitsrechtlich zu begründende - Pflicht, die Einhaltung 
der Regeln des humanitären Völkerrechts durch die handelnden Staaten durchzusetzen. 

Wenn aber das militärische Kommando von den beteiligten Staaten der Internationalen 
Organisation übertragen ist, wird offenbar wiederum ganz einhellig davon ausgegangen, 
dass diese - was wiederum nur völkergewohnheitsrechtlich begründet werden kann - die 
Regeln des humanitären Völkerrechts einzuhalten hat; die beteiligten Staaten trifft dann 
die Pflicht, die Einhaltung dieser Regeln durch die Internationale Organisation durchzu-
setzen.46 Dies bedeutet, dass sie gegebenenfalls ihre zur Verfügung gestellten Truppen 
zurückziehen müssen. 

Dieser Rechtslage entspricht auch die Praxis der Vereinten Nationen: Am 6. August 1999 
erließ der Generalsekretär einseitig so genannte „fundamental principles and rules of in-
ternational humanitarian law applicable to United Nations forces conducting operations 
under United Nations command and control".47 Diese umfassen die grundlegenden Re-
geln des humanitären Völkerrechts wie sie in den Genfer Rotkreuz-Konventionen zu 
finden sind. Nun lässt sich zugegebenermaßen einwenden, dass der Umstand, dass der 
Generalsekretär sich zu diesem Schritt veranlasst sah, zeige, dass ohne diese einseitige 
Erklärung keine entsprechende Bindungswirkung bestünde. Hiergegen ist jedoch einzu-
wenden, dass es nicht in den Kompetenzbereich des Generalsekretärs der Vereinten Na-
tionen fällt, der Organisation völkerrechtliche Bindungen, jedenfalls nicht im Bereich 
des humanitären Völkerrechts, aufzuerlegen. Aus diesem Grund ist die rechtliche Wir-
kung des Bulletins nicht konstitutiver sondern rein deklaratorischer Art: Sie bestätigt die 
ohnehin völkergewohnheitsrechtlich bestehende Bindung der Vereinten Nationen bei 
Einsätzen zu Zwecken des �S�H�D�F�H���N�H�H�S�L�Q�J��und des �S�H�D�F�H���H�Q�I�R�U�F�H�P�H�Q�W��an die in den Gen-
fer Rotkreuz-Konventionen und ihren Zusatzprotokollen zum Ausdruck kommenden 
völkergewohnheitsrechtlichen Regeln des humanitären Völkerrechts; dies gilt jedenfalls 
für diejenigen Einsätze, die unter der �H�I�I�H�F�W�L�Y�H���F�R�Q�W�U�R�O��der Vereinten Nationen stehen. 

Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass die Vereinten Nationen und ihre Organe 
aufgrund ihrer Eigenschaft als Völkerrechtssubjekte einer völkergewohnheitsrechtlich 
begründeten Pflicht unterliegen, diejenigen Regeln des humanitären Völkerrechts einzu-
halten, denen die Qualität von Völkergewohnheitsrecht zukommt.48 Diese Verpflichtung 

45 Vgl. nur C. �(�P�D�Q�X�H�O�O�L����Les actions militaires de l'ONU et le droit international humanitaire (1995), 
S. 63 ff., und �5�����.�D�O�E����Droit humanitaire et operations de paix internationales (2002), S. 25, beide mit 
weiteren Nachweisen. 

46 Vgl. etwa C. �*�U�H�H�Q�Z�D�D�G����International Humanitarian Law and United Nations Military Operations, Year-
book of International Humanitarian Law 1 (1998), S. 3-34 (S. 12 ff.); und �.�D�O�E�����L�E�L�G������S. 25, beide mit 
weiteren Nachweisen. 

4 7 Observance by the United Nations forces of international humanitarian law, UN Secretary's Bulletin 
ST/SGB/1999/13, 6 August 1999, abgedruckt unter anderem in International Legal Materials Val. 38 
(1999), S. 1656 ff.; vgl. hierzu etwa �'���� �6�K�U�D�J�D����UN Peacekeeping Operations: Applicability of Interna-
tional Humanitarian Law and Responsibility for Operations-Related Damage, American Journal of Inter-
national Law 94 (2000), S. 406-412. 

48 Vgl. statt aller �0�� �%�D�W�K�H����Peace-keeping, in: B. Simma (ed.), The Charter of the United Nations. A Com-
mentary (2nd ed. 2002), Val. I, S. 648-700 (S. 695 Rn 125); grundlegend �+���3�����*�D�V�V�H�U����Die Anwendbarkeit 
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gilt darüber hinaus - aus den gleichen Gründen - auch für alle anderen Internationalen 
Organisationen und Organe, die - etwa als regionale Abmachungen im Sinne von Art. 52 
SVN oder auf sonstiger Rechtsgrundlage - eigenständig militärische Einsätze zu Zwe-
cken des �S�H�D�F�H���N�H�H�S�L�Q�J��oder �S�H�D�F�H���H�Q�I�R�U�F�H�P�H�Q�W��durchführen.49 Diese Feststellung allein 
löst natürlich nicht die grundsätzliche Frage, welchen Bestimmungen der einschlägigen 
Verträge dieser Rang von Völkergewqhnheitsrecht zukommt; dies zu behandeln, würde 
aber den Rahmen dieses Vortrags sprengen. 

�������0�H�Q�V�F�K�H�Q�U�H�F�K�W�H��

Die grundsätzlich gleiche Frage stellt sich auch bezüglich einer möglichen Bindung In-
ternationaler Organisationen oder sonstiger Organe der Staatengemeinschaft an die Men-
schenrechte. Auch hier gilt, dass diese in aller Regel nicht Parteien der jeweiligen völ-
kerrechtlichen Menschenrechtsinstrumente sind. Aber so wie Staaten aufgrund ihrer Ei-
genschaft als Völkerrechtssubjekte an die völkergewohnheitsrechtlich geltenden Men-
schenrechte gebunden sind, unterliegen auch Internationale Organisationen kraft ihrer 
Eigenschaft als Völkerrechtssubjekte einer völkergewohnheitsrechtlich begründeten 
Pflicht, im Rahmen ihrer Handlungen die für diese einschlägigen, völkergewohnheits-
rechtlich geltenden Menschenrechte zu wahren. 50 Auch hier stellt sich dann wiederum 
die - im Rahmen dieses Vortrages nicht zu beantwortende - Frage, welche der in den 
völkerrechtlichen Menschenrechtsinstrumenten verankerten Menschenrechte diese Ei-
genschaft als völkergewohnheitsrechtlich geltende Menschenrechte haben. 

Die praktischen Auswirkungen dieses Grundsatzes werden kurz an einigen Beispielen 
aufgezeigt, bevor dann etwas ausführlicher der Bereich behandelt wird, in dem diese 
Problematik von ganz herausragender Bedeutung ist, nämlich die Verwaltung staatlicher 
Territorien durch Internationale Organisationen bzw. Organe der Staatengemeinschaft. 

Von besonderer Bedeutung erscheinen hier Maßnahmen, die von Internationalen Organi-
sationen zur Förderung und Finanzierung struktur- und wirtschaftspolitischer Program-
me vor allem in Staaten der Dritten Welt getroffen werden. Inzwischen scheint unbe-
streitbar, dass der insofern jedenfalls bis Anfang der 90er Jahre des 20. Jahrhunderts vor 
allem bei den einschlägigen Maßnahmen von Weltbank und Internationalem Währungs-
fonds festzustellende Mangel einer angemessenen Berücksichtigung der Auswirkungen 
solcher Vorhaben auf die menschenrechtliche Situation in den betroffenen Ländern der 
Vergangenheit angehört. 51 In diesem Zusammenhang kann man heute davon ausgehen, 

des humanitären Völkerrechts auf militärische Operationen der Vereinten Nationen, Schweizerische Zeit-
schrift für internationales und europäisches Recht 4 (1994), S. 443-474. 

49 So zutreffend etwa �%�R�W�K�H�����L�E�L�G������S. 698 Rn 138; und �6�K�U�D�J�D��(op. cit. Anm. 46), S. 408; vgl. auch �8�����9�L�O��
�O�D�Q�L����The Security Council's Authorization of Enforcement Actions by Regional Organizations, Max 
Planck Yearbook ofUnited Nations Law 6 (2002), S. 535-557. 

50 Vgl. hierzu auch �(���8�����3�H�W�H�U�V�P�D�Q�Q����Time for a United Nations „global compact" for Integrating Human 
Rights in the Law of Worldwide Organizations, European Journal of International Law 13 (2002), 
s. 621-650. 

51 Zur Problematik s. etwa �'���� �%�U�D�G�O�R�Z����The World Bank, the IMF, and Human Rights, Transnational Law 
and Contemporary Problems, Vol. 6 (1996), S. 47-90; ���%�5�'��(ed.), Development and Human Rights: The 
Role of the World Bank (1998); und �O���6�K�L�K�D�W�D����Human Rights, Development, and International Financial 
Institutions, American University Journal of International Law and Policy 8 (1992), S. 27-45; umfassend 
hierzu auch S. �6�F�K�O�H�P�P�H�U���6�F�K�X�O�W�H����Die Rolle der Internationalen Finanzinstitutionen im Nord-Süd-
Konflikt, in: W. Meng/ U. Magnus/ S. Schlemmer-Schulte/ T. Cottier/ T. Stoll/ A. Epiney, Das interna-
tionale Recht im Nord-Süd-Verhältnis, BerDGVR 41 (2005), S. 149-235. 
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dass eine völkergewohnheitsrechtlich begründete Pflicht besteht, ein solches �K�X�P�D�Q��
�U�L�J�K�W�V���D�V�V�H�V�V�P�H�Q�W��durchzuführen. 52 Dies stellt allerdings in der Tat nur einen ersten 
Schritt dar; für die Zukunft wird eine wichtige Aufgabe darin bestehen, diejenigen Men-
schenrechte, vor allem der so genannten �]�Z�H�L�W�H�Q��und �G�U�L�W�W�H�Q���*�H�Q�H�U�D�W�L�R�Q��festzulegen und 
ihren genauen Inhalt zu bestimmen, die bei solchen �K�X�P�D�Q���U�L�J�K�W�V���D�V�V�H�V�V�P�H�Q�W�V��einzube-
ziehen sind. 

Eine vergleichbare - schon jetzt als völkergewohnheitsrechtlich geboten anzusehende -
Verpflichtung zur Durchführung eines solchen �K�X�P�D�Q���U�L�J�K�W�V���D�V�V�H�V�V�P�H�Q�W��besteht bezüg-
lich der Verhängung von Wirtschaftssanktionen durch Internationale Organisationen 
bzw. Organe der Staatengemeinschaft. 53 Wie vorhin erwähnt, wird auf die insoweit be-
stehende besondere Problematik des Sicherheitsrats gesondert eingegangen. 

Ein weiterer Bereich, dem hier erhebliche Bedeutung zukommt, ist das Internationale 
Wirtschaftsrecht. Dabei kann und soll hier nicht näher auf das seit längerem - durchaus 
kontrovers - erörterte Problem eingegangen werden, ob das WTO-Recht, um das es hier 
naturgemäß in erster Linie geht, wirklich „blind" gegenüber den Menschenrechten ist. 
Bekanntlich hat dieses Verständnis dazu geführt, dass die Auffassung vertreten wird, 
Wirtschaftssanktionen wie etwa Import- oder Exportverbote bestimmter Produkte stell-
ten - auch als Reaktion auf andauernde und gravierende Verletzungen ganz grundlegen-
der Menschenrechte - grundsätzlich einen Verstoß gegen die Normen des GATT dar. 54 

Dies erscheint nicht zutreffend: Zum einen besteht für die WTO, wie für alle anderen 
Völkerrechtssubjekte, kraft dieser Eigenschaft als Völkerrechtssubjekt eine völkerge-
wohnheitsrechtlich begründete Pflicht zur Achtung und Wahrung der völkergewohnheits-
rechtlich geltenden Menschenrechte. Diese Bindung ist von ihren Organen, insbesondere 
bei der Setzung und Auslegung von WTO-Recht, grundsätzlich zu berücksichtigen. Zum 
anderen ist zu berücksichtigen, dass das Völkerrecht bereits jetzt einen Entwicklungs-
stand erreicht hat, in dem jedenfalls die zwingenden Normen des menschenrechtlichen 
Völkergewohnheitsrechts alle Teilbereiche des Völkerrechts durchdringen und bei seiner 
Anwendung und Auslegung zu berücksichtigen sind - also ein Zustand erreicht ist, den 
das deutsche Recht bezüglich der Grundrechte spätestens mit der Spanier-Entscheidung 
des Bundesverfassungsgerichts55 erreicht hatte. Dies bedeutet, dass es aus rechtlicher 
Sicht auch keiner Aufnahme einer entsprechenden Formulierung in die Präambel des 
WTO-Vertrages bedarf, da dies ohnehin nur deklaratorische und keine konstitutive Wir-
kung hätte; aus Gründen der Rechtsklarheit wäre ein solcher Schritt allerdings durchaus 
wünschenswert. 

52 Vgl. hierzu etwa �:�� �0�H�Q�J����Völkerrecht als wirtschaftlicher Ordnungsfaktor und entwicklungspolitisches 
Steuerungsinstrument, in: W. Meng/ U. Magnus/ S. Schlemmer-Schulte/ T. Cottier/ T. Stall/ A. Epiney, 
Das internationale Recht im Nord-Süd-Verhältnis, BerDGVR 41 (2005), S. 1-76 (S. 12 ff.). 

53 Vgl. hierzu statt aller �$�����5�H�L�Q�L�V�F�K����Developing Human Rights and Humanitarian Law Accountability of 
the Security Council for the Imposition of Economic Sanctions, American Journal of International Law 95 
(2001 ), S. 851 -872. 

54 Vgl. hierzu den Überblick bei �6�����+�|�U�P�D�Q�Q����WTO und Menschenrechte, in: M. Hilf/ S. Oeter, WTO-Recht 
(2005), S. 647-664; sowie �:�� �0�H�Q�J����Wirtschaftssanktionen wegen Menschenrechtsverletzungen - Prob-
leme des WTO-Rechts, in: J. Bröhmer/ R. Bieber/ C. Calliess/ C. Langenfeld/ S. Weber/ J. Wolf (Hrsg.), 
Internationale Gemeinschaft und Menschenrechte. Festschrift für Georg Ress (2005), S. 165-190; und 
�(�����8���3�H�W�H�U�V�P�D�Q�Q����Human Rights and the Law of the World Trade Organisation, Journal of World Trade 
37 (2003), s. 241 -281. 

55 BVerfGE 31, 58. 
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Nun sei ausführlicher das schon erwähnte Phänomen der �Y�R�U�•�E�H�U�J�H�K�H�Q�G�H�Q���L�Q�W�H�U�Q�D�W�L�R�Q�D��
�O�H�Q���9�H�U�Z�D�O�W�X�Q�J���Y�R�Q���7�H�U�U�L�W�R�U�L�H�Q�����W�H�P�S�R�U�D�U�\���L�Q�W�H�U�Q�D�W�L�R�Q�D�O���W�H�U�U�L�W�R�U�L�D�O���D�G�P�L�Q�L�V�W�U�D�W�L�R�Q����an-
gesprochen, das seit Ende der 90er Jahre des 20. Jahrhunderts eine dauerhafte Einrich-
tung zu werden scheint: 56 Bekanntlich hatte der Sicherheitsrat mit seinen Resolutionen 
1244 (1999) und 1272 (1999) die von den Vereinten Nationen verantwortete internatio-
nale Verwaltung des Kosovo (UNMIK) und von Ost-Timor (UNTAET), jeweils gestützt 
auf das VII. Kapitel, verfügt. Für unseren Beratungsgegenstand von erheblicher Bedeu-
tung ist nun der Umstand, dass in beiden Fällen die beiden �6�S�H�F�L�D�O���5�H�S�U�H�V�H�Q�W�D�W�L�Y�H�V��des 
Generalsekretärs in ihren jeweils ersten Rechtsetzungsakten, nämlich UNMIK Regulati-
on 1999/1 vom 25. Juli 199957 bzw. UNTAET Regulation 1999/1 vom 27. November 
1999,58 festlegten, dass alle Personen, die im Kosovo bzw. Ost-Timor öffentliche Gewalt 
ausüben, die international anerkannten Menschenrechtsstandards einzuhalten haben; zur 
inhaltlichen Bestimmung dieser Standards wurde in Artikel 1.3 der UNMIK Regulation 
und in Section 2 der UNTAET Regulation auf die Allgemeine Erklärung der Menschen-
rechte, die beiden UN-Pakte von 1966 einschließlich der Protokolle zum IPbürgR, 
CERD und CEDAW, die Anti-Folter-Konvention sowie das Übereinkommen über die 
Rechte des Kindes verwiesen - in der UNMIK-Regulation zusätzlich noch auf die 
EMRK einschließlich ihrer Zusatzprotokolle. Weiter wurde verfügt, dass das vorgefun-
dene geltende Recht nur insofern Anwendung finde als es mit diesen Standards überein-
stimmt. Noch weiter ging UNMIK dann in ihrer Regulation 2001/9 vom 15. Mai 2001, 
die den so genannten �&�R�Q�V�W�L�W�X�W�L�R�Q�D�O���)�U�D�P�H�Z�R�U�N���I�R�U���3�U�R�Y�L�V�L�R�Q�D�O���6�H�O�I���*�R�Y�H�U�Q�P�H�Q�W���L�Q���.�R��
�V�R�Y�R��enthält;59 dieser erklärt in seinem Artikel 3.3 die Bestimmungen der genannten Ver-
träge sowie das Rahmenübereinkommen des Europarats zum Schutz nationaler Minder-
heiten für im Kosovo unmittelbar anwendbar. 

Dies ist von ganz erheblicher Bedeutung für unseren Beratungsgegenstand: Die Verein-
ten Nationen haben durch diese Rechtsakte von UNMIK und UNTAET rechtlich ver-
bindlich erklärt, dass alle Maßnahmen der von ihnen verantworteten internationalen 
Verwaltungen die - man ist versucht zu sagen: völkergewohnheitsrechtlich anerkannten 
- menschenrechtlichen Standards einzuhalten haben. Natürlich stellt sich auch hier die 
Frage, ob diese Bindung erst durch diese ausdrückliche Erklärung bewirkt wurde, dieser 
also konstitutive Wirkung zukommt, oder ob sie ohnehin besteht, die fraglichen Bestim-
mungen also nur die textliche Umsetzung einer sich aus der Völkerrechtssubjektivität 
der Vereinten Nationen ergebenden völkergewohnheitsrechtlichen Verpflichtung zur Be-
achtung der völkergewohnheitsrechtlich anerkannten menschenrechtlichen Standards 
darstellen, sie also nur deklaratorische Wirkung haben. Die besseren Argumente dürften 
für die letztgenannte Auffassung streiten; jedenfalls spricht für die Annahme, dass hier 

56 Vgl. etwa �-�$�����)�U�R�Z�H�L�Q����Notstandsverwaltung von Gebieten durch die Vereinten Nationen, in: R. Arndt 
(Hrsg.), Völkerrecht und deutsches Recht. Festschrift für Walter Rudolf (2001), S. 43-54; �0�� �0�D�W�K�H�V�R�Q����
United Nations Governance of Post-Conflict Societies, American Journal of International Law 95 (2001), 
S. 76-86; �(�����G�H���:�H�W����The Direct Administration of Territories by the United Nations and its Member States 
in the Post Cold War Era: Legal Bases and Implications for National Law, Max Planck United Nations 
Yearbook 8 (2004), S. 291-340; und �5 �����:�L�O�G�H����From Danzig to East Timor and Beyond: Tue Role of In-
ternational Territorial Administration, American Journal of International Law 95 (2001), S. 583-606; zur 
Rechtslage von Danzigs. �7�����6�F�K�Z�H�L�V�I�X�U�W�K����Danzig, in: R. Bernhardt (ed.), Encyclopedia of Public Interna-
tional Law Vol. I (1992), S. 938-943 mit weiteren Nachweisen. 

57 UNMIK/REG/1999/1. 
58 UN Doc. S/2000/53/Add.1. 
59 UNMIK/REG/2001/9. 
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eine von den Vereinten Nationen selbst gesetzte und sie künftig auch rechtlich bindende 
Praxis - und somit Gewohnheitsrecht - entstanden ist. 60 

Von noch größerer potentieller Bedeutung ist aber der Umstand, dass sich UNMIK ein-
seitig zur Beachtung der Bestimmungen der wichtigsten universellen und regionalen 
Menschenrechtsinstrumente verpflichtet hat. Obwohl also die Vereinten Nationen nicht 
Mitglied dieser Verträge sind und es auch nach geltender Rechtslage nicht sein können, 
haben sie sich rechtlich - und nicht nur politisch - verpflichtet, diese Bestimmungen als 
solche einzuhalten - und nicht nur soweit sie Völkergewohnheitsrecht darstellen.61 

Bekanntlich sichert nun aber selbst die Mitgliedschaft - eines Staates ·_ in einem völker-
rechtlichen Menschenrechtsinstrument nicht die tatsächliche Einhaltung seiner Bestim-
mungen. Entscheidend ist das Bestehen eines effektiven Überwachungssystems. Nun ist 
unbestreitbar, dass UNMIK durch seine einseitige Verpflichtung, die Bestimmungen der 
genannten Verträge einzuhalten, nicht zu ihrem Mitglied geworden ist; dies bedeutet ins-
besondere, dass - wie etwa die Venedig-Kommission bezüglich möglicher Individualbe-
schwerden wegen angeblicher Verletzungen der EMRK zum Europäischen Gerichtshof 
für Menschenrechte festgestellt hat62 

- nicht ohne weiteres davon ausgegangen werden 
kann, dass UNMIK sich auch zur Einhaltung der sich für Staaten aus ihrer Mitglied-
schaft in den jeweiligen Verträgen ergebenden Berichtspflichten unterworfen hat. Inso-
fern ist auf zwei interessante Vorgänge hinzuweisen: Zum einen scheint UNMIK bereit 
zu sein, einer Bitte des Menschenrechtskomitees der Vereinten Nationen zu entsprechen 
und einen Bericht bezüglich des IPbürgR zu erstellen; es bleibt jedoch abzuwarten, ob 
UNMIK sich erklären wird, ob es sich hierzu rechtlich verpflichtet sieht oder einen sol-
chen Schritt nur unternimmt, um der Bedeutung des Paktes Rechnung zu tragen. Zum 
anderen hat UNMIK am 23. August 2004 ein Abkommen mit dem Europarat geschlos-
sen, in dem es sich verpflichtet hat, innerhalb von sechs Monaten einen Bericht zur Um-
setzung des erwähnten Rahmenübereinkommens zum Schutz nationaler Minderheiten zu 
unterbreiten und sich den üblichen, für Mitgliedsstaaten geltenden Überwachungsmaß-
nahmen zu unterwerfen. 63 Dies ist - soweit ersichtlich - das erste solche Abkommen und 
aus der Sicht eines möglichst effektiven Schutzes der Menschenrechte ist zu hoffen, dass 
vergleichbare Abkommen in Zukunft zum Standardprogramm internationaler Verwaltun-
gen gehören und sich daher künftig auch das Bestehen einer entsprechenden völkerge-
wohnheitsrechtlichen Pflicht zum Abschluss solcher Abkommen feststellen lässt. Dies 
wäre in der Tat ein ganz entscheidender Schritt zu einer effektiven Rechtskontrolle von 
Organen der Staatengemeinschaft. 

60 Vgl. hierzu �5�����+�R�I�P�D�Q�Q����Protecting Minority Rights in Kosovo, in: K. Dicke/ S. �+�R�E�H�O��K.U. Meyn/ A. Pe-
ters/ E. Riedel/ H.J. Schütz/ C. Tietje (Hrsg.) (op. cit. Anm. 13), S. 347-370 (S. 350). 

61 �-�E�L�G������S. 352. 
62 Council of Europe Venice Commission, Opinion on Human Rights in Kosovo: Possible Establishment of 

Review Mechanisms, CDL-AD (2004)033, paras. 75-90. 
63 Das Abkommen ist wiedergegeben in Appendix 2 der Entscheidung des Ministerkomitees des Europarats 

vom 30.6.2004, CM/Del/Dec(2004)90/2.lb; für eine ausführliche Darstellung und Würdigung des Ab-
kommens s. �+�R�I�P�D�Q�Q��( op. cit. Anm. 60), S. 353 ff. Zu erwähnen ist auch, dass der Bericht von UNMIK 
am 2.6.2005 beim Europarat einging und der Beratende Ausschuss unter dem Rahmenübereinkommen 
zum Schutz nationaler Minderheiten am 25.11.2005 seine diesbezügliche Stellungnahme ���R�S�L�Q�L�R�Q����an-
nahm; diese Dokumente sind zugänglich unter http://www.coe.int/T/E/human_rights/minorities/html/. 
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�������8�P�Z�H�O�W�Y�|�O�N�H�U�U�H�F�K�W��

Wie erwähnt, soll auch kurz auf die Frage eingegangen werden, ob und inwieweit Inter-
nationale Organisationen und sonstige Organe der Staatengemeinschaft bei ihren Hand-
lungen an die Regeln des Umweltvölkerrechts gebunden sind. Dies ist auch unter dem 
Aspekt von Bedeutung, dass dieser Bereich in besonderer Weise von der Geltung von 
Völkergewohnheitsrecht gekennzeichnet ist. 

Grundsätzlich gilt auch hier das schon bezüglich der Bindung an völkergewohnheits-
rechtliche Regeln des humanitären Völkerrechts und der Menschenrechte Gesagte: Auf-
grund ihrer Völkerrechtssubjektivität besteht eine völkergewohnheitsrechtliche Pflicht 
zur Einhaltung der völkergewohnheitsrechtlichen Regeln des Umweltvölkerrechts. Dies 
bedeutet zum einen, dass bei der Festlegung von Programmen zur Förderung von Struk-
tur und Wirtschaft von Entwicklungsländern eine völkergewohnheitsrechtliche Pflicht 
zur Erstellung eines �H�Q�Y�L�U�R�Q�P�H�Q�W�D�O���L�P�S�D�F�W���D�V�V�H�V�V�P�H�Q�W��besteht. 64 Zum anderen gilt dies 
für die grundlegenden allgemeinen Prinzipien des Umweltvölkerrechts wie namentlich 
das Vorsorge- und das Verursacherprinzip sowie diejenigen bereichsspezifischen Regeln 
(Schutz der Binnengewässer und des Meeres, der Atmosphäre, von Flora und Fauna so-
wie bezüglich des Schutzes vor Abfällen und Schadstoffen) mit völkergewohnheitsrecht-
licher Qualität. 65 

Dieser Grundsatz gilt meines Erachtens auch für mit besonderen Umweltrisiken verbun-
dene, vom Völkerrecht aber nicht verbotene, Aktivitäten ���X�O�W�U�D�K�D�]�D�U�G�R�X�V���D�F�W�L�Y�L�W�L�H�V������In-
sofern könnten die von der ILC im Jahre 2001 verabschiedeten �'�U�D�I�W���$�U�W�L�F�O�H�V���R�Q���3�U�H�Y�H�Q��
�W�L�R�Q���R�I���7�U�D�Q�V�E�R�X�Q�G�D�U�\���+�D�U�P�I�U�R�P���+�D�]�D�U�G�R�X�V���$�F�W�L�Y�L�W�L�H�V��gewisse Anhaltspunkte bieten.66 

Bekanntlich gründen sie sich auf den Pflichten zur Prävention und Kooperation, was un-
ter . anderem bedeutet, dass bestimmte gefährliche Tätigkeiten genehmigungspflichtig 
gemacht werden müssen und die Gefahr grenzüberschreitender Schäden notifizierungs-
und konsultationspflichtig ist. 

Abschließend sei noch hingewiesen auf Art. XXII des Weltraumhaftungsvertrages. Die-
ser stellt eine - seltene - völkervertragliche Stütze für den hier vertretenen Ansatz dar, 
dass Internationale Organisationen, wenn sie üblicherweise von Staaten vorgenommenen 
Aktivitäten nachgehen, dem für Staaten geltenden Rechtsregime unterliegen. 67 Dies ist 
auch nur folgerichtig, da allein so verhindert werden kann, dass Staaten durch die Über-
tragung solcher Aktivitäten auf mit gesonderter Völkerrechtssubjektivität ausgestattete 

64 Umfassend hierzu �$�����(�S�L�Q�H�\����Umweltvölkerrechtliche Rahmenbedingungen für Entwicklungsprojekte, in: 
W. Meng/ U. Magnus/ S. Schlemmer-Schulte/ T. Cottier/ T. Stoll/ A. Epiney, Das internationale Recht im 
Nord-Süd-Verhältnis, BerDGVR 41 (2005), S. 329-381 (S. 336 ff.); vgl etwa auch �0�$�����%�H�N�K�H�F�K�L����Some 
Observations Regarding Environmental Covenants and Conditionalities in World Bank Lending Activi-
ties, Max Planck Yearbook ofUnited Nations Law 3 (1999), S. 287-314; 0. �/�\�Q�F�K����Human Rights, Envi-
ronment and Economic Development, Yearbook of Human Rights and Environment 1 (2001), S. 97-195; 
und �������6�K�L�K�D�W�D����The World Bank and the Environment in a Legal Perspective, Maryland Journal of Inter-
national Law and Trade 16 (1992), S. 1-42. 

65 Vgl. hierzu �(�S�L�Q�H�\�����L�E�L�G������S. 344 ff.; vgl. auch �:���� �*�U�D�I���9�L�W�]�W�K�X�P����Raum und Umwelt im Völkerrecht, in: 
W. GrafVitzthum (Hrsg.), Völkerrecht (3. Aufl. 2005), S. 357-457 (S. 429 ff.) . 

66 Vgl. hierzu den Überblick von �:���� �+�H�L�Q�W�V�F�K�H�O���Y�R�Q���+�H�L�Q�H�J�J����in: K. Ipsen (Hrsg.), Völkerrecht (5. Aufl. 
2004), s. 1051 ff. . 

67 Vgl. hierzu den Überblick von �+���)�L�V�F�K�H�U����in: K. lpsen (Hrsg.), Völkerrecht (5 . Aufl. 2004), S. 955 f. 
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Organisationen das auf dem Prinzip der Gefährdungshaftung aufbauende System unter-
laufen könnten. 

�������'�H�U���6�L�F�K�H�U�K�H�L�W�V�U�D�W�����(�L�Q���6�R�Q�G�H�U�I�D�O�O�"��

Zum Abschluss dieses Abschnittes ist noch auf die Frage einzugehen, ob der Sicherheits-
rat einen Sonderfall insofern darstellt bzw. darstellen könnte als sich argumentieren lie-
ße, dass er im Rahmen seiner Zuständigkeiten aufgrund des VII. Kapitels nicht an die 
einschlägigen Regeln des Völkergewohnheitsrechts gebunden sei. Diese über lange Zeit 
hinweg eher hypothetische Frage hat aufgrund der bekanntlich starken Zunahme ent-
sprechender Beschlüsse des Sicherheitsrats seit Ende des Kalten Krieges erheblich an 
auch praktischer Bedeutung gewonnen. Dieser Frage wird im Hinblick auf drei Konstel-
lationen nachgegangen: Verhängung nicht-militärischer Sanktionen, Autorisierung mili-
tärischer Sanktionen und schließlich quasi-legislatorische Tätigkeit. 

Vorangeschickt seien aber einige grundsätzliche Aussagen zu den nach der hier vertrete-
nen Auffassung in der Tat bestehenden Grenzen der Befugnisse des Sicherheitsrates nach 
dem VII. Kapitel: Zunächst ist daran zu erinnern, dass der Sicherheitsrat- wie jedes Or-
gan einer Internationalen Organisation - nur diejenigen Befugnisse besitzt, die ihm im 
Gründungsvertrag, hier also der Charta, entweder ausdrücklich zugewiesen sind oder als 
aus ihnen heraus ableitbar erscheinen. Mit anderen Worten: Der Sicherheitsrat besitzt 
keine Kompetenz-Kompetenz. 68 

Ferner muss daran erinnert werden, dass der Verweis auf das Völkerrecht in Art. 1 Ziff. 1 
SVN sich nur auf friedliche Streitbeilegungsmaßnahmen, nicht aber auf Maßnahmen be-
zieht, die aufgrund des VII. Kapitels ergriffen werden. Dies bedeutet, dass der Sicher-
heitsrat �Z�K�H�Q���D�F�W�L�Q�J���X�Q�G�H�U���&�K�D�S�W�H�U���9�,�,��nur an die Charta, nicht aber an das allgemeine 
Völkerrecht gebunden ist. 69 Diese in der Tat nur als Sonderstellung des Sicherheitsrates 
zu bezeichnende Situation mag im Hinblick auf den Gedanken einer auf dem Primat des 
(Völker-)Rechts beruhenden internationalen Gemeinschaft nur schwer erträglich sein, sie 
entspricht aber der geltenden Rechtslage. 

Dies bedeutet insbesondere, dass die völkergewohnheitsrechtlich geltenden Normen des 
humanitären Völkerrechts und die Menschenrechte dem Handeln des Sicherheitsrates 
unter dem VII. Kapitel keine präzisen Grenzen setzen. Andererseits darf aber keineswegs 
vergessen werden, dass gerade die Durchsetzung dieser Normen gemäß Art. 1 Ziff. 3 
SVN zu den Zielen der Vereinten Nationen gehört. Da nun der Sicherheitsrat aber an die 
Bestimmungen der Charta gebunden ist, würde eine völlige Nichtachtung dieser völker-
gewohnheitsrechtlichen Normen eine Verletzung der Charta darstellen. Allerdings ist zu-
zugeben, dass jedenfalls nach dem bisherigen Stand des Völkerrechts, insbesondere der 
einschlägigen Praxis, der Sicherheitsrat ein weites Ermessen hat, wie - nicht: ob - er bei 
der Durchsetzung seiner Aufgabe, den Frieden zu sichern und zu wahren, Belange des 
Schutzes der Menschenrechte und des humanitären Völkerrechts einbezieht.70 

68 So zutreffend �-���$�����)�U�R�Z�H�L�Q�����1�����.�U�L�V�F�K����Introduction to Chapter VII, in: B. Sirnma (ed.), The Charter ofthe 
United Nations. A Commentary (2nd ed. 2002), Vol. I, S. 701-716 (S. 710 Rn 25). 

69 �O�E�L�G������S. 711 (Rn 27). 
70 �-�E�L�G������S. 711 (Rn 28); vgl. auch �+���3���*�D�V�V�H�U����Collective Economic Sanctions and International Humanitar-

ian Law: An Enforcement Under the United Nations Charter and the Right of Civilians to Immunity: An 
Unavoidable Clash of Policy Goals?, Zeitschrift für ausländisches öffentliches Recht und Völkerrecht 56 
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Anders stellt sich jedoch die Rechtslage bezüglich derjenigen Normen dar, die den Status 
von �L�X�V���F�R�J�H�Q�V��haben. Jedenfalls seit der gewohnheitsrechtlich begründeten Akzeptanz 
der Möglichkeit des Bestehens von �L�X�V���F�R�J�H�Q�V��ist ein entsprechender Vorbehalt in _die 
Charta „hineinzulesen". Dies bedeutet, dass der Sicherheitsrat, auch wenn er aufgrund 
seiner Befugnisse aus dem VII. Kapitel handelt, nicht befugt ist, Maßnahmen zu treffen, 
die solche �L�X�V���F�R�J�H�Q�V���1�R�U�U�Q�H�Q��verletzen.71 Jedenfalls insofern ist der Sicherheitsrat - und 
das ist zu unterstreichen - nicht �D�E�V�R�O�X�W�X�V���O�H�J�L�E�X�V����

Diese allgemeinen Bemerkungen abschließend seien noch zwei weitere Punkte erwähnt: 
Indem Art. 40 und 42 SVN darauf hinweisen, dass Maßnahmen �Q�H�F�H�V�V�D�U�\��sein müssen, 
wird jedenfalls in gewissem Umfang das Verhältnismäßigkeitsprinzip zu einer Schranke 
für das Handeln des Sicherheitsrats. Da allerdings auch hier ein weites Ermessen des Si-
cherheitsrates bei der Beurteilung, ob eine Maßnahme �Q�H�F�H�V�V�D�U�\��ist, angenommen wer-
den muss, wäre nur eine offenkundig unverhältnismäßige Maßnahme ein Verstoß gegen 
die Charta. 72 Schließlich ist zu betonen, dass mit guten Gründen argumentiert werden 
kann, dass der Hinweis auf das Völkerrecht in Art. 1 Ziff. 1 SVN so zu verstehen ist, 
dass der Sicherheitsrat auch bei Streitbeilegungsmaßnahmen nach dem VII. - und nicht 
nur nach dem VI. - Kapitel an die Grundsätze der Gerechtigkeit und des Völkerrechts 
gebunden ist. 73 

Wie angekündigt wird nun auf drei besonders relevante Bereiche eingegangen und dabei 
begonnen mit Sanktionen ohne Gewaltanwendung gemäß Art. 41 SVN. Liegen die Vor-
aussetzungen des Art. 39 SVN vor, hat der Sicherheitsrat ein weites Ermessen, wie er bei 
der genauen Festlegung solcher Maßnahmen seiner Pflicht zur Berücksichtigung der Be-
lange des Schutzes der Menschenrechte nachkommt. Insofern ist auf die Praxis der �6�D�Q�F��
�W�L�R�Q���&�R�P�P�L�W�W�H�H�V��hinzuweisen, die - etwa durch die Herausnahme von bestimmten Gü-
tern wie Arzneimitteln oder auf humanitäre Erwägungen gestützte Erlaubnisse zum Bei-
spiel zur Durchführung religiös gebotener Pilgerfahrten74 

- zeigt, dass sich der Sicher-
heitsrat dieser Verpflichtung bewusst ist. Diese grundsätzlich positive Feststellung ändert 
aber nichts an dem bekannten Umstand, dass diese Praxis nicht verhindern konnte, dass 
die Sanktionen gegenüber dem Irak zu schwerwiegenden humanitären Nachteilen für die 
Zivilbevölkerung führten. Immerhin bewegte die entsprechende Kritik den Sicherheitsrat 
Mitte der 90er Jahre des 20. Jahrhunderts dazu, die Notwendigkeit der Durchführung 
von �K�X�P�D�Q�L�W�D�U�L�D�Q���L�P�S�D�F�W���D�V�V�H�V�V�P�H�Q�W�V��anzuerkennen, was letztlich zur Einführung so 
genannter �W�D�U�J�H�W�H�G���V�D�Q�F�W�L�R�Q�V��führte. 75 Dies bedeutet, dass der Sicherheitsrat eine ihn 

(1996), S. 871-904; und �0�� �5�H�L�V�P�D�Q�����'���� �6�W�H�Y�L�F�N����Tue Applicability of International Law Standards to 
United Nations Sanctions Programmes, European Journal oflnternational Law 9 (1998), S. 9-141. 

71 �-�E�L�G������S. 711 (Rn 29); so auch das Europäische Gericht in seinen unten dargestellten Urteilen vom 
21.9.2005 in den Rechtssachen T-306/01 ���<�X�V�X�I�X�Q�G���$�O���%�D�U�D�N�D�D�W���,�Q�W�H�U�Q�D�W�L�R�Q�D�O���)�R�X�Q�G�D�W�L�R�Q���J�H�J�H�Q���5�D�W���X�Q�G��
�.�R�P�P�L�V�V�L�R�Q����und T-315/01 ���.�D�G�L���J�H�J�H�Q���5�D�W���X�Q�G���.�R�P�P�L�V�V�L�R�Q������Aus der jüngeren Literatur s. nur �$�����2�U�H�N��
�K�D�O�H�V�K�Y�L�O�L����The Impact of Peremptory Norms on the Interpretation and Application of United Nations Se-
curity Council Resolutions, European Journal oflnternational Law 16 (2005), S. 59-88. 

72 �-�E�L�G������S. 712 (Rn 30). 
73 �O�E�L�G������S. 712 (Rn 31). 
74 Vgl. hierzu �3�&�R�Q�O�R�Q����The Humanitarian Mitigation ofUN Sanctions, German Yearbook oflnternational 

Law 39 (1996), S. 249-284. 
75 Vgl. hierzu statt aller �5�H�L�Q�L�V�F�K��(op. cit. Anm. 53), S. 852; für eine ausführliche Fallstudie s. �3���&�R�Q�O�R�Q����

United Nations Sanctions Management: A Case Study of the Iraq Sanctions Committee, 1990-1994 
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künftig bindende Praxis entwickelt hat, bei der Verhängung von Maßnahmen nach Art. 
41 SVN deren humanitäre und menschenrechtliche Folgen zu berücksichtigen. Das ei-
gentliche Problem liegt insofern heute darin, dass es keine Instanz gibt, die zur rechtlich 
begründeten Kontrolle solcher Maßnahmen befugt ist. Dies mindert naturgemäß auch die 
praktische Bedeutung der Feststellung, dass der Sicherheitsrat keine Maßnahmen treffen 
darf, die �L�X�V���F�R�J�H�Q�V���1��ormen verletzen. 

Ähnliche Schlüsse lassen sich bezüglich der Durchführung von militärischen Sanktionen 
im Sinne des Art. 42 SVN ziehen: Im Hinblick auf Art. 103 SVN wäre es jedenfalls theo-
retisch möglich, dass der Sicherheitsrat in seinen solche Maßnahmen autorisierenden 
Resolutionen die solche Maßnahmen durchführenden Mitgliedsstaaten von ihrer vertrag-
lichen oder gewohnheitsrechtlichen Bindung an die Regeln des humanitären Völker-
rechts befreien oder selbst eine Pflicht zur Nichtbeachtung festlegen könnte; eine Grenze 
ergäbe sich wiederum nur bezüglich Normen im Range von �L�X�V���F�R�J�H�Q�V�������� Um ein Bei-
spiel zu geben: Könnte der Sicherheitsrat anordnen, dass es neben Kombattanten und Zi-
vilisten auch noch eine weitere Kategorie der �X�Q�O�D�Z�I�X�O���F�R�P�E�D�W�D�Q�W�V��gibt und festlegen, 
dass solche Personen in einer bestimmten, allerdings nicht gegen Normen im Rang von 
�L�X�V���F�R�J�H�Q�V��verstoßenden Weise behandelt werden? Nach dem eben Gesagten wohl ja -
was einen Grund mehr dafür darstellt, dass der bestehende Mangel an rechtlicher Kon-
trolle höchst beunruhigend ist. 

Dem Einwand, dass für solche Szenarien kein Grund besteht, mag mit dem Hinweis auf 
die eingangs angesprochene, vom Sicherheitsrat seit dem 11. September 2001 ausgeübte 
quasi-legislatorische Tätigkeit entgegengetreten werden. Das Fehlen jeglichen wirklich 
effektiven rechtlichen Schutzes gegenüber der auf der Grundlage der Ermächtigung aus 
der Resolution 13 73 (2001) getroffenen Entscheidung, das Vermögen einer des Terro-
rismus oder seiner Unterstützung verdächtigen Person einzufrieren, stellt einen eklatan-
ten Verstoß gegen den ganz fundamentalen Grundsatz eines fairen Verfahrens dar, dem 
der Rang von �L�X�V���F�R�J�H�Q�V��zuzuweisen ist. 77 

Insofern bleibt in der Tat abzuwarten, ob der vom Europäischen Gericht (EuG) in seinen 
Urteilen vom 21. September 2005 in den Sachen �<�X�V�X�I���X�Q�G���$�O���%�D�U�D�N�D�D�W���,�Q�W�H�U�Q�D�W�L�R�Q�D�O��
�)�R�X�Q�G�D�W�L�R�Q���J�H�J�H�Q���5�D�W���X�Q�G���.�R�P�P�L�V�V�L�R�Q��(T-306/01) sowie �.�D�G�L���J�H�J�H�Q���5�D�W���X�Q�G���.�R�P�P�L�V��
�V�L�R�Q��(T-315/01) gefundene Weg hier tatsächlich Abhilfe schafft: 78 In beiden Verfahren 
waren die Kläger Personen, deren in der Europäischen Union befindliches Kapital und 
Vermögen zuletzt aufgrund der Verordnung (EG) Nr. 881/2002 des Rates vom 27. Mai 
2002 über die Anwendung bestimmter restriktiver Maßnahmen gegen bestimmte Perso-
nen und Organisationen, die mit Osama bin Laden, dem Al-Quaida-Netzwerk und den 
Taliban in Verbindung stehen, eingefroren worden waren. Mit dieser Verordnung hatte 
die Union die Resolution 1390 (2002) des Sicherheitsrates umgesetzt, deren Ziel es eben 
war, weltweit das Kapital und Vermögen von Personen einzufrieren, die - wie die Kläger 

(2000); vgl. auch �$�����+�R�Z�O�H�W�W����Getting 'smart': Crafting Economic Sanctions that Respect Human Rights, 
Fordham Law Review 73 (2004), S. 1199-1237. 

76 Zur Gesamtproblematik s. auch �*���1�R�O�W�H����Practice ofthe UN Security Council with Respect to Humanitar-
ian Law, in: K. Dicke/ S. Hobel K.U. Meyn/ A. Peters/ E. Riedel/ H.J. Schütz/ C. Tietje (Hrsg.) (op. cit. 
Anm. 13), S. 487-501. 

77 Zu dieser Problematik vgl. etwa �7���6�F�K�L�O�O�L�Q�J����Der Schutz der Menschenrechte gegen Beschlüsse des Si-
cherheitsrates, Zeitschrift für ausländisches öffentliches Recht und Völkerrecht 64 (2004), S. 343-362. 

78 ABI. C 281 vom 12.11.2005, S. 17. 
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- vom Sanktionsausschuss des Sicherheitsrates auf eine Liste von Personen gesetzt wor-
den waren, die als Unterstützer von Osama bin Laden, des Al-Quaida-Netzwerks und der 
Taliban angesehen wurden. Die Kläger rügten unter anderem eine Verletzung ihrer Ge-
meinschaftsgrundrechte, nämlich des Anspruchs auf rechtliches Gehör, auf Achtung des 
Eigentums und des Anspruchs auf effektive gerichtliche Kontrolle. Zutreffend führte das 
Europäische Gericht79 aus, dass Resolutionen des Sicherheitsrates nach Kapitel VII der 
Charta der Vereinten Nationen bindende Wirkung für alle Mitgliedsstaaten der Gemein-
schaft haben, die daher alle erforderlichen Maßnahmen treffen müssen, um ihre Umset-
zung zu gewährleisten; soweit die Gemeinschaft entsprechende Befugnisse der Mit-
gliedsstaaten übernommen hat, trifft sie diese Verpflichtung. 80 Überzeugend sind auch 
die weiteren Ausführungen des Gerichts zum Umfang seiner - auch inzidenten - Kon-
trolle von solchen Resolutionen des Sicherheitsrates:81 Zunächst stellt es fest, dass sich 
aus dem Vorrang des Charta-Rechts ergebe, dass die fraglichen Resolutionen des Sicher-
heitsrates grundsätzlich nicht seiner Kontrolle unterliegen und es auch nicht berechtigt 
sei, ihre Rechtmäßigkeit im Hinblick auf das Gemeinschaftsrecht - auch nicht inzident -
in Frage zu stellen. Vielmehr sei es verpflichtet, das Gemeinschaftsrecht soweit wie 
möglich in einer Weise auszulegen und anzuwenden, die mit den Verpflichtungen aus der 
Charta der Vereinten Nationen vereinbar sei. 82 Für diesen Beitrag entscheidend ist dann 
aber die Feststellung des Gerichts, dass es die „Rechtmäßigkeit der fraglichen Resolutio-
nen des Sicherheitsrates im Hinblick auf �L�X�V���F�R�J�H�Q�V����verstanden als internationaler �R�U�G�U�H��
�S�X�E�O�L�F����der für alle Völkerrechtssubjekte einschließlich der Organe der UNO gilt und von 
dem nicht abgewichen werden darf, inzident prüfen" kann. 83 Diese inzidente Kontrolle 
könne sich auf die Prüfung erstrecken, ob vom Sicherheitsrat „die zum �L�X�V���F�R�J�H�Q�V��gehö-
renden übergeordneten Regeln des Völkerrechts und insbesondere auch die zwingenden 
Normen zum universellen Schutz der Menschenrechte eingehalten wurden, von denen 
weder die Mitgliedsstaaten noch die Organe der UNO abweichen dürfen".84 

Die Anwendung dieses Grundsatzes führte das Gericht dann allerdings zum Ergebnis, 
dass in beiden Verfahren keine Verletzung von Menschenrechten im Range von �L�X�V��
�F�R�J�H�Q�V��vorliege: Bezüglich des Rechts auf Achtung des Eigentums wird in der Tat über-
zeugend ausgeführt, dass allenfalls ein willkürlicher Entzug des Eigentums gegen �L�X�V��
�F�R�J�H�Q�V��verstoßen könne, was im Hinblick auf die Bedeutung des Kampfes gegen den 
Terrorismus, angesichts des Umstandes, dass nur ein Einfrieren und kein Entzug des Ei-
gentums geschehen sei, und dass es schließlich die Möglichkeit gebe, dass der Heimat-
oder Aufenthaltsstaat der Betroffenen den Sanktionsausschuss befasse, aber nicht gege-
ben sei. 85 Vertretbar erscheint auch das Ergebnis, dass die Kläger nicht in ihren Verteidi-
gungsrechten, genauer ihrem Anspruch auf rechtliches Gehör, verletzt worden seien, da 
in der Tat überzeugend argumentiert werden kann, dass eine Anhörung der Betroffenen 
�Y�R�U��ihrer Aufnahme in die entsprechende Liste den Zweck der Maßnahme, nämlich das 

79 Vgl. Rdnr. 226 ff. des Urteils in der Rechtssache �<�X�V�X�I���X�Q�G���$�O���%�D�U�D�N�D�D�W��bzw. Rdnr. 209 ff. des Urteils in 
der Rechtssache �.�D�G�L��( op. cit. Anm. 71 ). 

80 Vgl. Rdnr. 253 ���<�X�V�X�I�X�Q�G�$�O�%�D�U�D�N�D�D�W����bzw. Rdnr. 203 ���.�D�G�L������
81 Vgl. Rdnr. 260 ff. ���<�X�V�X�I���X�Q�G���$�O���%�D�U�D�N�D�D�W����bzw. Rdnr. 209 ff. ���.�D�G�L������
82 Vgl. Rdnr. 276 ���<�X�V�X�I�X�Q�G�$�O���%�D�U�D�N�D�D�W����bzw. Rdnr. 225 ���.�D�G�L������
83 Vgl. Rdnr. 277 ���<�X�V�X�I�X�Q�G�$�O���%�D�U�D�N�D�D�W����bzw. Rdnr. 226 ���.�D�G�L������
84 Vgl. Rdnr. 282 ���<�X�V�X�I���X�Q�G���$�O���%�D�U�D�N�D�D�W����bzw. Rdnr. 231 ���.�D�G�L������
85 Vgl. Rdnr. 285-303 ���<�X�V�X�I���X�Q�G���$�O���%�D�U�D�N�D�D�W����bzw. Rdnr. 234-252 ���.�D�G�L������
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effektive Einfrieren ihres Kapitals und Vermögens, in nicht hinnehmbarer Weise gefähr-
de, und eine Anhörung �Q�D�F�K��der Aufnahme in die Liste unter Einschaltung der schwedi-
schen Regierung im Fall der Kläger �<�X�V�X�I��und �$�O���%�D�U�D�N�D�D�W��erfolgt sei, während im Fall 
�.�D�G�L��die Regierung Saudi-Arabiens einem entsprechenden Antrag auf Vornahme der für 
eine Anhörung durch den Sanktionsausschuss notwendigen Maßnahmen nicht entspro-
chen habe. 86 Nicht überzeugend scheint hingegen die Begründung, mit der das Gericht 
die Rüge einer Verletzung des Anspruchs auf eine effektive gerichtliche Kontrolle abge-
wiesen hat, indem es ausführte, dass der Umstand, dass der Sicherheitsrat kein unabhän-
giges internationales Gericht geschaffen habe, das in rechtlicher wie tatsächlicher Hin-
sicht über Klagen gegen Einzelfallentscheidungen des Sanktionsausschusses befinden 
könne, zwar eine Lücke im gerichtlichen Rechtsschutz darstelle, diese aber nicht gegen 
�L�X�V���F�R�J�H�Q�V��verstoße. Zur Begründung führt es aus, dass zum einen der Zugang zu einem 
Gericht im Bereich der universell geltenden Menschenrechte nicht notstandsfest sei, und 
sich zum anderen auch aus den Regeln der Immunität von Staaten und Internationalen 
Organisationen vor nationalen Gerichten ergebe, dass es keinen im Rang von �L�X�V���F�R�J�H�Q�V��
stehenden, unbedingten Anspruch auf effektive gerichtliche Kontrolle gegenüber Resolu-
tionen des Sicherheitsrates gebe, sofern diese einen Mechanismus zur regelmäßigen 
Überprüfung der Zweckmäßigkeit der Aufrechterhaltung der vom Sanktionsausschuss 
verhängten Maßnahmen vorsähen. 87 

Als unbedingt positiv an dieser Rechtsprechung ist hervorzuheben, dass das Europäische 
Gericht mit ausführlicher und überzeugender Begründung dargelegt hat, dass der Sicher-
heitsrat, auch wenn er unter dem VII. Kapitel handelt, nicht �D�E�V�R�O�X�W�X�V���O�H�J�L�E�X�V��ist, son-
dern an das �L�X�V���F�R�J�H�Q�V��gebunden bleibt, und - vor allem - dass er insofern einer inziden-
ten Kontrolle durch die zuständigen Gerichte, seien es die einer supranationalen Organi-
sation oder, was dann nur folgerichtig ist, die nationalen Gerichte, unterliegt. Ein erheb-
liches Unbehagen bleibt jedoch bezüglich der Anwendung dieses Grundsatzes auf die 
entschiedenen Fälle; insbesondere vermag die Begründung, mit welcher der im Range 
von �L�X�V���F�R�J�H�Q�V��stehende Umfang des Anspruchs auf effektive gerichtliche Kontrolle be-
grenzt wurde, kaum zu überzeugen. 

�������7�U�H�D�W�\���2�U�J�D�Q�V��

Wegen der Kürze der zur Verfügung stehenden Zeit bedarf es bezüglich der Rechtskon-
trolle von Institutionen, die zur Überwachung der Umsetzung von Verpflichtungen aus 
einem völkerrechtlichen Vertrag - so genannten �W�U�H�D�W�\���R�U�J�D�Q�V��- eingesetzt sind, der Be-
schränkung auf einige Bemerkungen. Da solche Institutionen - wie die unter den ver-
schiedenen völkerrechtlichen Menschenrechtsinstrumenten vorgesehenen Kommissionen 
und Gerichte oder die Panels des Streitbeilegungssystems der WTO oder von ICSID oder 
sonstige vertraglich vorgesehene Schiedsgerichte - zumeist nicht in einen "Instanzen-
zug" eingebunden sind, unterliegen sie hinsichtlich der Frage, ob ihnen bei der Anwen-
dung und Auslegung der fraglichen materiell-rechtlichen Bestimmungen Fehler unterlau-
fen sind, keiner rechtlichen Kontrolle. Dies gilt auch bezüglich der von ihnen zu beach-
tenden prozeduralen Vorschriften. 

86 Vgl. Rdnr. 304-331 ���<�X�V�X�I���X�Q�G���$�O���%�D�U�D�N�D�D�W����bzw. Rdnr. 253-276 ���.�D�G�L������
87 Vgl. Rdnr. 332-346 ���<�X�V�X�I�X�Q�G�$�O���%�D�U�D�N�D�D�W����bzw. Rdnr. 277-291 ���.�D�G�L������
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Insofern unterscheiden sie sich aber nicht von letztinstanzlichen Gerichten der nationalen 
Rechtsordnungen - und dies ist auch gut so, denn in einem rechtsstaatlichen System 
müssen die Gerichte unabhängig sein, was bedeutet, dass Entscheidungen letztinstanzli-
cher Gerichte eben keiner weiteren Kontrolle - die ja nur eine politische sein könnte -
mehr unterliegen. Insofern bedarf es schlicht des Vertrauens in die persönliche Unabhän-
gigkeit und fachliche Kompetenz der Mitglieder dieser Spruchkörper. Letztlich scheint 
dies auch kein wirkliches Problem zu sein, denn dass die Entscheidungen solcher �W�U�H�D�W�\��
�R�U�J�D�Q�V��als mit den materiell-rechtlichen Bestimmungen schlechterdings unvereinbar an-
zusehen oder unter Verstoß gegen grundlegende Verfahrensvorschriften zustande ge-
kommen seien, wird ernsthaft eigentlich nicht vertreten. Dies ändert natürlich nichts dar-
an, dass die Länge der Verfahren vor solchen Institutionen häufig den entsprechenden 
Vorgaben des auch völkergewohnheitsrechtlich anerkannten Rechts auf einen �V�S�H�H�G�\���W�U�L��
�D�O��nicht genügt. 88 

�'�����5�H�F�K�W�V�I�R�O�J�H�Q���Y�R�Q���9�H�U�V�W�|�‰�H�Q���J�H�J�H�Q���G�D�V���G�L�H���2�U�J�D�Q�H���G�H�U��
�6�W�D�D�W�H�Q�J�H�P�H�L�Q�V�F�K�D�I�W���E�L�Q�G�H�Q�G�H���5�H�F�K�W��

Zu behandeln ist nun die Frage der Rechtsfolgen von Verstößen gegen das die Organe 
der Staatengemeinschaft bindende Recht. Als Ausgangspunkt dient die Feststellung, dass 
Internationale Organisationen und sonstige Organe der Staatengemeinschaft aufgrund ih-
rer Eigenschaft als Völkerrechtssubjekte für ihnen zurechenbare Verstöße gegen das sie 
bindende Recht grundsätzlich verantwortlich sind.89 Dieser Satz dürfte Völkergewohn-
heitsrecht darstellen. Er findet sich auch in dem im Jahre 2003 von der ILC in erster Le-
sung angenommenen �'�U�D�I�W���$�U�W�L�F�O�H�������R�Q���W�K�H���U�H�V�S�R�Q�V�L�E�L�O�L�W�\���R�I���L�Q�W�H�U�Q�D�W�L�R�Q�D�O���R�U�J�D�Q�L�]�D��
�W�L�R�Q�V��,90 der - in deutlichem Anklang an Artikel 1 und 2 der �,�/�&���$�U�W�L�F�O�H�V���R�Q���W�K�H���5�H�V�S�R�Q�V�L��
�E�L�O�L�W�\���R�I���6�W�D�W�H�V���I�R�U���O�Q�W�H�U�Q�D�W�L�R�Q�D�O�O�\���:�U�R�Q�J�I�X�O���$�F�W�V��- besagt, dass jeder Völkerrechtsverstoß 
einer Internationalen Organisation ihre völkerrechtliche Verantwortlichkeit begründet 
und als solchen Völkerrechtsverstoß jegliches, aus einer Handlung oder einem Unterlas-
sen bestehendes Verhalten definiert, das der Internationalen Organisation völkerrechtlich 
zuzurechnen ist und einen Verstoß gegen eine völkerrechtliche Verpflichtung der Interna-
tionalen Organisation darstellt. 

Im Rahmen dieses Vortrags ist es unmöglich, auf alle die völkerrechtliche Verantwort-
lichkeit internationaler Organisationen betreffenden �6�H�N�X�Q�G�l�U�Q�R�U�P�H�Q��einzugehen. Dies 
bedingt eine Beschränkung auf die folgenden Problemkreise: Zurechnung eines Verhal-
tens ���D�W�W�U�L�E�X�W�L�R�Q���R�I���F�R�Q�G�X�F�W������die Völkerrechtswidrigkeit ausschließende Umstände ���F�L�U��
�F�X�P�V�W�D�Q�F�H�V���S�U�H�F�O�X�G�L�Q�J���Z�U�R�Q�J�I�X�O�Q�H�V�V����sowie Inhalt der völkerrechtlichen Verantwortlich-
keit ���F�R�Q�W�H�Q�W���R�I���W�K�H���L�Q�W�H�U�Q�D�W�L�R�Q�D�O���U�H�V�S�R�Q�V�L�E�L�O�L�W�\������Dabei erfolgt, entsprechend dem über-

88 Dies gilt nicht zuletzt auch für den Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte, der trotz aller Bemü-
hungen um eine Beschleunigung der vor ihm anhängigen Verfahren wegen seiner ungewöhnlich großen 
Belastung durch Individualbeschwerden nicht immer die von ihm aus Art. 6 Abs. 1 EMRK für nationale 
Gerichte abgeleiteten Vorgaben für eine Entscheidung „innerhalb einer angemessenen Frist" einhalten 
kann. 

89 Vgl. nur �*�D�M�D��(op. cit. Anm. 22), paras. 35 ff. 
90 International Law Commission, Report of its fifty-fifth session (2003), UN Doc. A/58/10, Chapter IV, 

paras. 54 ff. 
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zeugenden Ansatz von �6�S�H�F�L�D�O���5�D�S�S�R�U�W�H�X�U���*�D�M�D����eine Orientierung an den einschlägigen 
�-�/�&���$�U�W�L�F�O�H�V��zur Staatenverantwortlichkeit und eine Konzentration auf diejenigen Punk-
te, wo sich aus den Unterschieden zwischen Staaten und Internationalen Organisationen 
Gründe für Unterschiede im rechtlichen Regime ergeben. Fragen der Geltendmachung 
und Durchsetzung der völkerrechtlichen Verantwortlichkeit internationaler Organisatio-
nen werden im anschließenden Vortrag von Herrn Kollegen �5�H�L�Q�L�V�F�K��behandelt. 

�,�����=�X�U�H�F�K�Q�X�Q�J���H�L�Q�H�V���9�H�U�K�D�O�W�H�Q�V��

Wie Staaten handeln auch Internationale Organisationen und andere Organe der Staaten-
gemeinschaft nicht selbst; Handelnde sind vielmehr immer natürliche Person. Für die 
Beantwortung der Frage, ob und in welchem Umfang solche Organe der Staatengemein-
schaft in einem konkreten Fall völkerrechtlich haften, ist somit zunächst entscheidend, 
ob das fragliche Handeln der Internationalen Organisation überhaupt zugerechnet wer-
den kann. Dies ist die Frage der �D�W�W�U�L�E�X�W�L�R�Q���R�I���F�R�Q�G�X�F�W����Bei Internationalen Organisatio-
nen oder sonstigen Organen der Staatengemeinschaft stellt sich aber die - im Recht der 
Staatenverantwortlichkeit nicht relevante - zusätzliche Frage, ob und gegebenenfalls un-
ter welchen Umständen neben oder gar anstelle der Internationalen Organisation auch 
deren Mitgliedsstaaten haften können. Dies ist dann das Problem der Zuordnung der 
Haftungsverpflichtung, der �D�O�O�R�F�D�W�L�R�Q���R�I���U�H�V�S�R�Q�V�L�E�L�O�L�W�\����Zu unterscheiden ist also zum 
einen zwischen der originären Verantwortlichkeit von Internationalen Organisationen ei-
nerseits und ihren Mitgliedsstaaten andererseits für ihnen jeweils allein zurechenbares 
Verhalten und zum anderen zwischen der abgeleiteten Verantwortlichkeit beider Völker-
rechtssubjekte für fremdes, d.h. jeweils dem anderen Völkerrechtssubjekt zurechenbares 
Verhalten. 

In seinem �6�H�F�R�Q�G���5�H�S�R�U�W��hat �6�S�H�F�L�D�O���5�D�S�S�R�U�W�H�X�U���*�D�M�D��in Art. 4 seines Entwurfes eine 
weitgehend gelungene Grundregel für die Zurechenbarkeit völkerrechtlich relevanten 
Handelns zu einer Internationalen Organisation formuliert. Gestützt auf die Ausführun-
gen des Internationalen Gerichtshofes in seinen Gutachten in �5�H�S�D�U�D�W�L�R�Q�V���I�R�U���-�Q�M�X�U�L�H�V��������

�$�S�S�O�L�F�D�E�L�O�L�W�\���R�I���D�U�W�L�F�O�H���9�,�����V�H�F�W�L�R�Q�����������R�I���W�K�H���&�R�Q�Y�H�Q�W�L�R�Q���R�Q���W�K�H���S�U�L�Y�L�O�H�J�H�V���D�Q�G���L�P�P�X�Q�L�W�\��
�R�I���W�K�H���8�Q�L�W�H�G���1�D�W�L�R�Q�V��und �'�L�I�I�H�U�H�Q�F�H���U�H�O�D�W�L�Q�J���W�R���L�P�P�X�Q�L�W�\���I�U�R�P���O�H�J�D�O���S�U�R�F�H�V�V���R�I���D���V�S�H�F�L�D�O��
�U�D�S�S�R�U�W�H�X�U���R�I���W�K�H���&�R�P�P�L�V�V�L�R�Q���R�I���+�X�P�D�Q���5�L�J�K�W�V������und einer im Schrifttum weit verbreite-
ten Auffassung93 kommt er zu dem Schluss,94 dass das Verhalten ( �F�R�Q�G�X�F�W����einer Interna-
tionalen Organisation dasjenige ihrer Organe, ihrer Bediensteten oder sonstigen mit der 
teilweisen Erfüllung von Aufgaben der Internationalen Organisation betrauten Personen 
���D�J�H�Q�W�V����ist. Ob diese Eigenschaft jeweils vorliegt, soll sich nach den �U�X�O�H�V���R�I���W�K�H���R�U�J�D�Q�L��
�V�D�W�L�R�Q��richten. Diese wiederum werden bestimmt als ihre Gründungsdokumente, ihre in 
Übereinstimmung damit gefassten maßgeblichen Beschlüsse sowie die ständige Praxis 

91 I.C.J. Reports 1949, S. 174 ff. 
92 I.C.J. Reports 1999, 62 ff. 
93 �*�D�M�D��verweist u.a. auf �&�����(�D�J�O�H�W�R�Q����International Organizations and the Law of Responsibility, Recueil 

des Cours Vol. 76 (1950-1), S. 323-425 (S. 387); �3���.�O�H�L�Q��(op. cit. Anm. 14), S. 378; �3�H�U�H�]���*�R�Q�]�D�O�H�]��(op. 
cit. Anm. 14), S. 88; �3���6�D�Q�G�V�����3���.�O�H�L�Q��(eds.), Bowett's Law of International Institutions (5th ed. 2001), 
S. 520; und �&�����7�R�P�X�V�F�K�D�W����The International Responsibility of the European Union, in: E. Cannizzaro 
(ed.), The European Union as an Actor in International Relations (2002), S. 177-193 (S. 180). 

94 UN Doc. A/CN.4/541, para. 16. 
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der jeweiligen Organisation. 95 Dies erscheint vernünftig. Positiv ist vor allem die Einbe-
ziehung der �D�J�H�Q�W�V��zu bewerten. 

Bekanntlich verfügen die meisten Internationalen Organisationen zur Erfüllung ihrer 
Aufgaben nicht über ausreichende personelle Mittel und müssen daher immer wieder auf 
ihnen von ihren Mitgliedsstaaten - oder gegebenenfalls anderen Internationalen Organi-
sationen - zur Verfügung gestellte Organe dieser Mitgliedsstaaten bzw. Internationalen 
Organisationen zurückgreifen. Insofern kommt �*�D�M�D��aufgrund einer Untersuchung der 
einschlägigen Praxis insbesondere bei �S�H�D�F�H���H�Q�I�R�U�F�H�P�H�Q�W��und �S�H�D�F�H���N�H�H�S�L�Q�J���R�S�H�U�D�W�L�R�Q�V��
zum überzeugenden Schluss, dass in den erstgenannten Fällen, die ja bislang davon ge-
kennzeichnet sind, dass die eingesetzten Streitkräfte nicht unter dem Oberbefehl der Ver-
einten Nationen stehen, das Verhalten der Angehörigen dieser Streitkräfte dem jeweili-
gen Staat zuzurechnen ist. 96 Hingegen komme es - entsprechend der einschlägigen Pra-
xis - bei den �S�H�D�F�H���N�H�H�S�L�Q�J���R�S�H�U�D�W�L�R�Q�V��darauf an, wer - d.h. Internationale Organisation 
oder Mitgliedsstaat - jeweils tatsächlich die effektive Kontrolle über das Verhalten der 
handelnden Personen ausgeübt hat. 97 Dieser in Art. 5 des Entwurfs niedergelegte Ansatz 
scheint vorzugswürdig zu sein, auch wenn es in der Praxis nicht immer einfach sein mag 
festzustellen, wer im Einzelfall diese �H�I�I�H�F�W�L�Y�H���F�R�Q�W�U�R�O��ausübte. Zu betonen ist allerdings 
auch, dass �*�D�M�D��selbst anführt, dass sich mehrere Staaten im Sechsten Ausschuss für eine 
grundsätzlich ausschließliche Zurechnung an die Vereinten Nationen oder an den Ent-
sendestaat oder für eine parallele Zurechnung ausgesprochen hatten.98 

Relativ unproblematisch erscheint die in Art. 6 des Entwurfs niedergelegte Regel, dass 
Handlungen natürlicher Personen, die aufgrund der Anwendung der genannten Kriterien 
als Organe, Bedienstete oder �D�J�H�Q�W�V��der Internationalen Organisationen anzusehen sind, 
als Handlungen der Internationalen Organisation einzustufen sind, wenn diese in dieser 
Eigenschaft ���F�D�S�D�F�L�W�\����gehandelt haben. Dies soll richtigerweise auch dann gelten, wenn 
es um �X�O�W�U�D��vires-Handlungen geht. 99 Von der Zurechenbarkeit ausgeschlossen sind daher 
nur rein private Handlungen; die Abgrenzung wird dabei nach den in Art. 4 des Entwurfs 
in Bezug genommenen �U�X�O�H�V���R�I���W�K�H���R�U�J�D�Q�L�V�D�W�L�R�Q��vorzunehmen sein. 

Zustimmung verdient auch Art. 7 des Entwurfs, wonach Handlungen, die aufgrund der 
vorgenannten Kriterien an sich nicht der jeweiligen Internationalen Organisation zuzu-
rechnen sind, gleichwohl als solch eine zurechenbare Handlung anzusehen sind, falls die 
betroffene Internationale Organisation sie als eigene Handlung anerkennt. 100 Gleicher-
maßen Zustimmung verdient der Schluss �*�D�M�D�V����dass die übrigen, in den Artikeln zur 
Staatenverantwortlichkeit aufgeführten Zurechnungsmodalitäten für Internationale Or-
ganisationen keine größere Bedeutung haben. 101 

Ungeachtet dieser eher positiven Einschätzung der als Entwurf vorgelegten Artikel 
scheinen sie nach meiner Auffassung einige durchaus bedeutsame Punkte nicht - oder 
nicht ausreichend - zu behandeln. Insbesondere scheint sich �*�D�M�D��ganz überwiegend nur 

95 �,�E�L�G������paras. 20-26. 
96 �-�E�L�G������paras. 32-33. 
97 �-�E�L�G������paras. 40-41. 
98 �-�E�L�G������para. 44. 
99 �,�E�L�G������paras. 51-55. 
100 �-�E�L�G������paras. 60-62. 
101 �-�E�L�G������paras. 64-67. 
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mit der Frage beschäftigt zu haben, welchem Völkerrechtssubjekt Handlungen zur Um-
bzw. Durchsetzung der Beschlüsse von Internationalen Organisationen zuzurechnen 
sind, während die gewissermaßen vorgelagerte Frage, ob und in welchem Umfang Mit-
gliedsstaaten ihre Mitwirkung an der Beschlussfassung zuzurechnen ist, nicht weiter er-
örtert wird. Dies mag mit der Überlegung zu erklären sein, dass die Zurechenbarkeit -
die ja nicht notwendig eine uneingeschränkte Verantwortlichkeit für alle sich bei der 
Umsetzung solcher Beschlüsse ergebenden Handlungen, sondern wohl nur für die sich 
unmittelbar oder zwangsläufig ergebenden Folgen solcher Beschlüsse bedingt - als of-
fenkundig erscheint. Gleichwohl erscheint ein entsprechender Hinweis sinnvoll. 

Nicht völlig überzeugend scheint mir auch, dass - wie es Art. 5 des Entwurfs jedenfalls 
für das Handeln von staatlichen Organen, die einer Internationalen Organisation zur Ver-
fügung gestellt wurden, wohl impliziert vorsieht - es Fälle paralleler Verantwortlichkeit 
von Mitgliedsstaaten und Internationaler Organisation gar nicht geben kann. Anders 
formuliert: Es lassen sich durchaus Konstellationen denken, wo eine Handlung sowohl 
der Internationalen Organisation als auch ihren Mitgliedsstaaten zuzurechnen wäre. 102 

Insofern dürfte die einzig praktikable Lösung in der Annahme einer gleichrangigen, ge-
samtschuldnerischen Verantwortlichkeit aller beteiligten Völkerrechtssubjekte liegen. 

Schließlich bedeutet, wie vorhin betont, der Umstand, dass ein Verhalten einer natürli-
chen Person aufgrund ihrer Eigenschaft als Organ, Bediensteter oder �D�J�H�Q�W��ausschließ-
lich einer Internationalen Organisation zuzurechnen ist, nicht notwendig, dass jegliche 
Verantwortlichkeit des betroffenen Mitgliedsstaates ausgeschlossen ist. Vielmehr scheint 
unter bestimmten Voraussetzungen eine völkerrechtliche Verantwortlichkeit auch für an 
sich „fremdes", d.h. nicht zurechenbares Handeln, durchaus möglich. Dies gilt insbeson-
dere in Fällen der ausschließlich einer Internationalen Organisation zurechenbaren Ver-
letzungen von Menschenrechten, da insofern - wie sich aus dem oben Gesagten ergibt -
die Mitgliedsstaaten eine Art Garantenstellung trifft, d.h. sie sich nicht durch die Über-
tragung von Teilen ihrer Hoheitsgewalt auf Internationale Organisationen oder die Über-
lassung staatlicher Organe an diese ihren entsprechenden Verpflichtungen entziehen dür-
fen. 

�,�,�����9�|�O�N�H�U�U�H�F�K�W�V�Z�L�G�U�L�J�N�H�L�W���D�X�V�V�F�K�O�L�H�‰�H�Q�G�H���8�P�V�W�l�Q�G�H��

Im Hinblick auf die begrenzte Zeit muss die Behandlung der die Annahme einer Völker-
rechtswidrigkeit ausschließenden Umstände sehr kurz ausfallen. Bekanntlich hat die ILC 
in ihre Artikel zur Staatenverantwortlichkeit als solche Umstände die Einwilligung ���F�R�Q��
�V�H�Q�W����Art. 20), Selbstverteidigung ���V�H�O�I���G�H�I�H�Q�F�H����Art. 21), Gegenmaßnahme im Sinne ei-
ner Repressalie ���F�R�X�Q�W�H�U�P�H�D�V�X�U�H�V����Art. 22), höhere Gewalt ���I�R�U�F�H���P�D�M�H�X�U�H����Art. 23), Not-
stand der handelnden Person ���G�L�V�W�U�H�V�V����Art. 24) und (Staats-)Notstand ���Q�H�F�H�V�V�L�W�\����Art. 25) 
aufgenommen. Wenn auch einige dieser Umstände für Internationalen Organisationen 
zurechenbare Handlungen nicht von großer praktischer Bedeutung sein mögen, so er-
scheinen sie doch grundsätzlich anwendbar. 

102 Als mögliche Beispiele seien genannt etwa Fälle, in denen Mitgliedsstaaten für ihre Mitwirkung an völ-
kerrechtswidrigen Beschlüssen Internationaler Organisationen neben der betroffenen Internationalen Or-
ganisation haften; und Fälle, in denen Staaten Internationalen Organisationen überlassene �D�J�H�Q�W�V��nicht zu-
rückziehen, obwohl die jeweilige Internationale Organisation, die eine �H�I�I�H�F�W�L�Y�H���F�R�Q�W�U�R�O��über diese �D�J�H�Q�W�V��
ausübt, diese zu völkerrechtswidrigem Handeln anhält. 
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III. �,�Q�K�D�O�W���G�H�U���Y�|�O�N�H�U�U�H�F�K�W�O�L�F�K�H�Q���9�H�U�D�Q�W�Z�R�U�W�O�L�F�K�N�H�L�W��

Wie auch für Staaten besteht für Internationale Organisationen und sonstige Organe der 
Staatengemeinschaft eine Primärpflicht zur Einstellung des völkerrechtswidrigen Han-
delns. Daneben tritt als aus der völkerrechtlichen Verantwortlichkeit abzuleitende Se-
kundärpflicht die Pflicht zur Wiedergutmachung ���U�H�S�D�U�D�W�L�R�Q��), die verschiedene Formen, 
nämlich Naturalrestitution ���U�H�V�W�L�W�X�W�L�R�Q������Schadensersatz ���F�R�P�S�H�Q�V�D�W�L�R�Q����oder Genug-
tuung ���V�D�W�L�V�I�D�F�W�L�R�Q������umfasst. Auch insofern besteht kein dringender Grund, bei der For-
mulierung von Regeln für die Verantwortlichkeit Internationaler Organisationen von den 
von der ILC für das Recht der Staatenverantwortlichkeit kodifizierten Regeln. abzuwei-
chen. 

�(�����'�H�U���6�R�Q�G�H�U�I�D�O�O���G�H�U���(�X�U�R�S�l�L�V�F�K�H�Q���*�H�P�H�L�Q�V�F�K�D�I�W�H�Q���E�]�Z����
�(�X�U�R�S�l�L�V�F�K�H�Q���8�Q�L�R�Q��

Zum Abschluss soll noch kurz auf den Sonderfall der Europäischen Gemeinschaften 
bzw. der Europäischen Union eingegangen werden. Als die derzeit einzigen auch in der 
Praxis wirklich als supranationale Organisation funktionierenden Völkerrechtssubjekte 
lassen sie sich bekanntlich weder den Staaten noch den traditionellen Internationalen Or-
ganisationen zuordnen. Andererseits sind sie ein ausgesprochen aktiver Akteur auf der 
internationalen Bühne und nehmen in großem Umfang völkerrechtlich relevante Hand-
lungen vor, die früher Staaten vorbehalten waren. 

Als ein recht staatsähnliches Völkerrechtssubjekt verfügen sie bekanntlich über ein -
ungeachtet einiger bekannter, hier nicht näher auszuführender Defizite etwa im Bereich 
des Individualrechtsschutzes gegenüber Verordnungen und Richtlinien - über rechts-
staatliche Mindestanforderungen weit hinausgehendes Rechtsschutzsystem; auch inso-
fern unterscheiden sie sich ganz grundsätzlich von den traditionellen Internationalen Or-
ganisationen - und von vielen Staaten! 

Als Völkerrechtssubjekte sind sie an die von ihnen geschlossenen Verträge und auch an 
das für sie einschlägige Völkergewohnheitsrecht gebunden. Dies wird für die Rechtsord-
nung der Europäischen Gemeinschaften bezüglich des Völkervertragsrechts durch Art. 
300 EGV bestätigt103 und ist hinsichtlich des Völkergewohnheitsrechts durch die ein-
schlägige Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs auch anerkannt. 104 Die ent-
sprechenden Normen gehen auch gemäß Art. 300 Abs. 7 EGV bzw. aufgrund dieser 
Rechtsprechung gegebenenfalls kollidierendem Sekundärrecht vor. 105 Hier besteht nun 
allerdings das bekannte und daher hier nicht näher zu erläuternde Problem, dass der Eu-
ropäische Gerichtshof und ihm folgend das Europäische Gericht - wie es jüngst in einem 
weiteren Urteil zu den Folgen der Bananen-Marktordnung bestätigte106 - nicht alle für 
die Europäische Gemeinschaft verbindlichen Verträge - hier den GATT - als Prüfungs-

103 So unbestritten seit EuGH, Rs. 104/81, �.�X�S�I�H�U�E�H�U�J����Slg. 1982, 3641 Rdnr. 13. 
104 So unbestritten seit EuGH, Rs. C-162/96, �5�D�F�N�H����Slg. 1998, 1-3655 Rdnr. 45. 
105 Vgl. hierzu einerseits EuGH, Rs. C-61/94, �.�R�P�P�L�V�V�L�R�Q���'�H�X�W�V�F�K�O�D�Q�G����Slg. 1996, 1-3989 Rdnr. 52 und 

EuGH, Rs. 162/96, �5�D�F�N�H����Slg. 1998, 1-3655 Rdnr. 45 andererseits. 
106 EuG, Rs. T-19/01, �&�K�L�T�X�L�W�D���%�U�D�Q�G�V���,�Q�W�H�U�Q�D�W�L�R�Q�D�O���.�R�P�P�L�V�V�L�R�Q��(Urteil vom 3.2.2005). 
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maßstab in von Privatpersonen initiierten Verfahren zulässt. Insofern versagt gerade hier 
die innergemeinschaftliche Rechtskontrolle, da Individuen - im Unterschied zu Staaten -
keinen Rechtsschutz vor den Streitbeilegungsinstitutionen der WTO suchen können. 107 

Ähnliche Probleme können sich bekanntlich auch bei Eingriffen in Gemeinschaftsgrund-
rechte stellen, da bis zum Inkrafttreten des Vertrags über eine Verfassung für Europa ein 
Beitritt der Europäischen Gemeinschaft bzw. dann der Europäischen Union zur EMRK 
nicht möglich ist. Insofern stellt sich dann die bekannte interessante Frage, ob eine an-
gebliche Verletzung eines in der EMRK garantierten Rechts durch ein der Europäischen 
Gemeinschaft zuzurechnendes Handeln Gegenstand einer gegen alle ihre Mitgliedsstaa-
ten gerichteten Individualbeschwerde sein kann. 108 Bekanntlich brauchte der Europäische 
Gerichtshof für Menschenrechte diese ihm im �6�H�Q�D�W�R�U���/�L�Q�H�V���)�D�O�O��unterbreitete Frage 
nicht zu entscheiden, da sich das Problem durch Wegfall des Streitgegenstandes erledigt 
hatte. 109 Doch ist wohl davon auszugehen, dass er in Fortführung seiner Rechtsprechung 
im Matthews-Fall 110 eine solche Individualbeschwerde, falls nicht offensichtlich unbe-
gründet, nicht als unzulässig abweisen würde. 

Von ganz erheblicher Bedeutung ist der besondere Charakter der Europäischen Gemein-
schaft bzw. der Europäischen Union aber für die hier auch zu behandelnde Frage nach 
den Folgen eines völkerrechtswidrigen Handelns und zwar sowohl für die Frage der Zu-
rechenbarkeit wie auch einer eventuellen Haftung. Die Gründe hierfür seien kurz in Er-
innerung gerufen: 

Im Unterschied zu traditionellen Internationalen Organisationen stellt die Europäische 
Gemeinschaft eine eigenständige Rechtsordnung dar und verfügt über ihr von ihren Mit-
gliedsstaaten übertragene, weitreichende Kompetenzen zur Setzung von innerstaatlich 
unmittelbar anwendbarem Recht und zum Abschluss völkerrechtlicher Verträge. Auch 
besteht die Möglichkeit, dass im Rat Mehrheitsentscheidungen getroffen werden, die 
auch den überstimmten Mitgliedsstaat binden. Während einige Bereiche, in denen die 
Europäische Gemeinschaft völkerrechtlich aktiv ist, in die gemeinsame Zuständigkeit 
von Europäischer Gemeinschaft und ihren Mitgliedsstaaten fallen (z.B. Umweltschutz), 
ist sie in anderen wie insbesondere handelsbezogenen Feldern allein zuständig. Schließ-
lich ist zu beachten, dass die Europäische Gemeinschaft zur Du~chsetzung ihres Rechts, 

107 Zu dieser Problematik vgl. die Darstellung von S. �+�|�U�P�D�Q�Q�����������1�H�X�J�l�U�W�Q�H�U����in: M. Hilf/ S. Oeter, WTO-
Recht (2005), S. 541-566. 

108 Vgl. hierzu statt aller C. �*�U�D�E�H�Q�Z�D�U�W�H�U����Europäische Menschenrechtskonvention (2. Aufl. 2005), S. 27 f.; 
davon grundsätzlich zu unterscheiden ist die Frage, ob und in welchem Umfang natürliche oder juristi-
sche Personen Rechtsschutz vor dem Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte in Fällen suchen 
können, in denen ein Mitgliedsstaat der Europäischen Union eine von der Europäischen Gemeinschaft zur 
Umsetzung eines Sanktionsbeschlusses des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen erlassene Verordnung 
anwendet und so angeblich in der EMRK garantierte Rechte verletzt; bekanntlich hat der Europäische Ge-
richtshof für Menschenrechte mit seinem Urteil vom 30.6.2005 im insoweit einschlägigen Verfahren 
�%�R�V�S�K�R�U�X�V���$�L�U�Z�D�\�V���Y���,�U�H�O�D�Q�G��(Appl. N° 45036/98) entschieden, dass grundsätzlich von einer - allerdings 
widerlegbaren - Vermutung auszugehen sei, dass das System des Schutzes der Gemeinschaftsgrundrechte 
dem von der EMRK errichteten System gleichwertig ( �H�T�X�L�Y�D�O�H�Q�W����sei, und für den zu entscheidenden Fall 
angenommen, dass der Schutz der in der EMRK garantierten Rechte von �%�R�V�S�K�R�U�X�V���$�L�U�Z�D�\�V��nicht offen-
sichtlich ungenügend ���P�D�Q�L�I�H�V�W�O�\���G�H�I�L�F�L�H�Q�W����war, weshalb kein Grund bestanden habe, von einer Widerle-
gung der angesprochenen Vermutung auszugehen. 

109 EGMR, Entscheidung über die Unzulässigkeit der Individualbeschwerde vom 10.3.2004, �6�H�Q�D�W�R�U���/�L�Q�H�V���Y��
�$�X�V�W�U�L�D���H�W���D�O����(15 Mitgliedsstaaten der Europäischen Union), RJD 2004-N. 

110 EGMR, Urteil vom 18.2.1999, �0�D�W�W�K�H�Z�V���Y���8�Q�L�W�H�G���.�L�Q�J�G�R�P����RJD 1999-I. 

31 



auch in den Gebieten, die zu ihren ausschließlichen Zuständigkeiten gehören, sich der 
Organe der Mitgliedsstaaten bedient. 

Hieraus ergeben sich zwei Fragenkomplexe bezüglich der internationalen Verantwort-
lichkeit von Europäischer Gemeinschaft und ihren Mitgliedsstaaten: 111 Der erste betrifft 
die vertikale Dimension dieses Verhältnisses, der zweite die horizontale. Zum ersten 
Komplex gehört insbesondere die Frage, ob in Fällen, in denen sich die Europäische 
Gemeinschaft bei der Anwendung und zur Durchsetzung ihres Rechts der Organe ihrer 
Mitgliedsstaaten bedient, diese Handlungen ihr gleichwohl zuzurechnen sind und sie ge-
gebenenfalls auch haftet. Zum zweiten Komplex gehört vor allem die Frage, wer - Eu-
ropäische Gemeinschaft und/oder ihre Mitgliedsstaaten - für Verletzungen so genannter 
�J�H�P�L�V�F�K�W�H�U���$�E�N�R�P�P�H�Q��verantwortlich ist. 

Die erstgenannte Frage stellt sich nicht nur bei reinen Gemeinschaftsverträgen, sondern 
auch bei �J�H�P�L�V�F�K�W�H�Q���$�E�N�R�P�P�H�Q����etwa im Rahmen der WTO. So hat bekanntlich die Eu-
ropäische Gemeinschaft im so genannten �/�$�1���)�D�O�O��vor den Streitbeilegungsinstitutionen 
der WTO die Auffassung vertreten, dass sie allein verantwortlich sei für angeblich 
GATT-widrige Akte von Organen der Mitgliedsstaaten im Bereich des Zollrechts als ei-
ner ausschließlichen Gemeinschaftskompetenz. Dieser Auffassung ist das angerufene 
Panel bekanntlich gefolgt. 11 2 Eine interessante Entwicklung lässt sich im Bereich des 
Schutzes geistigen Eigentums feststellen, eines Bereichs, der weitgehend in die Zustän-
digkeiten der Mitgliedsstaaten fällt: Während ursprünglich entsprechende Verfahren we-
gen angeblicher Verletzungen gegen das TRIPS-Abkommen ausschließlich gegen den 
verantwortlichen Mitgliedsstaat gerichtet wurden, 113 werden solche Verfahren in jüngster 
Zeit zugleich gegen den jeweiligen Mitgliedsstaat und die Europäische Gemeinschaft 
eingeleitet, die dann auch an den Verhandlungen zur Streitbeilegung beteiligt ist. 114 

Zum ersten Fragenkomplex gehört auch die oben schon angesprochene Problematik ei-
ner möglichen Verantwortlichkeit aller Mitgliedsstaaten für Handlungen von Organen 
der Europäischen Gemeinschaft, die angeblich gegen Verträge verstoßen, deren Mitglied 
zwar die Mitgliedsstaaten, nicht aber die Europäische Gemeinschaft ist. Dies betrifft 
nicht nur Menschenrechtsverträge wie die EMRK, sondern war z.B. auch relevant in ei-
nem Verfahren vor dem ICAO-Rat zwischen den USA und den damals 15 Mitgliedsstaa-

111 Vgl. hierzu statt aller C. �3�L�W�V�F�K�D�V����Die völkerrechtliche Verantwortlichkeit der EG und ihrer Mitglieds-
staaten (2001 ). 

112 WT/DS62/R, WT/DS67 /R, WT/DS68/R, Report of the Panel of 5 February 1998, European Communities 
- Customs Classification of Certain Computer Equipment. 

113 Vgl. z.B. Patent protection under the industrial property act conceming Portugal, Notification of a mutu-
ally agreed solution, WT/DS37/2, IP/D/Add.1, 8 October 1996; Request for consultations by the United 
States on the same issue, WT/DS37/1, IP/D/3, 6 May 1996. 

114 Vgl. z.B. Greece - Enforcement of intellectual property rights for motion pictures and television pro-
grams, Notification of a Mutually-Agreed Solution, WT/DS125/2, IP/D/14/Add.1, 26 March 2001 und 
Greece - Enforcement of intellectual property rights for motion pictures and television programs, Request 
for Consultations by the United States, WT/DS125/l, IP/D/14, 7 May 1998 einerseits sowie European 
Communities - Enforcement of intellectual property rights for motion pictures and television programs, 
Notification of a Mutually-Agreed Solution, WT/DS124/2, IP/D/13/Add.1, 26 March 2001 und European 
Communities - Enforcement of intellectual property rights for motion pictures and television programs, 
Request for Consultations by the United States, WT/DS124/1, IP/D/13, 7 May 1998, andererseits. 
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ten betreffend die Vereinbarkeit der inzwischen außer Kraft gesetzten VO 925/99 ���K�X�V�K��
�N�L�W�V���U�H�J�X�O�D�W�L�R�Q������������

Bezüglich der Klärung der Verantwortlichkeit bei �J�H�P�L�V�F�K�W�H�Q���$�E�N�R�P�P�H�Q��ist auf die im-
mer stärker zunehmende Praxis zu verweisen, dass der Rat seinen Beschlüssen nach Art. 
300 EGV zum Abschluss eines völkerrechtlichen Vertrages eine förmliche Erklärung zur 
Verteilung der Zuständigkeiten zwischen Europäischer Gemeinschaft und ihren Mit-
gliedsstaaten beifügt und damit immer häufiger werdenden Vorgaben multilateraler Ver-
träge entspricht; 116 als bekannte Beispiele lassen sich wohl die entsprechenden Erklärun-
gen zum Seerechtsübereinkommen der Vereinten Nationen, zum Kyoto-Protokoll sowie 
zum Übereinkommen über die biologische Vielfalt nennen. 117 Ein weiteres interessantes 
Beispiel ist die Erklärung der Europäischen Gemeinschaft im Zusammenhang mit ihrem 
Beitritt zum Energiecharta-Vertrag, wo sich eine Verpflichtung findet, innerhalb von 30 
Tagen einem Investor, der ein Schiedsverfahren einleiten will, mitzuteilen, gegen wen, 
Europäische Gemeinschaft und/ oder Mitgliedsstaaten, das Verfahren zu richten ist. 118 

Schließlich ist darauf hinzuweisen, dass der Europäische Gerichtshof 1994 entschieden 
hat, dass bei bilateralen �J�H�P�L�V�F�K�W�H�Q���$�E�N�R�P�P�H�Q��Europäische Gemeinschaft und ihre Mit-
gliedsstaaten gemeinsam für die Einhaltung der Vertragsverpflichtungen gegenüber der 
anderen Vertragspartei verantwortlich sind. 119 

Diese Besonderheiten des Gemeinschaftsrechts sind in den bisherigen Arbeiten von �6�S�H��
�F�L�D�O���5�D�S�S�R�U�W�H�X�U���*�D�M�D��offenkundig nicht - oder jedenfalls nicht ausreichend - berück-
sichtigt worden. Angesichts des schon jetzt besonderen Charakters der Europäischen 
Gemeinschaft bzw. Europäischen Union, der sich nach Inkrafttreten des Vertrags über 
eine Verfassung für Europa in einer Weise verstärken wird, dass es letztlich angezeigt 
sein könnte, von einer eigenständigen Kategorie als Völkerrechtssubjekt zu sprechen, 
wäre die sinnvollste Lösung, in den Entwurf eine Bestimmung des Inhalts aufzunehmen, 
dass seine Artikel keine Anwendung auf �U�H�J�L�R�Q�D�O���H�F�R�Q�R�P�L�F���L�Q�W�H�J�U�D�W�L�R�Q���R�U�J�D�Q�L�V�D�W�L�R�Q�V��
wie insbesondere die Europäische Gemeinschaft bzw. dann Europäische Union finden. 
Dies würde selbstverständlich nichts daran ändern, dass sie als Völkerrechtssubjekte für 
die ihnen zurechenbaren völkerrechtswidrigen Handlungen auch verantwortlich wären, 
wobei es der künftigen Staatenpraxis überlassen bliebe zu klären, wer in den eben vorge-
stellten Problemfällen letztlich haften würde. 

115 Für einen Überblicks. ICAO Doc. C-WP/1130 (9.11.2000). 
116 Vgl. hierzu etwa �.�����6�F�K�P�D�O�H�Q�E�D�F�K����in: C. Calliess/ M. Ruffert (Hrsg.), EUV/EGV (2. Aufl. 2002), Art. 

300 EGV Rdnr. 26. 
117 Vgl. Ratsentscheidung 98/392/EG vom 23.3.1998 zum UN-Seerechtsübereinkommen vom 10.12.1982 

mit der Erklärung zur Zuständigkeit der EG gemäß Annex IX des Übereinkommens in Annex II der Er-
klärung; Ratsentscheidung 2002/358/EG vom 25.4.2002 zum Kyoto-Protokoll vom 10.12.1997 zum UN-
Rahmenübereinkommen über Klimaänderungen vom 15.5.1992 mit der Erklärung der Zuständigkeit der 
EG gemäß Art. 24 Abs. 3 Kyoto-Protokoll in Annex III der Entscheidung; und Ratsentscheidung 
93/626/EWG vom 25.10.1993 zum Übereinkommen über die biologische Vielfalt vom 5.6.1992 mit der 
Erklärung der Zuständigkeit der EG gemäß Art. 34 Abs. 3 des Übereinkommens in Annex B der Ent-
scheidung. 

118 Vgl. Gemeinsame Entscheidung von Rat und Kommission vom 23.9.1997 mit Erklärung gemäß Art. 26 
Abs. 3 lit. b) des Energiechartavertrags vom 17.12.1994 zur Zuständigkeit der Gemeinschaften, ABL EG 
Nr.L69/115. 

119 EuGH, Rs. C-316/91, �(�X�U�R�S�l�L�V�F�K�H�V���3�D�U�O�D�P�H�Q�W���5�D�W����Slg. 1994 1-625, Rdnr. 29; vgl. auch �.���� �6�F�K�P�D�O�H�Q��
�E�D�F�K��( op. cit. Anm. 116) Rdnr. 26 mit weiteren Nachweisen. 
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Eine andere Möglichkeit bestünde naturgemäß in der Aufnahme weiterer Artikel, welche 
die spezifischen Zurechnungs- und Haftungsprobleme solcher atypischen Internationalen 
Organisationen wie der Europäischen Gemeinschaft und künftig der Europäischen Union 
klären könnten, indem sie ermöglichen, dass völkerrechtswidrige Handlungen von Mit-
gliedsstaaten entweder der Europäischen Gemeinschaft bzw. Europäischen Union zure-
chenbar oder solche Handlungen zwar weiterhin den Mitgliedsstaaten zuzurechnen wä-
ren, Europäische Gemeinschaft bzw. Europäische Union aber gleichwohl eine - abgelei-
tete - eigene Verantwortlichkeit und damit auch Haftung träfe. 

F. �$�E�V�F�K�O�L�H�‰�H�Q�G�H���%�H�P�H�U�N�X�Q�J�H�Q��

Aus den voranstehenden Darlegungen ergeben sich folgende Schlussfolgerungen: Als 
Völkerrechtssubjekte unterliegen Internationale Organisationen und ihre Organe sowie 
gegebenenfalls bestehende �W�U�H�D�W�\���R�U�J�D�Q�V��dem allgemeinen Rechtsgrundsatz �S�D�F�W�D���V�X�Q�W��
�V�H�U�Y�D�Q�G�D��und sind somit an die Bestimmungen der von ihnen zulässigerweise geschlos-
senen Verträge mit anderen Völkerrechtssubjekten gebunden. Eine vergleichbare Bin-
dungswirkung ergibt sich für diese Organe der Staatengemeinschaft auch bezüglich der-
jenigen Abreden wie Kauf- oder Mietverträge, die sie im Rahmen ihres „fiskalischen" 
Handelns mit natürlichen und juristischen Personen schließen. Eine dritte Gruppe stellen 
diejenigen Regeln dar, die Internationale Organisationen erlassen, um die vertraglichen 
Beziehungen zu ihren Bediensteten zu bestimmen; insoweit besteht eine sondergewohn-
heitsrechtliche Bindung der Internationalen Organisationen an arbeits-, menschen- und 
sozialrechtliche Mindeststandards sowie eine Verpflichtung zur Einrichtung von Spruch-
körpern, die unter Beachtung der wesentlichen Aspekte eines fairen Verfahrens dienst-
rechtliche Streitigkeiten entscheiden. 

Internationale Organisationen übernehmen als Organe der Staatengemeinschaft zuneh-
mend Aufgaben, die traditionell von Staaten erfüllt wurden. Anders als - die meisten -
Staaten sind Internationale Organisationen aber nicht Mitglieder der einschlägigen Ver-
träge, so dass sich die Frage stellt, ob Internationale Organisationen bei solchen Hand-
lungen an das von Staaten gesetzte Völkergewohnheitsrecht gebunden sind. Diese Frage 
ist grundsätzlich zu bejahen. Dies gilt sowohl für den Bereich des humanitären Völker-
rechts wie für die Menschenrechte und das Umweltvölkerrecht. Einen Sonderfall stellt 
der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen dar, jedenfalls soweit er im Rahmen seiner Be-
fugnisse aus dem VII. Kapitel der Charta der Vereinten Nationen handelt: Bei der Durch-
setzung seiner Aufgabe, den internationalen Frieden zu sichern, hat er ein weites Ermes-
sen, wie - nicht: ob - er Belange des Schutzes der Menschenrechte und des humanitären 
Völkerrechts einbezieht. Allerdings ist er auch dann nicht �D�E�V�R�O�X�W�X�V���O�H�J�L�E�X�V����sondern 
verpflichtet, Normen des Völkergewohnheitsrechts im Range von �L�X�V���F�R�J�H�Q�V��einzuhal-
ten. Dies gilt nicht nur für die Notwendigkeit, vor der Verhängung von Sanktionen ein 
�K�X�P�D�Q�L�W�D�U�L�D�Q���L�P�S�D�F�W���D�V�V�H�V�V�P�H�Q�W��durchzuführen; er darf Mitgliedsstaaten auch nicht et-
wa autorisieren, bei der Ausübung militärischer Gewalt Normen des humanitären Völ-
kerrechts im Range von �L�X�V���F�R�J�H�Q�V��außer Acht zu lassen, und muss selbst, handelt er als 
,,Weltgesetzgeber", Menschenrechte dieser Qualität achten. 

Bezüglich der Rechtsfolgen von Verstößen gegen das die Organe der Staatengemein-
schaft bindende Recht sind die Problemkreise �=�X�U�H�F�K�Q�X�Q�J���H�L�Q�H�V���9�H�U�K�D�O�W�H�Q�V�����9�|�O�N�H�U��
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�U�H�F�K�W�V�Z�L�G�U�L�J�N�H�L�W���D�X�V�V�F�K�O�L�H�‰�H�Q�G�H���8�P�V�W�l�Q�G�H��und �,�Q�K�D�O�W���G�H�U���Y�|�O�N�H�U�U�H�F�K�W�O�L�F�K�H�Q���9�H�U�D�Q�W�Z�R�U�W��
�O�L�F�K�N�H�L�W��von Bedeutung: Bei Internationalen Organisationen und sonstigen Organen der 
Staatengemeinschaft ist zwischen der Frage der �D�W�W�U�L�E�X�W�L�R�Q���R�I���F�R�Q�G�X�F�W��und der �D�O�O�R�F�D�W�L�R�Q��
�R�I���U�H�V�S�R�Q�V�L�E�L�O�L�W�\��zu unterscheiden. �&�R�Q�G�X�F�W��einer Internationalen Organisation ist dasje-
nige ihrer Organe, ihrer Bediensteten oder sonstiger mit der Erfüllung von Aufgaben der 
Internationalen Organisation betrauten Personen ���D�J�H�Q�W�V������sofern sie in dieser Eigen-
schaft handeln und unter der effektiven Kontrolle der jeweiligen Internationalen Organi-
sation stehen. Ob dies der Fall ist, entscheidet sich anhand der �U�X�O�H�V���R�I���W�K�H���R�U�J�D�Q�L�]�D�W�L�R�Q����
Denkbar sind aber auch Fälle gleichzeitiger Zurechnung an Internationale Organisation 
und ihre Mitgliedsstaaten ( �R�U�L�J�L�Q�l�U�H���9�H�U�D�Q�W�Z�R�U�W�O�L�F�K�N�H�L�W����sowie der Verantwortlichkeit 
der Mitgliedsstaaten für ihnen an sich nicht zurechenbares Verhalten ���D�E�J�H�O�H�L�W�H�W�H���9�H�U��
�D�Q�W�Z�R�U�W�O�L�F�K�N�H�L�W������Auch für Handlungen Internationaler Organisationen sind grundsätzlich 
die auch für Staaten geltenden, die Annahme einer Völkerrechtswidrigkeit ausschließen-
den Umstände anwendbar. Wie auch für Staaten besteht für Internationale Organisatio-
nen eine Primärpflicht zur Einstellung völkerrechtswidrigen Handelns; daneben tritt als 
aus der völkerrechtlichen Verantwortlichkeit abzuleitende Sekundärpflicht die Pflicht zur 
Wiedergutmachung, die verschiedene Formen, nämlich Naturalrestitution, Schadenser-
satz oder Genugtuung, umfasst. 

Aufgrund ihres supranationalen Charakters stellen Europäische Gemeinschaft bzw. Eu-
ropäische Union einen Sonderfall dar, auch wenn sie als Völkerrechtssubjekte an die von 
ihnen zulässigerweise geschlossenen Verträge und das einschlägige Völkergewohnheits-
recht gebunden sind. Aufgrund dieser Sonderstellung, die es angezeigt erscheinen lässt, 
von einer eigenständigen Kategorie als Völkerrechtssubjekt zu sprechen, sollten die in 
Erarbeitung befindlichen Artikel der �,�Q�W�H�U�Q�D�W�L�R�Q�D�O���/�D�Z���&�R�P�P�L�V�V�L�R�Q��zur Verantwortlich-
keit Internationaler Organisationen auf Europäische Gemeinschaft bzw. Europäische 
Union keine Anwendung finden. 
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�7�K�H�V�H�Q��

�]�X�P���5�H�I�H�U�D�W���Y�R�Q���3�U�R�I���'�U�����'�U�����5�D�L�Q�H�U���+�R�I�P�D�Q�Q�����)�U�D�Q�N�I�X�U�W���D�P���0�D�L�Q��

1. Gegenstand des Vortrags zum Thema „Rechtskontrolle von Organen der Staaten-
gemeinschaft" sind �U�D�W�L�R�Q�H���S�H�U�V�R�Q�D�H��alle mit Völkerrechtssubjektivität versehenen zwi-
schenstaatlichen Organisationen und deren mit eigenen Befugnissen ausgestatteten Or-
gane sowie die im Rahmen multilateraler Verträge zur Überwachung und verbindlichen 
Durchsetzung vertraglicher Verpflichtungen geschaffenen �W�U�H�D�W�\���R�U�J�D�Q�V�����5�D�W�L�R�Q�H���P�D�W�H�U�L��
�D�H��beschränkt sich der Vortrag auf die Feststellung und Untersuchung der rechtlichen 
Verpflichtungen, an welche diese „Organe der Staatengemeinschaft" gebunden sind, und 
eine Erörterung der Rechtsfolgen, welche Verletzungen solcher rechtlichen Verpflichtun-
gen bewirken. 

2. Als Völkerrechtssubjekte unterliegen Internationale Organisationen und ihre Orga-
ne sowie gegebenenfalls auch �W�U�H�D�W�\���R�U�J�D�Q�V��dem allgemeinen Rechtsgrundsatz �S�D�F�W�D��
�V�X�Q�W���V�H�U�Y�D�Q�G�D��und sind somit grundsätzlich an die Bestimmungen der von ihnen zulässi-
gerweise geschlossenen Verträge mit anderen Völkerrechtssubjekten gebunden. Eine ver-
gleichbare Bindungswirkung ergibt sich für diese Organe der Staatengemeinschaft auch 
bezüglich derjenigen Abreden wie Kauf- oder Mietverträge, die sie im Rahmen ihres 
„fiskalischen" Handelns mit natürlichen und juristischen Personen schließen. Eine dritte 
Gruppe stellen diejenigen Regeln dar, die Internationale Organisationen erlassen, um die 
vertraglichen Beziehungen zu ihren Bediensteten zu bestimmen, und die auf der Grund-
lage solcher Regeln geschlossenen Dienstverträge; hier besteht eine sondergewohnheits-
rechtliche Bindung der Internationalen Organisationen an arbeits-, menschen- und sozi-
alrechtliche Mindeststandards sowie eine Verpflichtung zur Bereitstellung von Spruch-
körpern, die unter Beachtung der wesentlichen Aspekte eines fairen Verfahrens dienst-
rechtliche Streitigkeiten entscheiden. 

3. Internationale Organisationen übernehmen als Organe der Staatengemeinschaft zu-
nehmend Aufgaben, die traditionell von Staaten erfüllt wurden. Anders als - die meisten 
- Staaten sind Internationale Organisationen aber nicht Mitglieder der einschlägigen Ver-
träge, so dass sich die Frage stellt, ob Internationale Organisationen bei solchen Hand-
lungen an das von Staaten gesetzte Völkergewohnheitsrecht gebunden sind. Diese Frage 
ist grundsätzlich zu bejahen. 

a) Für den Bereich des humanitären Völkerrechts gilt, dass Internationale Organisatio-
nen wie die Vereinten Nationen, regionale Abmachungen iSd Art. 52 SVN oder sonstige 
Internationale Organisationen, die eigenständig militärische Einsätze zu Zwecken des 
�S�H�D�F�H���N�H�H�S�L�Q�J��oder des �S�H�D�F�H���H�Q�I�R�U�F�H�P�H�Q�W��durchführen, aufgrund ihrer Eigenschaft als 
Völkerrechtssubjekte einer völkergewohnheitsrechtlichen Pflicht unterliegen, diejenigen 
Regeln des humanitären Völkerrechts einzuhalten, die Völkergewohnheitsrecht darstel-
len. 

b) Auch für den Bereich der Menschenrechte gilt, dass Internationale Organisationen 
aufgrund ihrer Eigenschaft als Völkerrechtssubjekte einer völkergewohnheitsrechtlich 
begründeten Pflicht unterliegen, im Rahmen ihrer Handlungen die hierfür einschlägigen, 
völkergewohnheitsrechtlich geltenden Menschenrechte zu wahren. Insbesondere sind sie 
verpflichtet, vor der Inkraftsetzung von Entwicklungsprogrammen und Wirtschaftssank-
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tionen �K�X�P�D�Q���U�L�J�K�W�V���D�V�V�H�V�V�P�H�Q�W�V��durchzuführen. übernehmen Internationale Organisati-
onen vorübergehend die Verwaltung von staatlichen Territorien, unterliegen sie einer 
völkergewohnheitsrechtlich begründeten Verpflichtung, die vom universellen und gege-
benenfalls auch regionalen Völkergewohnheitsrecht umfassten menschenrechtlichen 
Normen einzuhalten. Jedenfalls �G�H���O�H�J�H���I�H�U�H�Q�G�D��sollten Internationale Organisationen 
sich auch den unter den wichtigsten menschenrechtlichen Verträgen geltenden Überwa-
chungssystemen unterwerfen. 

c) Auch für den Bereich des Umweltvölkerrechts gilt, dass Internationale Organisatio-
nen aufgrund ihrer Völkerrechtssubjektivität einer völkergewohnheitsrechtlichen Pflicht 
zur Einhaltung der einschlägigen völkergewohnheitsrechtlichen Regeln unterliegen. Ins-
besondere sind sie verpflichtet, vor der Inkraftsetzung von Entwicklungsprogrammen 
und Wirtschaftssanktionen ein �H�Q�Y�L�U�R�Q�P�H�Q�W�D�O���L�P�S�D�F�W���D�V�V�H�V�V�P�H�Q�W��durchzuführen. 

d) Einen Sonderfall stellt der Sicherheitsrat dar �Z�K�H�Q���D�F�W�L�Q�J���X�Q�G�H�U���&�K�D�S�W�H�U���9�,�,����Bei 
der Durchsetzung seiner Aufgabe, den Frieden zu sichern, hat er ein weites Ermessen, 
wie - nicht: ob - er Belange des Schutzes der Menschenrechte und des humanitären 
Völkerrechts einbezieht. Allerdings ist er auch dann nicht �D�E�V�R�O�X�W�X�V���O�H�J�L�E�X�V����sondern 
verpflichtet, Normen des Völkergewohnheitsrechts im Range von �L�X�V���F�R�J�H�Q�V��einzuhal-
ten. Dies gilt nicht nur für die Notwendigkeit, vor der Verhängung von Sanktionen ein 
�K�X�P�D�Q�L�W�D�U�L�D�Q���L�P�S�D�F�W���D�V�V�H�V�V�P�H�Q�W��durchzuführen; er darf Mitgliedsstaaten auch nicht au-
torisieren, bei der Ausübung militärischer Gewalt Normen des humanitären Völkerrechts 
im Range von �L�X�V���F�R�J�H�Q�V��außer Acht zu lassen, und muss selbst, handelt er als „Weltge-
setzgeber", Menschenrechte dieser Qualität achten. 

e) �7�U�H�D�W�\���2�U�J�D�Q�V��unterliegen bei der Ausübung ihrer Befugnisse zur Überwachung der 
Umsetzung vertraglicher Verpflichtungen den völkergewohnheitsrechtlich bestimmten 
prozeduralen Standards, insbesondere dem Gebot, die Grundsätze eines �I�D�L�U���W�U�L�D�O��einzu-
halten. 

4. Bezüglich der Rechtsfolgen von Verstößen gegen das die Organe der Staatenge-
meinschaft bindende Recht sind die Problemkreise �=�X�U�H�F�K�Q�X�Q�J���H�L�Q�H�V���9�H�U�K�D�O�W�H�Q�V�����9�|�O�N�H�U��
�U�H�F�K�W�V�Z�L�G�U�L�J�N�H�L�W���D�X�V�V�F�K�O�L�H�‰�H�Q�G�H���8�P�V�W�l�Q�G�H��und �,�Q�K�D�O�W���G�H�U���Y�|�O�N�H�U�U�H�F�K�W�O�L�F�K�H�Q���9�H�U�D�Q�W�Z�R�U�W��
�O�L�F�K�N�H�L�W��von besonderer Bedeutung. -

a) Bei Internationalen Organisationen und sonstigen Organen der Staatengemeinschaft 
ist zwischen der Frage der �D�W�W�U�L�E�X�W�L�R�Q���R�I���F�R�Q�G�X�F�W��und der �D�O�O�R�F�D�W�L�R�Q���R�I���U�H�V�S�R�Q�V�L�E�L�O�L�W�\��zu 
unterscheiden. �&�R�Q�G�X�F�W��einer Internationalen Organisation ist dasjenige ihrer Organe, ih-
rer Bediensteten oder sonstiger mit der Erfüllung von Aufgaben der Internationalen Or-
ganisation betrauter Personen ���D�J�H�Q�W�V������sofern sie in dieser Eigenschaft handeln und un-
ter der effektiven Kontrolle der Internationalen Organisation stehen. Ob diese Vorausset-
zungen vorliegen, ist insbesondere anhand der �U�X�O�H�V���R�I���W�K�H���R�U�J�D�Q�L�]�D�W�L�R�Q��zu entscheiden. 
Denkbar sind aber auch Fälle gleichzeitiger Zurechnung an Internationale Organisation 
und ihre Mitgliedsstaaten ( �R�U�L�J�L�Q�l�U�H���9�H�U�D�Q�W�Z�R�U�W�O�L�F�K�N�H�L�W����sowie der Verantwortlichkeit 
der Mitgliedsstaaten für ihnen an sich nicht zurechenbares Verhalten ���D�E�J�H�O�H�L�W�H�W�H���9�H�U��
�D�Q�W�Z�R�U�W�O�L�F�K�N�H�L�W������

b) Auch für Handlungen Internationaler Organisationen sind grundsätzlich die auch 
für Staaten geltenden, die Annahme einer Völkerrechtswidrigkeit ausschließenden Um-
stände anwendbar. 
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c) Wie auch für Staaten besteht für Internationale Organisationen und sonstige Organe 
der Staatengemeinschaft eine Primärpflicht zur Einstellung des völkerrechtswidrigen 
Handelns. Daneben tritt als aus der völkerrechtlichen Verantwortlichkeit abzuleitende 
Sekundärpflicht die Pflicht zur Wiedergutmachung, die verschiedene Formen, nämlich 
Naturalrestitution, Schadensersatz oder Genugtuung, umfasst. 

5. Aufgrund ihres supranationalen Charakters stellen Europäische Gemeinschaft bzw. 
Europäische Union einen Sonderfall dar, auch wenn sie als Völkerrechtssubjekte an die 
von ihnen zulässigerweise geschlossenen Verträge und das einschlägige Völkergewohn-
heitsrecht gebunden sind. Aus der Supranationalität ergeben sich aber zwei· sonst nicht 
zu findende Fragenkomplexe bezüglich der internationalen Verantwortlichkeit von Euro-
päischer Gemeinschaft bzw. Europäischer Union und ihren Mitgliedsstaaten: In Fällen, 
in denen sich die Europäische Gemeinschaft bzw. Europäische Union zur Durchsetzung 
ihres Rechts, wozu auch sie bindende völkerrechtliche Verträge gehören, der Organe der 
Mitgliedsstaaten bedienen, sind solche Handlungen der Europäischen Gemeinschaft bzw. 
Europäischen Union zuzurechnen; sie sind für solche Handlungen völkerrechtlich ver-
antwortlich. Bei �J�H�P�L�V�F�K�W�H�Q���$�E�N�R�P�P�H�Q��ist auf die immer stärker zunehmende Praxis zu 
verweisen, dass der Rat seinen Beschlüssen nach Art. 300 EGV förmliche Erklärungen 
zur Verteilung der Zuständigkeit zwischen Europäischer Gemeinschaft und ihren Mit-
gliedsstaaten beifügt und damit immer häufiger werdenden Vorgaben multilateraler Ver-
träge entspricht. Aufgrund dieser Sonderstellung von Europäischer Gemeinschaft bzw. 
Europäischer Union, die es - jedenfalls nach Inkrafttreten des Vertrages über eine Ver-
fassung für Europa - angezeigt erscheinen lässt, von einer eigenständigen Kategorie als 
Völkerrechtssubjekt zu sprechen, sollten die in Erarbeitung befindlichen Artikel der �,�Q��
�W�H�U�Q�D�W�L�R�Q�D�O���/�D�Z���&�R�P�P�L�V�V�L�R�Q��zur Verantwortlichkeit Internationaler Organisationen auf 
Europäische Gemeinschaft bzw. Europäische Union keine Anwendung finden. 
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�6�X�P�P�D�U�\��

�/�H�J�D�O���&�R�Q�W�U�R�O���R�I���2�U�J�D�Q�V���R�I���W�K�H���,�Q�W�H�U�Q�D�W�L�R�Q�D�O���&�R�P�P�X�Q�L�W�\��

�E�\���3�U�R�I���'�U���� �'�U�����5�D�L�Q�H�U���+�R�I�P�D�Q�Q�����)�U�D�Q�N�I�X�U�W���D�P���0�D�L�Q��

1. This contribution on the "legal control of organs of the international community" 
deals, �U�D�W�L�R�Q�H���S�H�U�V�R�Q�D�H����with all International Organizations vested with international le-
gal personality and those of their organs which are entitled to exercise competences of 
their own as well as those �W�U�H�D�W�\���R�U�J�D�Q�V��which are established within the framework of 
multilateral treaties in order to monitor and implement the obligations resulting from 
membership in such treaties. �5�D�W�L�R�Q�H���P�D�W�H�U�L�D�H����this contribution deals with the identifi-
cation and analysis of the legal obligations which are binding upon such "organs of the 
international community" and includes an examination of the legal consequences result-
ing from the violation of such legal obligations. 

2. As subjects of public international law, International Organizations and their organs 
as well as �W�U�H�D�W�\���R�U�J�D�Q�V��are bound by the rule �S�D�F�W�D���V�X�Q�W���V�H�U�Y�D�Q�G�D��as a general principle 
of law and are, therefore, bound by the provisions of the treaties which they have con-
cluded, within the ambit of their treaty-making powers, with other subjects of public in-
ternational law. A similar effect ofbeing legally bound results from private-law contracts 
concluded by them, e.g. as concerns the sale of goods or rent of property, with natural or 
legal persons. A third group of legally binding provisions comprises those rules which 
are adopted by International Organizations with a view to regulating the contractual rela-
tionships with their employees, the international civil servants; insofar, International Or-
ganizations are bound, by virtue of the existence of specific customary international law 
norms, by the international minimum standards in the field of human rights including, in 
particular, labour and social law, as well as by an obligation to establish specific judicial 
bodies such as panels or administrative tribunals with the power to decide upon disputes 
between such international civil servants and the International Organization concerned 
while respecting the core aspects of a fair trial. 

3. International Organizations increasingly assume tasks traditionally fulfilled by 
States. However, in contrast to - most - States, International Organizations are not 
members of the relevant international treaties. Therefore, the question arises as to 
whether and to what extent International Organizations, when performing such tasks, are 
bound by the pertinent customary international law created by the States. In principle, 
this question has tobe answered in the affirmative. 

a) As concerns international humanitarian law, International Organizations such as the 
United Nations, regional arrangements in the sense of Article 52 of the UN Charter or 
other International Organizations which perform military missions in the field of �S�H�D�F�H��
�N�H�H�S�L�Q�J��or �S�H�D�F�H���H�Q�I�R�U�F�L�Q�J��are, as subjects ofpublic international law, bound by a rule of 
customary international law according to which they have to abide by those rules of in-
ternational humanitarian law that constitute customary international law. 

b) Also as concerns international human rights law, International Organizations are, as 
subjects of public international law, bound by a rule of customary international law to re-
spect, in all their actions, those relevant human rights that constitute customary interna-
tional law. In particular, they are obliged to perform �K�X�P�D�Q���U�L�J�K�W�V���D�V�V�H�V�V�P�H�Q�W�V��before 

39 



adopting development programmes or economic sanctions. If International Organiza-
tions assume the interim administration of state territories, they are bound by a custom-
ary international law obligation to respect, and to ensure the observance of, those human 
rights norms which form part of the body of universally and, if appropriate, regionally 
applicable customary international law. Moreover, in such situations, International Or-
ganizations should, �G�H���O�H�J�H���I�H�U�H�Q�G�D����be obliged to subject their acts to the monitoring ac-
tivities of the supervisory bodies established under the respective human rights treaties. 

c) Furthermore, as concerns international environmental law, International Organiza-
tions are, as subjects of public international law, bound by a rule of customary interna-
tional law to respect the applicable norms that constitute customary international law. In 
particular, they are obliged to carry out �H�Q�Y�L�U�R�Q�P�H�Q�W�D�O���L�P�S�D�F�W���D�V�V�H�V�V�P�H�Q�W�V��before adopt-
ing development programmes or economic sanctions. 

d) A specific case constitutes the United Nations Security Council �Z�K�H�Q���D�F�W�L�Q�J���X�Q�G�H�U��
�&�K�D�S�W�H�U���9�,�,����In the context of fulfilling its primary responsibility, i.e. to maintain, or to 
restore, international peace and security, the Security Council benefits from wide discre-
tion as to �K�R�Z��( or �W�R���Z�K�D�W���H�[�W�H�Q�W����- but not: �Z�K�H�W�K�H�U��- it wishes to take into account con-
cerns relating to the protection of human rights and the respect for the rules of interna-
tional humanitarian law. lt must be stressed, however, that, even �Z�K�H�Q���D�F�W�L�Q�J���X�Q�G�H�U��
�&�K�D�S�W�H�U���9�,�,����the Security Council is not �D�E�V�R�O�X�W�X�V���O�H�J�L�E�X�V��but under the obligation to 
abide by those rules of customary international law which constitute �-�X�V���F�R�J�H�Q�V����This 
conclusion does not only apply with respect to the necessity to perform a �K�X�P�D�Q�L�W�D�U�L�D�Q��
�L�P�S�D�F�W���D�V�V�H�V�V�P�H�Q�W��before adopting non-military sanctions or authorizing measures in-
cluding the resort to the use of military force; this obligation also prohibits the Security 
Council from authorizing Member States to disregard, when performing military fimc-
tions under a Security Council mandate, international humanitarian law norms with the 
rank of �-�X�V���F�R�J�H�Q�V����and obliges the Security Council itself, when exercising its Charter 
powers as a "universal legislator", to respect human rights norms with such �-�X�V���F�R�J�H�Q�V��
quality. 

e) When exercising their competences in the field of monitoring the implementation of 
treaty-based obligations by States Parties, �7�U�H�D�W�\���2�U�J�D�Q�V��must respect _the pertinent pro-
cedural standards that constitute customary international law including, in particular, the 
principles of �D�I�D�L�U���W�U�L�D�O����

4. With respect to the legal consequences of violations of the law binding upon the 
"organs ofthe international community", the following issues are of particular relevance: 
�D�W�W�U�L�E�X�W�L�R�Q���R�I���F�R�Q�G�X�F�W��and �D�O�O�R�F�D�W�L�R�Q���R�I���U�H�V�S�R�Q�V�L�E�L�O�L�W�\�����F�L�U�F�X�P�V�W�D�Q�F�H�V���S�U�H�F�O�X�G�L�Q�J���Z�U�R�Q�J��
�I�X�O�Q�H�V�V��and �F�R�Q�W�H�Q�W���R�I���L�Q�W�H�U�Q�D�W�L�R�Q�D�O���U�H�V�S�R�Q�V�L�E�L�O�L�W�\����

a) As regards International Organizations and other organs of the international com-
munity, it is essential to distinguish between the issue of the �D�W�W�U�L�E�X�W�L�R�Q���R�I���F�R�Q�G�X�F�W��and 
the issue ofthe �D�O�O�R�F�D�W�L�R�Q���R�I�U�H�V�S�R�Q�V�L�E�L�O�L�W�\����The �F�R�Q�G�X�F�W��of an International Organization 
is rightly defined as the conduct of its organs, its officials or any other person entrusted 
with part of the organization's functions ���D�J�H�Q�W�V����provided they are acting in that capac-
ity and under the effective control of the International Organization concerned. The 
question as to whether these conditions are met should be answered by applying the 
�U�X�O�H�V���R�I���W�K�H���R�U�J�D�Q�L�]�D�W�L�R�Q����lt must be stressed that there is also a clear possibility of situa-
tions of parallel attribution, both to the International Organization concerned and its 
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Member States ���-�R�L�Q�W���R�U���V�H�Y�H�U�D�O���R�U�L�J�L�Q�D�O���U�H�V�S�R�Q�V�L�E�L�O�L�W�\������or of responsibility of Member 
States for conduct not primarily attributable to them ���W�U�D�Q�V�I�H�U�U�H�G���U�H�V�S�R�Q�V�L�E�L�O�L�W�\������

b) The principles developed, as concerns circumstances precluding wrongfulness, in 
the field of state responsibility are applicable, �P�X�W�D�W�L�V���P�X�W�D�Q�G�L�V����also with respect to In-
ternational Organizations and other "organs of the international community". 

c) Just as States are bound, so too are International Organizations and other "organs of 
the international community" bound by a �S�U�L�P�D�U�\���O�H�J�D�O���R�E�O�L�J�D�W�L�R�Q��to discontinue the 
wrongful act in question. In addition thereto, they are - again just like States - bound by 
a �V�H�F�R�Q�G�D�U�\���O�H�J�D�O���R�E�O�L�J�D�W�L�R�Q��to effect reparation which may include· several forms, i.e. 
restitution, compensation, or satisfaction. 

5. In view of their supranational character, the European Communities and the Euro-
pean Union, respectively, should be considered as special cases notwithstanding the fact 
that, as subjects of public international law, they are bound by the provisions ofthe trea-
ties concluded by them and the norms of customary international law. However, this su-
pranational character raises two issues specific to the problem of the international re-
sponsibility of the European Communities and the European Union, respectively: If they 
act, in the context of implementing their law, including the international law treaties 
binding upon them, by way of organs or officials of their Member States, such acts are 
attributable only to the European Communities and the European Union, respectively, 
and they are also solely responsible under international law for such acts notwithstanding 
the fact that such acts are performed by organs or officials of the Member States. As con-
cerns �P�L�[�H�G���D�J�U�H�H�P�H�Q�W�V����it is important to stress the strongly increasing practice of the 
Council to add, to its decisions under Article 300 TEC, formal declarations indicating the 
distribution of competences - and, consequently the allocation of responsibility - be-
tween the European Communities, on the one hand, and their Member States, on the 
other hand; in doing so, the Council complies with provisions included with increasing 
frequency in multilateral treaties. In view of this special position of the European Com-
munities and the European Union, respectively, which should justify considering them as 
a �V�X�L���J�H�Q�H�U�L�V��category of subjects of public international law, the Articles presently being 
drafted by the �,�Q�W�H�U�Q�D�W�L�R�Q�D�O���/�D�Z���&�R�P�P�L�V�V�L�R�Q��on the �5�H�V�S�R���I�����V�L�E�L�O�L�W�\���R�I���,�Q�W�H�U�Q�D�W�L�R�Q�D�O��
�2�U�J�D�Q�L�]�D�W�L�R�Q�V��should not be applied to the European Communities and the European 
Union, respectively. 
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Verfahrensrechtliche Aspekte der Rechtskontrolle von Organen 
der Staatengemeinschaft 

�9�R�Q���3�U�R�I���0�D�J�����L�X�U�����H�W���S�K�L�O�����'�U�����$�X�J�X�V�W���5�H�L�Q�L�V�F�K�����/�/���0�����1�<�8�������:�L�H�Q��

I. Internationale Ebene 
1. Internationale Gerichte, Schiedsgerichte oder quasi-gerichtliche Institutionen 
2. Verwaltungstribunale internationaler Organisationen 
3. Menschenrechtsinstitutionen 
4. Der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte 
5. Internationale Strafgerichte 
6. Organisationsinterne Beschwerdeinstitutionen 

a) Inspection Panels 
b) Ombudsinstitutionen 

7. Interne Kontrollmechanismen 
a) Weisenberichte 
b) Untersuchungskommissionen 

II. Nationale Ebene 
1. Nationale Gerichte 
2. Nationale Untersuchungskommissionen 
3. Nationale Öffentlichkeit 
4. Wahrnehmung von Mitgliedschaftsrechten 

III. Gründe für eine gesteigerte Kontrollausübung 
1. Zunahme der Aufgabenerfüllung durch internationale Organisationen 
2. Macht braucht Kontrolle 
3. Menschenrechtlicher Anspruch auf Zugang zu Gericht 

Unter Organen der Staatengemeinschaft sind in einem möglichst umfassenden Sinne jeg-
liche Einrichtungen von Staaten zu verstehen, an welche bestimmte hoheitliche Aufga-
ben delegiert wurden. In der Praxis sind es freilich zumeist die organisierten Formen sol-
cher Staatengemeinschaftsorgane, also internationale Organisationen, deren Aufgabener-
füllung einer rechtlichen Kontrolle bedarf. Daher wird in der Folge vorwiegend von in-
ternationalen Organisationen die Rede sein, obwohl andere Staatengemeinschaftsorgane, 
deren Organisationscharakter strittig oder auch eindeutig nicht gegeben sein mag, wie 
etwa Vertragsdurchführungsorgane (z.B.: Freihandelsausschüsse, Flusskommissionen 
oder der Menschenrechtsausschuss der Vereinten Nationen), zwischenstaatliche Einrich-
tungen wie die OSZE oder zwischenstaatliche Kontrollorgane wie der Europäische Ge-
richtshof für Menschenrechte(= EGMR), ebenfalls behandelt werden. 

Zentraler Gegenstand dieser Untersuchung ist die verfahrensmäßige Erzielung und Absi-
cherung einer Rechtmäßigkeitskontrolle von Handlungen internationaler Organisationen, 
wobei die Prüfung von rechtlichen Akten internationaler Organisationen im Vordergrund 
stehen soll. Dabei geht es primär um die Frage nach der ,judicial review" im Sinne einer 
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Überprüfung der internen (primär an der jeweiligen Satzung orientierten) und externen 
(nach allgemeinem Völkerrecht) Rechtmäßigkeit des rechtlichen Handelns internationa-
ler Organisationen in Form rechtssetzender oder -vollziehender Akte. 

Dies alles unter dem Gesichtspunkt, dass eine effektive rechtliche Kontrolle der Akte in-
ternationaler Organisationen nicht nur auf der materiell-rechtlichen Frage nach den an-
wendbaren Rechtsvorschriften, sondern vor allem auch auf einer verfahrensrechtlichen 
Absicherung dieser Anwendung in der Form von Kontroll- und Durchsetzungsmecha-
nismen fußt. 

Dabei ist natürlich in erster Linie an Gerichte und quasi-gerichtliche Streitbeilegungsin-
stitutionen auf internationaler und nationaler Ebene zu denken. Aber gerade in einem Be-
reich, da sich die Frage der passiven Klagslegitimation internationaler Organisationen 
oder anderer Staatengemeinschaftsorgane aufgrund mangelnder Gerichtszuständigkeiten 
und einer weitgehend als absolut verstandenen Immunität praktisch ständig stellt, ist es 
sinnvoll, auch andere außerrechtliche, insbesondere nicht-gerichtliche Kontrollmecha-
nismen in die Überlegungen mit einzubeziehen. 

Auch hier zeigt sich - was ja vor allem im morgigen Generalthema diskutiert werden 
wird - eine bemerkenswerte Vielfalt der Foren, vor welchen die Rechtmäßigkeit von 
Handlungen internationaler Organisationen thematisiert werden kann. 

Pointiert - und fast schon das Ergebnis vorwegnehmend - könnte man sagen: Rechtmä-
ßigkeitskontrolle funktioniert zwar nirgendwo so wirklich, dafür aber „fast" überall. 

�,�����,�Q�W�H�U�Q�D�W�L�R�Q�D�O�H���(�E�H�Q�H��

1. �,�Q�W�H�U�Q�D�W�L�R�Q�D�O�H���*�H�U�L�F�K�W�H�����6�F�K�L�H�G�V�J�H�U�L�F�K�W�H���R�G�H�U���T�X�D�V�L���J�H�U�L�F�K�W�O�L�F�K�H���,�Q�V�W�L�W�X�W�L�R�Q�H�Q��

Eine Sonderstellung nehmen die supranationalen Europäischen Gemeinschaften ein. Ihr 
internes Streitbeilegungsorgan, der EuGH, unterstützt durch das Gericht Erster Instanz, 
bietet unter anderem eine quasi-verfassungsrechtliche Rechtmäßigkeitskoritrolle in Form 
der Nichtigkeitsklage gemäß Artikel 230 EGV. 1 Sie erlaubt es, Akte der Gemeinschaft 
auf ihre Rechtskonformität hin zu überprüfen. Maßstab der Kontrolle ist dabei primär 
das interne Satzungsrecht, also die Übereinstimmung mit dem Gründungsvertrag. 2 Dar-
über hinaus kommt es aber - und das ist weitgehend dem EuGH zu verdanken - auch zu 
einer Überprüfung anhand externer Maßstäbe wie etwa von der Gemeinschaft geschlos-
sener völkerrechtlicher Verträge,3 des Völkergewohnheitsrechts4 und - der wohl wich-

1 Artikel 230(1) EGV sieht vor: ,,Der Gerichtshof überwacht die Rechtmäßigkeit der gemeinsamen Hand-
lungen des Europäischen Parlaments und des Rates sowie der Handlungen des Rates, der Kommission 
und der EZB, soweit es sich nicht um Empfehlungen oder Stellungnahmen handelt, und der Handlungen 
des Europäischen Parlaments mit Rechtswirkung gegenüber Dritten." 

2 Artikel 230(2) EGV lautet: ,,Zu diesem Zweck ist der Gerichtshof für Klagen zuständig, die ein Mitglied-
staat, das Europäische Parlament, der Rat oder die Kommission wegen Unzuständigkeit, Verletzung we-
sentlicher Formvorschriften, Verletzung dieses Vertrags oder einer bei seiner Durchführung anzuwenden-
den Rechtsnorm oder wegen Ermessensmissbrauchs erhebt." 

3 Vgl. EuGH Rs. 104/81 �+�D�X�S�W�]�R�O�O�D�P�W���0�D�L�Q�]���J�J�����.�X�S�I�H�U�E�H�U�J����Slg 1982, 3641; Rs. 9/73 �6�F�K�O�•�W�H�U���Y�����+�D�X�S�W��
�]�R�O�O�D�P�W���/�|�U�U�D�F�K����Slg 1973, 1135; Rs. 12/86 �'�H�P�L�U�H�O���Y�����6�W�D�G�W���6�F�K�Z�l�E�L�V�F�K���*�P�•�Q�G����Slg 1990, 3719; Rs. 
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tigste Anwendungsfall - allgemeiner Rechtsgrundsätze, unter deren Titel die Grund-
rechtskonformität von Gemeinschaftsakten überprüft werden kann. Im Ergebnis führt 
dies zu einer Überprüfung von beachtlicher Dichte. Freilich gibt es auch hier Probleme. 
Man denke nur an die beharrliche Weigerung des EuGH, das GATT und andere WTO-
Übereinkommen als Prüfungsmaßstab zuzulassen5, oder an die Problematik der (restrik-
tiv interpretierten) Klagslegitimation Einzelner gegen allgemeine Rechtssetzungsakte 
gemäß Artikel 230 (4) EGV.6 

Auf die Details muss hier nicht eingegangen werden. Wichtig ist, dass es im Bereich der 
supranationalen Europäischen Gemeinschaften gerichtliche Organe gibt, den EuGH und 
das Gericht Erster Instanz, die eine umfassende Rechtskontrolle gegenüber den Akten 
dieser Organisationen ausüben. 

Im Gegensatz dazu - und sieht man einmal von den Gerichtsorganen diverser regionaler 
Wirtschaftsintegrationsorganisationen ab, die dem Vorbild der EG folgen7 

- ermangeln 
internationale Organisationen idR einer vergleichbaren institutionellen Rechtskontrolle. 
Soweit sie überhaupt eigene gerichtliche Organe aufweisen, ist deren Zuständigkeit 
meist auf die Beilegung von Streitigkeiten zwischen Mitgliedern beschränkt. Eine passi-

18/90 �2�I�I�L�F�H���Q�D�W�L�R�Q�D�O���G�H���O�
�H�P�S�O�R�L�����2�1�(�0�����Y�����%�D�K�L�D���.�]�L�E�H�U����Slg 1991, 1-199; Rs. 469/93 �$�P�P�L�Q�L�V�W�U�D�]�L�R�Q�H��
�G�H�O�O�H���)�L�Q�D�Q�]�H���G�H�O�O�R���6�W�D�W�R���Y�����&�K�L�T�X�L�W�D���,�W�D�O�L�D�Q�D����Slg 1995, 1-4533; Rs. 69/89 �1�D�N�D�M�L�P�D���Y�����&�R�X�Q�F�L�O����Slg 1991, 
2069. 

4 Vgl. EuGH Rs. C-162/96 �5�D�F�N�H���J�J�����+�D�X�S�W�]�R�O�O�D�P�W���0�D�L�Q�]����Slg 1998, 3655; Rs. C-53/96 �+�H�U�P�H�V���,�Q�W�H�U�Q�D�W�L��
�R�Q�D�O���J�J�����)�+�7���0�D�U�N�H�W�L�Q�J���&�K�R�L�F�H����Slg 1998, 3603. Siehe u.a. �$�����(�S�L�Q�H�\����Zur Stellung des Völkerrechts in 
der EU, 10 Europäische Zeitschrift für Wirtschaftsrecht (1999), 5; �)�����+�R�I�I�P�H�L�V�W�H�U����Die Bindung der Euro-
päischen Gemeinschaft an das Völkergewohnheitsrecht der Verträge, 9 Europäisches Wirtschafts- & Steu-
errecht (1998), 365. 

5 Ständige Rechtsprechung des EuGH seit verb. Rs. 21-24/72 �1�9���,�Q�W�H�U�Q�D�W�L�R�Q�D�O���)�U�X�L�W���&�R�P�S�D�Q�\���X���D�����J�J����
�.�R�P�P�L�V�V�L�R�Q����Slg 1972, 1219. Siehe zuletzt auch Rs. C-280/93 �'�H�X�W�V�F�K�O�D�Q�G���J�J�����5�D�W����Slg 1994, 1-4973; Rs. 
C-149/96 �3�R�U�W�X�J�D�O���J�J�����5�D�W����Slg 1999, 8395; Rs. 307/99, �2�*�7���J�J�����+�D�X�S�W�]�R�O�O�D�P�W���+�D�P�E�X�U�J���6�W�����$�Q�Q�H�Q����Slg 
2001, 1-3159. Vgl. dazu u.a. �3���+�L�O�S�R�O�G����Die EU im GATT/WTO-System (1999); �1�� �/�D�Y�U�D�Q�R�V����Die 
Rechtswirkungen von WTO Panel Reports im Europäischen Gemeinschaftsrecht sowie im Deutschen 
Verfassungsrecht, 34 EuR (1999), 289; S. �3�H�H�U�V����Fundamental Right or Political Whim? WTO Law and 
the ECJ, in: G de Burca/J. Scott (Hrsg.), The EU and the WTO: Legal and Constitutional lssues (2001), 
111; �*���=�R�Q�Q�H�N�H�\�Q����The Status of WTO Law in the Community Legal Order: Some Comments in the 
Light ofthe Portuguese Textiles Case, 25 ELRev. (2000), 293; �$�����5�R�V�D�V����Portugal v. Council, 37 CMLRev 
(2000), 797; S. �*�U�L�O�O�H�U����Judicial Enforceability of WTO Law in the EU, 3 Journal of International Eco-
nomic Law (2000), 441. 

6 Vgl. die EuGH Rechtsprechung seit Rs. 25/62 �3�O�D�X�P�D�Q�Q���J�J�����.�R�P�P�L�V�V�L�R�Q����Slg 1963, 95; zuletzt bestätigt 
in Rs. C-263/02 P �-�H�J�R���4�X�H�U�H���H�W���&�L�H���6�$���J�J�����.�R�P�P�L�V�V�L�R�Q����Urteil v. 1.4.2004 (noch nicht in Slg), nachdem 
das Gericht Erster Instanz bereits eine großzügigere Haltung eingenommen hatte, Rs. T-177/01 �-�H�J�R��
�4�X�H�U�H���H�W���&�L�H���6�$���J�J�����.�R�P�P�L�V�V�L�R�Q����Slg 2002, 11-02365. Artikel 230(4) EGV statuiert Folgendes: ,,Jede na-
türliche oder juristische Person kann unter den gleichen Voraussetzungen gegen die an sie ergangenen 
Entscheidungen sowie gegen diejenigen Entscheidungen Klage erheben, die, obwohl sie als Verordnung 
oder als eine an eine andere Person gerichtete Entscheidung ergangen sind, sie unmittelbar und individu-
ell betreffen." 

7 Vgl. bereits den Gerichtshof der Andengemeinschaft, Vertrag von Cartagena (,,Andenpakt") v. 26.5.1969, 
8 ILM (1969), 910. Artikel 101 des Statuts des Andengerichtshofes, Estatuto del Tribunal de Justicia de la 
Comunidad Andina, sieht vor: "Objeto y finalidad: La acci6n de nulidad podra incoarse ante el Tribunal 
con el finde que este declare la nulidad de las Decisiones del Consejo de Ministros de Relaciones Exteri-
ores, de la Comisi6n, de las Resoluciones de la Secretarfa General y de los Convenios a que se refiere el 
literal e) del articulo 1 del Tratado, dictados o acordados con violaci6n de las normas que conforman el 
ordenamiento jurfdico de la Comunidad Andina, incluso por desviaci6n de poder.", verfügbar unter http:// 
www.tribunalandino.org.ec/estatuto_del_tribunal.htm. Siehe auch �:���� �0�� �.�•�K�Q����Die Andengemeinschaft 
(2003). 
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ve Klagslegitimation von Organen, geschweige denn eine echte prozessuale Möglichkeit 
zur Durchführung von ,judicial review" ist praktisch unbekannt. 

Umso bemerkenswerter ist es, festzustellen, dass verschiedene organisationsinteme Ge-
richte eine deutliche Tendenz aufweisen, ihre Zuständigkeit weit auszulegen und so zu-
mindest inzident zu einer Quasi-Rechtskontrolle der Organisationsakte gelangen. Promi-
nentestes Beispiel und zweifellos in der Literatur am ausführlichsten diskutiert ist die 
Frage der Zuständigkeit des IGH, die Rechtmäßigkeit von Sicherheitsratsresolutionen zu 
überprüfen. 8 

Der IGH ist auch insofern paradigmatisch, als seine Zuständigkeit im streitigen Verfah-
ren auf Staaten, die sich seiner Jurisdiktion unterworfen haben, beschränkt ist. Antrags-
berechtigt für ein Rechtsgutachten sind wiederum nur bestimmte Organe der VN sowie 
eine Reihe von Spezialorganisationen der VN.9 In gewissen Bereichen wird die fehlende 
passive Klagslegitimation der VN bzw. ihrer Organe sowie anderer internationaler Orga-
nisationen durch Vereinbarungen wettgemacht, den Inhalt eines erwarteten Rechtsgut-

8 Vgl. �'�����$�N�D�Q�G�H����The International Court of Justice and the Security Council: Is there Room for Judicial 
Control of Decisions of the Political Organs of the United Nations?, 46 ICLQ (1997), 309, 337; �-���$�O�Y�D��
�U�H�]����Judging the Security Council, 90 AJIL (1996), 1; �0���%�H�G�M�D�R�X�L����Un contröle de la legalite des actes du 
Conseil de securite est-il possible?, in: Societe Franyaise pour le Droit International (Hrsg.), Le Chapitre 
VII de la Charte des Nations Unies: colloque de Rennes, 50e anniversaire des Nations unies (1995), 
255-297; �0�� �%�H�G�M�D�R�X�L����The New World Order and the Security Council: Testing the Legality of its Acts. 
(1994); �7�K�����%�U�X�K�D����Gerichtliche Kontrolle des UN-Sicherheitsrates? 16 Vierteljahresschrift für Sicherheit 
und Frieden (1998), 93; �%�����)�D�V�V�E�H�Q�G�H�U����Review Essay: Quis judicabit? The Security Council, lts Powers 
and lts Legal Control, 11 EJIL (2000), 219; �9���*�R�Z�O�O�D�Q�G���'�H�E�E�D�V����The Relationship Between the Interna-
tional Court of Justice and the Security Council in the Light of the Lockerbie Case, 88 AJIL (1994), 643; 
�(�����/�D�X�W�H�U�S�D�F�K�W����Judicial Review of Acts of International Organisations, in: L. Boisson/Ph. Sands (Hrsg.), 
International Law, the International Court of Justice and Nuclear Weapons (1999), 92; �%�����0�D�U�W�H�Q�F�]�X�N����
Rechtsbindung und Rechtskontrolle des Weltsicherheitsrates. Die Überprüfung nichtmilitärischer 
Zwangsmaßnahmen durch den Internationalen Gerichtshof, 1996; �1�����0�H�\�H�U���2�K�O�H�Q�G�R�U�I����Gerichtliche Kon-
trolle des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen durch den Internationalen Gerichtshof (2000); �$�����3�H�O�O�H�W����
Peut-on et doit-on contröler les actions du Conseil de securite? in: Societe Franyaise pour le Droit Interna-
tional (Hrsg.), Le Chapitre VII de la Charte des Nations Unies: colloque de Rennes, 50e anniversaire des 
Nations unies (1995), 221 ; �:�� �0�� �5�H�L�V�P�D�Q����The Constitutional Crisis in the United Nations, 87 AJIL 
(1993), 83; �*���5�����:�D�W�V�R�Q����Constitutionalism, Judicial Review, and the World Court, 34 Harvard Interna-
tional Law Journal (1993), l; �.�����=�H�P�D�Q�H�N����Is the Security Council the Sole Judge of its Own Legality? in: 
�(�����<�D�N�S�R���7�����%�R�X�P�H�G�U�D��(Hrsg.), Liber Arnicorum Judge Mohammed Bedjaoui (1999), 629. 

9 Gern. Artikel 96 SVN sind dies die Generalversammlung und der Sicherheitsrat. Weiter wurden von der 
Generalversammlung autorisiert: Economic and Social Council, der Trusteeship Council, das Interim 
Committee of the General Assembly sowie das Committee on Applications for Review of Administrative 
Tribunal Judgements. Zu den Spezialorganisationen der VN, die eine solche Autorisierung erfahren ha-
ben, gehören: International Labour Organisation (ILO), Food and Agriculture Organization of the United 
Nations (FAO), United Nations Educational, Scientific and Cultural Organization (UNESCO), World 
Health Organization (WHO), International Bank for Reconstruction and Development (IBRD), Interna-
tional Finance Corporation (IFC), International Development Association (IDA), International Monetary 
Fund (IMF), International Civil Aviation Organization (ICAO), International Telecommunication Union 
(ITU), World Meteorological Organization (WMO), International Maritime Organization (IMO),World 
Intellectual Property Organization (WIPO), International Fund for Agricultural Development (IFAD), 
United Nations Industrial Development Organization (UNIDO), International Atomic Energy Agency 
(IAEA). 
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achtens bereits im Vorhinein als verbindlich anzusehen. Dies findet sich in den Privile-
gien- und Immunitätenabkommen der VN sowie der VN-Spezialorganisationen. 10 

Aus der Gleichordnung der Hauptorgane IGH und Sicherheitsrat und aus dem Fehlen ei-
ner prozessualen Anfechtungsmöglichkeit etwa im Sinne der Nichtigkeitsklage gemäß 
Artikel 230 EGV schließen viele, dass eine ,judicial review" eben nicht gewollt und da-
her auch nicht möglich ist. Dessen ungeachtet hat sich der IGH seit frühen Zeiten nie 
prinzipiell für unzuständig erklärt, wenn in einem Verfahren die Frage der Rechtmäßig-
keit von Akten anderer VN Organe auf geworfen wurde. So hat der Gerichtshof zwar im 
�1�D�P�L�E�L�D���5�H�F�K�W�V�J�X�W�D�F�K�W�H�Q��ausdrücklich festgestellt, dass eine ,judicial review"-Befugnis 
in der Satzung nicht enthalten ist, 11 und bereits im Rechtsgutachten über Peacekeeping-
Ausgaben gemeint, dass prinzipiell jedes VN-Organ selbst über die Rechtmäßigkeit sei-
ner Akte zu entscheiden habe. 12 Dennoch führte er in diesen und anderen Rechtsgutach-
ten immer wieder eine „soft review" in dem Sinne durch, als er aufgrund einer weiten 
Kompetenzauslegung im Sinne der Implied-Powers-Doktrin13 im Ergebnis zu einem 
rechtskonformen Handeln der Organe gelangte. 14 Für eine solche implizite Befugnis zur 
Rechtmäßigkeitskontrolle können gute Gründe geltend gemacht werden, die von der in-
härenten Aufgabe jedes Gerichts, Recht zu sprechen, über „implied powers" bis hin zu 
einer Parallele zur Entwicklung der verfassungsrechtlichen Rechtsprechung in manchen 
nationalen Rechtssystemen reichen. 15 

Neben dem prozessualen Umweg über Rechtsgutachten, wie sie in der Praxis des IGH 
mehrfach zur Rechtmäßigkeitskontrolle von Sicherheitsratsresolutionen angestrengt 
wurden, bieten die Gründungsverträge einer Reihe von Spezialorganisationen der VN 
den Ansatzpunkt für eine weitere indirekte Form der Überprüfung von Akten solcher Or-

10 Vgl. Artikel VIII Abschnitt 30 Convention on the Privileges and Immunities of the United Nations, 13 
February 1946, 1 UNTS 15, bzw. Artikel IX Abschnitt 32 Convention on the Privileges and Immunities of 
the Specialized Agencies, 21 November 1947, 33 UNTS 261, die jeweils vorsehen, dass das Rechtsgut-
achten des Gerichtshofes von den Parteien als entscheidend angenommen wird. 

11 "Undoubtedly, the Court does not possess powers of judicial review or appeal in respect of the decisions 
taken by the United Nations organs concerned." �/�H�J�D�O���&�R�Q�V�H�T�X�H�Q�F�H�V���I�R�U���6�W�D�W�H�V���R�I���W�K�H���&�R�Q�W�L�Q�X�H�G���3�U�H�V�H�Q�F�H��
�R�I���6�R�X�W�K���$�I�U�L�F�D���L�Q���1�D�P�L�E�L�D�����6�R�X�W�K���:�H�V�W���$�I�U�L�F�D�����1�R�W�Z�L�W�K�V�W�D�Q�G�L�Q�J���6�H�F�X�U�L�W�\���&�R�X�Q�F�L�O���5�H�V�R�O�X�W�L�R�Q��������������������������
ICJ Reports (1971), 16, 45. 

12 "Each organ must, in the first place at least, determine its own jurisdiction." �&�H�U�W�D�L�Q���(�[�S�H�Q�V�H�V���R�I���W�K�H��
�8�Q�L�W�H�G���1�D�W�L�R�Q�V����ICJ Reports (1962), 151, 168. 

13 Siehe den Bernadotte Fall, �5�H�S�D�U�D�W�L�R�Q�I�R�U���O�Q�M�X�U�L�H�V���6�X�I�I�H�U�H�G���L�Q���W�K�H���6�H�U�Y�L�F�H���R�I���W�K�H���8�Q�L�W�H�G���1�D�W�L�R�Q�V����Advisory 
Opinion, ICJ Reports (1949), 174. Vgl. auch �-�����0�D�N�D�U�F�]�\�N����The International Court of Justice on the Im-
plied Powers of International Organizations, in: J. Makarczyk (Hrsg.), Essays in Honour of Judge Man-
fred Lachs (1984), 501; �0���5�D�P�D���0�R�Q�W�D�O�G�R����International Legal Personality and Implied Powers of Inter-
national Organizations, 44 BYIL (1970), 111; �0���=�X�O�H�H�J����International Organizations, Implied Powers, II 
EPIL (1995), 1312. 

14 �&�R�Q�G�L�W�L�R�Q�V���R�I���$�G�P�L�V�V�L�R�Q���R�I���D���6�W�D�W�H���W�R���0�H�P�E�H�U�V�K�L�S���L�Q���W�K�H���8�Q�L�W�H�G���1�D�W�L�R�Q�V�����$�U�W�L�F�O�H�������R�I�W�K�H���&�K�D�U�W�H�U������Advi-
sory Opinion, ICJ Reports (1947-48), 57; �(�I�I�H�F�W���R�I���$�Z�D�U�G�V���R�I���&�R�P�S�H�Q�V�D�W�L�R�Q���0�D�G�H���E�\���W�K�H���8�Q�L�W�H�G���1�D�W�L�R�Q�V��
�$�G�P�L�Q�L�V�W�U�D�W�L�Y�H���7�U�L�E�X�Q�D�O����ICJ Reports (1954), 47; �/�H�J�D�O���&�R�Q�V�H�T�X�H�Q�F�H�V���I�R�U���6�W�D�W�H�V���R�I���W�K�H���&�R�Q�W�L�Q�X�H�G���3�U�H�V��
�H�Q�F�H���R�I���6�R�X�W�K���$�I�U�L�F�D���L�Q���1�D�P�L�E�L�D�����6�R�X�W�K���:�H�V�W���$�I�U�L�F�D�����1�R�W�Z�L�W�K�V�W�D�Q�G�L�Q�J���6�H�F�X�U�L�W�\���&�R�X�Q�F�L�O���5�H�V�R�O�X�W�L�R�Q����������
����������������Advisory Opinion, ICJ Reports (1971), 16. Vgl. auch jüngst das Gutachten �/�H�J�D�O���&�R�Q�V�H�T�X�H�Q�F�H�V��
�R�I���W�K�H���&�R�Q�V�W�U�X�F�W�L�R�Q���R�I���D���:�D�O�O���L�Q���W�K�H���2�F�F�X�S�L�H�G���3�D�O�H�V�W�L�Q�L�D�Q���7�H�U�U�L�W�R�U�\����Advisory Opinion v. 9.7 .2004, paras. 
24ff. Siehe dazu auch �$�J�R�U�D����ICJ Advisory Opinion on Construction of a Wall in the Occupied Palestinian 
Territory, 99 AJIL (2005), 1 ff. 

15 Vgl. op. cit. Anm. 8. 
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ganisationen, 16 indem sie vorsehen, dass Streitigkeiten zwischen Mitgliedstaaten über die 
Auslegung und Anwendung ihrer Gründungsverträge, worunter man auch bestimmte Or-
ganisationsakte subsumieren könnte, dem Gerichtshof vorgelegt werden können. 17 Ob-
wohl es bisher zu keinen Verfahren aufgrund solcher Bestimmungen gekommen ist, 
wurde ein vergleichbarer Weg - über Klagen zwischen Mitgliedstaaten - sowohl im �/�R��
�F�N�H�U�E�L�H��������als auch im �9�|�O�N�H�U�P�R�U�G���)�D�O�O��zwischen Bosnien-Herzegowina und Serbien-
Montenegro19 sowie im �.�R�V�R�Y�R���)�D�O�O������ eingeschlagen, in denen jeweils inzident Fragen 
der Rechtmäßigkeit des Handelns internationaler Organisationen aufgeworfen wurden. 
Allerdings ergeben sich aus den vorliegenden Entscheidungen des Gerichtshofs nur spär-
liche Anhaltspunkte für ihre Beantwortung.21 Der „außergerichtliche Vergieich" im �/�R��
�F�N�H�U�E�L�H���9�H�U�I�D�K�U�H�Q��������der zur Klagsrücknahme führte, machte eine klare Stellungnahme 
zur Rechtmäßigkeit der Sicherheitsratssanktionen gegen Libyen überflüssig. Ebenso er-
übrigte sich eine Thematisierung der Rechtmäßigkeit von NATO-Handlungen, nachdem 
der Gerichtshof die Klage Serbiens im �.�R�V�R�Y�R���)�D�O�O��als unzulässig zurückwies.23 

16 �3�K�����6�D�Q�G�V���3���.�O�H�L�Q����Bowett's Law of International Institutions (2001 ), 341. 
17 Artikel 37(1) ILO: "Any question or dispute relating to the interpretation of this Constitution or of any 

subsequent Convention concluded by the Members in pursuance of the provisions of this Constitution 
shall be referred for decision to the International Court of Justice."; Artikel 75 WHO: "Any question or 
dispute concerning the interpretation or application of this Constitution which is not settled by negotiation 
or by the Health Assembly shall be referred to the International Court of Justice in conformity with the 
Statute of the Court, unless the parties concerned agree on another mode of settlement."; Artikel XIV(2) 
UNESCO: "Any question or dispute concerning the interpretation ofthis Constitution shall be referred for 
determination to the International Court of Justice or to an arbitral tribunal, as the General Conference 
may determine under its rules of procedure."; ArtikelXVII (A) IAEA Statute: "Any question or dispute 
concerning the interpretation or application of this Statute which is not settled by negotiation shall be 
referred to the International Court of Justice in conformity with the Statute of the Court, unless the parties 
concerned agree on another mode of settlement." 

18 �4�X�H�V�W�L�R�Q���R�I���,�Q�W�H�U�S�U�H�W�D�W�L�R�Q���D�Q�G���$�S�S�O�L�F�D�W�L�R�Q���R�I���W�K�H�������������0�R�Q�W�U�H�D�O���&�R�Q�Y�H�Q�W�L�R�Q���D�U�L�V�L�Q�J���I�U�R�P���W�K�H���$�H�U�L�D�O���,�Q�F�L��
�G�H�Q�W���D�W���/�R�F�N�H�U�E�L�H�����/�L�E�\�D�Q���$�U�D�E���-�D�P�D�K�L�U�L�\�D���Y�����8�Q�L�W�H�G���.�L�Q�J�G�R�P�����/�L�E�\�D�Q���$�U�D�E���-�D�P�D�K�L�U�L�\�D���Y�����8�Q�L�W�H�G��
�6�W�D�W�H�V������ICJ, 14 April 1992, Provisional Measures, Order, ICJ Reports (1992), 3, 114; ICJ, 27 February 
1998, Preliminary Objections, ICJ Reports (1998) 9, 115. 

19 �$�S�S�O�L�F�D�W�L�R�Q���R�I���W�K�H���&�R�Q�Y�H�Q�W�L�R�Q���R�Q���W�K�H���3�U�H�Y�H�Q�W�L�R�Q���D�Q�G���3�X�Q�L�V�K�P�H�Q�W���R�I���W�K�H���&�U�L�P�H���R�I���*�H�Q�R�F�L�G�H�����%�R�V�Q�L�D���D�Q�G��
�+�H�U�]�H�J�R�Y�L�Q�D���Y�����<�X�J�R�V�O�D�Y�L�D������Order ofthe Court on provisional ineasures, 13 September 1993, ICJ Reports 
(1993) 325; Judgment of the Court on preliminary objections, 11 July 1996, ICJ Reports (1996) 595; 
�$�S�S�O�L�F�D�W�L�R�Q���I�R�U���5�H�Y�L�V�L�R�Q���R�I���W�K�H���-�X�G�J�P�H�Q�W���R�I���������-�X�O�\�������������L�Q���W�K�H���&�D�V�H���F�R�Q�F�H�U�Q�L�Q�J���$�S�S�O�L�F�D�W�L�R�Q���R�I���W�K�H���&�R�Q��
�Y�H�Q�W�L�R�Q���R�Q���W�K�H���3�U�H�Y�H�Q�W�L�R�Q���D�Q�G���3�X�Q�L�V�K�P�H�Q�W���R�I���W�K�H���&�U�L�P�H���R�I���*�H�Q�R�F�L�G�H�����%�R�V�Q�L�D���D�Q�G���+�H�U�]�H�J�R�Y�L�Q�D���Y�����<�X�J�R�V�O�D��
�Y�L�D�������3�U�H�O�L�P�L�Q�D�U�\���2�E�M�H�F�W�L�R�Q�V�����<�X�J�R�V�O�D�Y�L�D���Y�����%�R�V�Q�L�D���D�Q�G���+�H�U�]�H�J�R�Y�L�Q�D������Judgment of the Court, 3 February 
2003, verfügbar unter http://www.icj-cij.org/icjwww/idocket/iybh/iybhframe.htm. 

20 �&�D�V�H���F�R�Q�F�H�U�Q�L�Q�J���/�H�J�D�O�L�W�\���R�I���8�V�H���R�I���)�R�U�F�H�� ���6�H�U�E�L�D���D�Q�G���0�R�Q�W�H�Q�H�J�U�R���Y�����%�H�O�J�L�X�P�����&�D�Q�D�G�D�����)�U�D�Q�F�H����
�*�H�U�P�D�Q�\�����,�W�D�O�\�����1�H�W�K�H�U�O�D�Q�G�V�����3�R�U�W�X�J�D�O�����6�S�D�L�Q�����8�Q�L�W�H�G���.�L�Q�J�G�R�P�����8�Q�L�W�H�G���6�W�D�W�H�V������Preliminary Objections, 
Judgment of 15 December 2004, verfügbar unter http://www.icj-cij .org/icjwww/idocket/iybe/iybeframe. 
htm. 

21 �$�S�S�O�L�F�D�W�L�R�Q���R�I���W�K�H���&�R�Q�Y�H�Q�W�L�R�Q���R�Q���W�K�H���3�U�H�Y�H�Q�W�L�R�Q���D�Q�G���3�X�Q�L�V�K�P�H�Q�W���R�I���W�K�H���&�U�L�P�H���R�I���*�H�Q�R�F�L�G�H�����%�R�V�Q�L�D���D�Q�G��
�+�H�U�]�H�J�R�Y�L�Q�D���Y�����<�X�J�R�V�O�D�Y�L�D������Order ofthe Court on provisional measures, 13 September 1993, ICJ Reports 
(1993) 325, sep. op. Lauterpacht, para. 96 ff. 

22 �4�X�H�V�W�L�R�Q���R�I���,�Q�W�H�U�S�U�H�W�D�W�L�R�Q���D�Q�G���$�S�S�O�L�F�D�W�L�R�Q���R�I���W�K�H�������������0�R�Q�W�U�H�D�O���&�R�Q�Y�H�Q�W�L�R�Q���D�U�L�V�L�Q�J���I�U�R�P���W�K�H���$�H�U�L�D�O���,�Q�F�L��
�G�H�Q�W���D�W���/�R�F�N�H�U�E�L�H�����/�L�E�\�D�Q���$�U�D�E���-�D�P�D�K�L�U�L�\�D���Y�����8�Q�L�W�H�G���.�L�Q�J�G�R�P�����/�L�E�\�D�Q���$�U�D�E���-�D�P�D�K�L�U�L�\�D���Y�����8�Q�L�W�H�G��
�6�W�D�W�H�V������Order of 10 September 2003: Case removed from the Court's List at the joint request of the Par-
ties; verfügbar unter http://www.icj -cij.org/icjwww/idocket/ilus/ilusframe.htm. 

23 �&�D�V�H���F�R�Q�F�H�U�Q�L�Q�J���/�H�J�D�O�L�W�\���R�I���8�V�H���R�I���)�R�U�F�H�� ���6�H�U�E�L�D���D�Q�G���0�R�Q�W�H�Q�H�J�U�R���Y�����%�H�O�J�L�X�P�����&�D�Q�D�G�D�����)�U�D�Q�F�H����
�*�H�U�P�D�Q�\�����,�W�D�O�\�����1�H�W�K�H�U�O�D�Q�G�V�����3�R�U�W�X�J�D�O�����6�S�D�L�Q�����8�Q�L�W�H�G���.�L�Q�J�G�R�P�����8�Q�L�W�H�G���6�W�D�W�H�V������Preliminary Objections, 
Judgment of 15 December 2004, verfügbar unter http://www.icj-cij.org/icjwww/idocket/iybe/iybeframe. 
htm. 
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Immerhin lässt sich aus dem �/�R�F�N�H�U�E�L�H�������� sowie aus dem noch anhängigen �9�|�O�N�H�U�P�R�U�G��
Fa1125 ableiten, dass der IGH an seiner prinzipie11en, rechtlichen Überprüfungskompetenz 
offensichtlich nicht zweifelt, sonst hätte er die Verfahren ja schon auf der Zulässigkeits-
ebene beenden können. 

Das Fehlen einer aktiven und passiven Klagslegitimation der VN wurde bereits mehr-
fach kritisch verzeichnet. 26 Forderungen nach einer Änderung im Sinne einer Auswei-
tung der Kompetenzen des IGH, sei es in bescheidener Weise durch eine Erweiterung 
des Kreises der Antragsberechtigten für Rechtsgutachten27 oder in einem umfassenderen 
Sinne durch eine Möglichkeit die VN zu klagen28 unter Umständen· sogar als Einzelper-
sonen,29 sind weit von einer politischen Realisierbarkeit entfernt. Doch das Beispiel an-
derer internationaler Organisationen zeigt, dass es tatsächlich der politische Wille ist, auf 
den es hier ankommt. Modelle einer echten Rechtmäßigkeitskontrolle, wenn auch in be-
scheidenem Ausmaß, sind durchaus vorhanden: 

So verfügt das Seerechtsübereinkommen der VN über eine interessante Möglichkeit, 
Staatengemeinschaftsorgane zumindest teilweise einer direkten gerichtlichen Kontrolle 
zu unterwerfen. Dies ergibt sich aus den Bestimmungen über die Jurisdiktion des Inter-
nationalen Seegerichtshofes. Artikel 187 Seerechtsübereinkommen sieht unter anderem 
eine Zuständigkeit der Meeresbodenkammer des Seegerichtshofes für Streitigkeiten mit 
der Internationalen Meeresbodenbehörde vor.30 Artikel 189 klammert jedoch eine ,judi-
cial review" von rechtssetzenden Akten der Meeresbodenbehörde aus. 31 

24 �4�X�H�V�W�L�R�Q���R�I���,�Q�W�H�U�S�U�H�W�D�W�L�R�Q���D�Q�G���$�S�S�O�L�F�D�W�L�R�Q���R�I���W�K�H�������������0�R�Q�W�U�H�D�O���&�R�Q�Y�H�Q�W�L�R�Q���D�U�L�V�L�Q�J���I�U�R�P���W�K�H���$�H�U�L�D�O���O�Q�F�L��
�G�H�Q�W���D�W���/�R�F�N�H�U�E�L�H�����/�L�E�\�D�Q���$�U�D�E���-�D�P�D�K�L�U�L�\�D���Y�����8�Q�L�W�H�G���.�L�Q�J�G�R�P�����/�L�E�\�D�Q���$�U�D�E���-�D�P�D�K�L�U�L�\�D���Y�����8�Q�L�W�H�G��
�6�W�D�W�H�V������op. cit. Anm. 18. 

25 �$�S�S�O�L�F�D�W�L�R�Q���R�I���W�K�H���&�R�Q�Y�H�Q�W�L�R�Q���D�Q���W�K�H���3�U�H�Y�H�Q�W�L�R�Q���D�Q�G���3�X�Q�L�V�K�P�H�Q�W���R�I���W�K�H���&�U�L�P�H���R�I���*�H�Q�R�F�L�G�H�����%�R�V�Q�L�D���D�Q�G��
�+�H�U�]�H�J�R�Y�L�Q�D���Y�����<�X�J�R�V�O�D�Y�L�D������op. cit. Anm. 19. 

26 �'���� �%�R�Z�H�W�W����The Court's Role in Relation to International Organizations, in: V. Lowe/M. Fitzmaurice 
(Hrsg.), Fifty Years of the International Court of Justice: Essays in Honour of Sir Robert Jennings (1996), 
181; �3�K�����&�R�X�Y�U�H�X�U����Developpements recents concernant l'acces des Organizations intergouvernementales 
a Ja procedure contentieuse devant la Court Internationale de Justice, in: E. Yakpo/T. Boumedra (Hrsg.), 
Liber Amicorum Judge Mohammed Bedjaoui (1999), 293. 

27 Vgl. �%�����G�H���&�K�D�]�R�X�U�Q�H�V����Accountability, Rule of Law and ICJ Advisory Opinions, in �:�� �+�H�H�U�H��(Hrsg.), 
From Government to Governance (2004), 78. 

28 Vgl. die Vorschläge von �.�����:�H�O�O�H�Q�V��unter "Direct remedial action by wider access to the Court: amending 
Article 34", ILA Committee on "Accountability of International Organisations", Final Report, 71st ILA 
Conference in Berlin 2004 (2004), 232 ff. Verfügbar unter http://www.ila-hq.org/html/layout_committee. 
htm sowie in �.�����:�H�O�O�H�Q�V����Remedies against International Organisations (2002), 224. 

29 �0�� �-�D�Q�L�V����Individualsand the International Court of Justice, in: A. Muller/D. Raic/J. Thuransky (Hrsg.), 
The International Court of Justice. Its Future Role After Fifty Years (1997), 205. 

30 Artikel 187 UNCLOS, 21 ILM 1307 (1982): "The Seabed Disputes Chamber shall have jurisdiction under 
this Part and the Annexes relating thereto in disputes with respect to activities in the Area falling within 
the following categories: 
[ ... ] 
(b) disputes between a State Party and the Authority concerning: 
(i) acts or omissions of the Authority or of a State Party alleged to be in violation of this Part or the An-
nexes relating thereto or of rules, regulations and procedures of the Authority adopted in accordance 
therewith; or 
(ii) acts of the Authority alleged to be in excess of jurisdiction or a misuse of power; 
( c) disputes between parties to a contract, being States Parties, the Authority or the Enterprise, state enter-
prises and natural or juridical persons referred to in article 153, paragraph 2(b), concerning: 
(i) the interpretation or application of a relevant contract or a plan of work; or 
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Im Bereich anderer organisationsintemer Gerichte oder Streitbeilegungsmechanismen 
finden sich kaum Anhaltspunkte für eine Rechtmäßigkeitskontrolle der Handlungen der 
jeweiligen Organisation. 

Beispielsweise wäre hier der WTO-Streitbeilegungsmechanismus - institutionell aus Pa-
nels und dem Berufungsgremium bestehend - zu nennen. Obwohl formell Organ der 
WTO, übt das Berufungsgremium keine nennenswerte Kontrollfunktion gegenüber der 
Organisation WTO selbst bzw. gegenüber WTO-Organen aus. Das ergibt sich natürlich 
primär aus den Bestimmungen des WTO-Streitbeilegungsübereinkommens, das eine 
ausschließliche Zuständigkeit der Streitbeilegungsinstitutionen für Streitigkeiten zwi-
schen WTO-Mitgliedem verankert. 32 Der eigentliche Grund für die fehlende Zuständig-
keit der WTO-Streitbeilegungsinstitutionen im Hinblick auf Akte der WTO liegt jedoch 
im Fehlen relevanter Akte der WTO. Im Gegensatz zu den extensiven Rechtsetzungs-
funktionen der supranationalen Gemeinschaften und zu den schon geringeren Befugnis-
sen des Sicherheitsrates der VN verfügen die Organe der WTO über keine weit reichen-
den Rechtssetzungs- oder -vollziehungsbefugnisse, die einer Überprüfung zugänglich 
wären. 

Freilich ist auch hier eine Einschränkung zu machen; WTO-Organe verfügen immerhin 
über die Möglichkeit, verbindliche Auslegungen der WTO-Übereinkommen vorzuneh-
men. 33 Solche Auslegungen können dann durchaus Gegenstand einer indirekten Überprü-
fung von WTO-Streitbeilegungsinstitutionen werden, etwa wenn sich diese nicht für dar-
an gebunden halten. 

Eine solche inzidente Kontrolle hat unlängst im Rahmen von NAFTA für einige Aufre-
gung gesorgt. NAFTA ist auch ein gutes Beispiel für eine Einrichtung, die nicht als in-

(ii) acts or omissions of a party to the contract relating to activities in the Area and directed to the other 
party or directly affecting its legitimate interests; 
[ ... ]" 

31 Artikel 189 UNCLOS, 21 ILM 1307 (1982): "The Seabed Disputes Chamber shall have no jurisdiction 
with regard to the exercise by the Authority of its discretionary powers in accordance with this Part; in no 
case shall it substitute its discretion for that of the Authority. Without prejudice to article 191, in exercis-
ing its jurisdiction pursuant to article 187, the Seabed Disputes Chamber shall not pronounce itself on the 
question of whether any rules, regulations and procedures of the Authority are in conformity with this 
Convention, nor declare invalid any such rules, regulations and procedures. Its jurisdiction in this regard 
shall be confined to deciding claims that the application of any rules, regulations and procedures of the 
Authority in individual cases would be in conflict with the contractual obligations of the parties to the 
dispute or their obligations under this Convention, claims conceming excess of jurisdiction or misuse of 
power, and to claims for damages to be paid or other remedy to be given to the party concemed for the 
failure of the other party to comply with its contractual obligations or its obligations under this Conven-
tion." 

32 Artikel 1(1) DSU, 33 ILM 1226 (1994), definiert die Reichweite der Streitschlichtung als "disputes be-
tween Members conceming their rights and obligations under the provisions of the [WTO Agreement]." 
Vgl. zum WTO-Streitbeilegungsverfahren auch �7�K�����&�R�W�W�L�H�U����Dispute Settlement in the World Trade Or-
ganization: Characteristics and Structural Implications for the European Union, Common Market Law 
Review 35 (1998), 325-378; �(�����8���3�H�W�H�U�V�P�D�Q�Q����The GATT/WTO Dispute Settlement System (1997). 

33 Artikel IX(2) WTO-Übereinkommen, 33 ILM 1148 (1994): "Tue Ministerial Conference and the General 
Council shall have the exclusive authority to adopt interpretations of this Agreement and of the Multilat-
eral Trade Agreements. In the case of an interpretation of a Multilateral Trade Agreement in Annex 1, they 
shall exercise their authority on the basis of a recommendation by the Council overseeing the functioning 
ofthatAgreement. The decision to adopt an interpretation shall be taken by a three-fourths majority ofthe 
Members. This paragraph shall not be used in a manner that would undermine the amendment provisions 
in Article X." 
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temationale Organisation, sondern bloß als Vertragswerk, das durch zwischenstaatliche 
Vertragsdurchführungsorgane operiert, anzusehen ist. Das wichtigste Staatengemein-
schaftsorgan des NAFTA ist die Freihandelskommission (Free Trade Commission), die -
der WTO vergleichbar - die Befugnis hat, verbindliche Auslegungen der NAFTA-Be-
stimmungen vorzunehmen. 34 

Im Rahmen der gemischten Investitionsstreitbeilegung des Chapter 11, idR entweder 
durch ICSID Additional Facility oder UNCITRAL Arbitration, war nun genau eine sol-
che Auslegung von NAFTA Bestimmungen durch die Free Trade Commission Gegen-
stand der Überlegungen. Es handelte sich dabei um die Feststellung, dass die im NAFTA 
enthaltene Verpflichtung zur gerechten und billigen Behandlung35 ausländischer Investo-
ren als gleichbedeutend mit der Einhaltung des �L�Q�W�H�U�Q�D�W�L�R�Q�D�O���P�L�Q�L�P�X�P���V�W�D�Q�G�D�U�G��anzuse-
hen wäre. 36 Dieser Interpretation sind mittlerweile einige NAFTA-Schiedsentscheidun-
gen gefolgt. 37 

Ein NAFTA-Schiedstribunal im Fall �3�R�S�H���	�� �7�D�O�E�R�W������hatte jedoch gröbere Bedenken, 
was nicht besonders verwundert, richtete sich die Interpretation der NAFTA Free Trade 
Commission doch im Wesentlichen gegen den Zwischenschiedsspruch desselben Pa.:. 
nels. 39 Doch für diesen Widerstand waren freilich rechtliche Gründe vonnöten und diese 
fand das Schiedstribunal in einer möglichen Überschreitung der Kompetenz der Free 
Trade Commission bei ihrem „Auslegungsversuch". Entsprechend klar formulierte das 
NAFTA-Schiedspanel als Ausgangsfrage, ob die umstrittene Interpretation durch die 
Freihandelskommission eine rechtswirksame Ausübung der Interpretationskompetenz 
derselben und damit für das Panel verbindlich war40 

- eine schönere Umschreibung der 
Ultra-vires-Doktrin lässt sich kaum finden. Leider gibt das Schiedstribunal keine eindeu-
tige Antwort auf diese Frage, da es zu dem Schluss kommt, dass sein eigener Zwischen-
schiedsspruch mit der nun von der Free Trade Commission geforderten Interpretation 
ohnehin vereinbar sei. 

34 Artikel 2001(2) NAFTA: "The Commission shall: (a) supervise the implementation ofthis Agreement; (b) 
oversee its fürther elaboration; ( c) resolve disputes that may arise regarding its interpretation or applica-
tion; [ ... ] (e) consider any other matter that may affect the operation ofthis Agreement." 
Artikel 1131 (2) NAFTA: "An interpretation by the Commission of a provisiori of this Agreement shall be 
binding on a Tribunal established under this Section." 

3 5 Artikel 1105 NAFTA: "Each Party shall accord to investments of investors of another Party treatment in 
accordance with international law, including fair and equitable treatment and füll protection and security." 

36 2001 hat die NAFTA Free Trade Commission festgestellt, dass "l. Article 1105(1) prescribes the custom-
ary international law minimum standard of treatment of aliens as the minimum standard of treatment to be 
afforded to investments of investors of another Party. 2. The concepts of 'fair and equitable treatment' and 
'füll protection and security' do not require treatment in addition to or beyond that which is required by 
the customary international law minimum standard of treatment of aliens." NAFTA Free Trade 
Commission Clarifications Related to NAFTA Chapter 11, Entscheidung v 31.7.2001, verfügbar unter 
http://www.dfait-maeci.gc.ca/tna-nac/NAFTA-Interpr-en.asp oder http://www.worldtradelaw.net/nafta/ 
chapllinterp.pdf#search='NAFTA%20Free%20Trade%20Commission%20'. 

37 Vgl. �0�R�Q�G�H�Y���,�Q�W�H�U�Q�D�W�L�R�Q�D�O���/�W�G�����Y�����8�Q�L�W�H�G���6�W�D�W�H�V���R�I���$�P�H�U�L�F�D����ICSID Case No. ARB(AF)/99/2, ICSID Ad-
ditional Facility Schiedsspruch v 11.10.2002, 42 ILM 85 (2003), para. 122; �8�Q�L�W�H�G���3�D�U�F�H�O���6�H�U�Y�L�F�H���R�I��
�$�P�H�U�L�F�D���-�Q�F�����Y�����*�R�Y�H�U�Q�P�H�Q�W���R�I���&�D�Q�D�G�D����Zuständigkeitsentscheidung v 22.11.2002, para. 97; �$�'�)���*�U�R�X�S��
�,�Q�F�����Y�H�U�V�X�V���8�Q�L�W�H�G���6�W�D�W�H�V���R�I���$�P�H�U�L�F�D����Case No. ARB(AF)/00/1, ICSID Additional Facility Schiedsspruch 
v 9.1.2003, 6 ICSID Reports 470, 527, para. 199. 

38 �3�R�S�H���	�� �7�D���E�R�W���Y�����&�D�Q�D�G�D����Award in Respect ofDamages v 31.5.2002, 41 ILM 1347 (2002). 
39 �3�R�S�H���	�� �7�D���E�R�W���Y�����&�D�Q�D�G�D����Interim Award v. 26.6.2000, verfügbar unter http://www.naftalaw.org. 
40 �R�S�����F�L�W����(Anm. 38), para. 16. 
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